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Einigkeit macht stark
Gemeinsam im Dienst der Kommunen liefert Mercedes-
Benz mit zahlreichen Zulieferfirmen den optimalen

Unimog für den individuellen Bedarf.
Der neue U 20, der im Schwarzwald vorgestellt
wurde, ist noch wendiger, leichter, kompakter,

günstiger im Preis und flexibler einsetzbar. S. 11/12
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„Den Wandel gestalten“ lautete das Tagungsthema zur Zukunft der Gemeinden in Bad Berneck.
Unsere Aufnahme zeigt den Ortskern von Weidenberg. Das Sanierungskonzept des Marktes in
der Nähe von Bayreuth wurde bei der Veranstaltung exemplarisch erläutert (vgl. Seite 10). ��

Bayerischer Gemeindetag:

Fokus auf Klimaschutz
Treffen der Großen Mitglieder in Deggendorf

Aktuelle umweltpolitische Themen standen im Vordergrund ei-
nes Treffens der Großen Mitglieder des Bayerischen Gemeinde-
tags in Deggendorf. Neben Umweltminister Dr. Otmar Bern-
hard lieferte dabei u. a. Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl
die notwendigen Informationen.

Nach der Begrüßung durch die
gastgebende Oberbürgermeiste-
rin Anna Eder führte Gemeinde-
tagspräsident Dr. Uwe Brandl,
Abensberg, in die Thematik ein.
Brandl zufolge sind derzeit drei
Themenfelder für die Gemein-
den im Umweltschutzbereich
von besonderem Interesse: die
Umsetzung der Umgebungs-
lärmrichtlinie, das Aktions-
programm Wasserschutzgebiete
sowie Klimaschutzaktivitäten
durch die Gemeinden.

Lärmaktionspläne

Was die Umgebungslärmricht-
linie angeht, „hoffen wir noch
auf Zugeständnisse im Gesetzge-
bungsverfahren“, so Brandl. Vor-
dringlich fordere der Gemeinde-
tag die Zuständigkeit der Regie-
rungen für die Aufstellung von

Lärmaktionsplänen an Haupt-
verkehrsstraßen - hilfsweise zu-
mindest finanzielle und sachli-
che Unterstützung bei der Auf-
stellung der Lärmaktionspläne
und Zulieferung der Lärmkartie-
rung auch in der 2. Tranche und
für die Folgekartierungen. Brandl:
„Egal welche Entscheidung der
Landtag am Ende trifft: „Wichtig
ist, dass Aufwand und Ertrag im
vernünftigen Verhältnis stehen
und große Spielräume verblei-
ben, ob und in welchem Umfang
geplant wird.“

Essentielles Thema Wasser

Beim Aktionsprogramm Was-
serschutzgebiete wiederum han-
delt es sich um ein für die Ge-
meinden als Wasserversorger es-
sentielles Thema, „weshalb der
Bayerische Gemeindetag auch
nicht bereit ist, auch nur ein Jota
vom bewährten hoheitlichen
Schutz der Trinkwasserversor-
gung abzurücken“, betonte der
Präsident. Mit den Gemeinden
sei nur machbar, dass die bereits

praktizierte Vorgehensweise vie-
ler Wasserversorger, nämlich
die Entschädigungs- und Aus-
gleichssummen möglichst nicht
über ein Verfahren, sondern über
Verträge zu regeln, im Gesetz
verankert wird. Darüber hinaus
könnten Vereinbarungen über die
nicht zwingend erforderlichen
Schutzauflagen in der Schutzzo-
ne 3 geschlossen werden.

Klimaschutz

In punkto gemeindlicher Bei-
trag zum Klimaschutz verwies
Brandl auf „schon sehr früh vor-
bildliche Projekte auch aus dem
Kreis unserer Großen Mitglie-
der“. Als Beispiele nannte er die
energetische Gebäudesanierung
von mehreren Liegenschaften
der Stadt Wunsiedel, die Ener-
gieeinsparkonzepte der Stadt
Deggendorf für zahlreiche ge-
meindliche Gebäude sowie das
Nah- und Fernwärmekonzept
der Stadt Burghausen.

Brandl kündigte an, dass der
Bayerische Gemeindetag der
Klima-Allianz als Bündnispart-
ner beitreten wird. Eine Allianz
sei jedoch ein kraftvolles Zu-
sammenwirken und keine staat-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Städtetag fordert:

Vernünftige Löhne
Schaidinger erläutert Verbandsposition vor der Presse
Einstimmig hat sich der Vorstand des Bayerischen Städtetags
für die Einführung eines Mindestlohns ausgesprochen. Deren
Vorsitzender, Regensburgs Oberbürgermeister Hans Schaidin-
ger, meinte vor Pressevertretern in München: „Für den, der ar-
beitet, muss ein Auskommen ohne Sozialleistungen möglich sein.
Die Kommunen seien die „Betroffenen“, wenn Menschen nicht
von ihrer Arbeit leben könnten, denn sie müssten die Zuzahlun-
gen aus Hartz IV aufbringen. Vom Staat erwarte man deshalb
eine Regelung, die den Kommunen diese Ausgaben erspare.

Schaidinger stellte klar, der
Städtetag wolle sich mit seiner
Forderung nicht in die parteipo-
litische Diskussion einmischen;
vielmehr handle der Verband le-
diglich aus „kommunalpoliti-
scher Betroffenheit“ (siehe dazu
auch Kasten Seite 4).

Gemeinsam kümmern
um Langzeitarbeitslose

Darüber hinaus sprach sich der
Vorstand des Bayerischen Städ-
tetags dafür aus, dass sich die
Städte weiterhin gemeinsam mit
den Arbeitsagenturen um die
Langzeitarbeitslosen kümmern
sollen. Zwar hat das Bundesver-
fassungsgericht Schaidinger zu-
folge die bestehende Organisati-
onsform zwischen Städten und
der Bundesagentur für Arbeit für
verfassungswidrig erklärt. Das
Gericht stelle aber selber fest,
dass die Gewährung der Grund-
sicherung für Arbeitssuchende
„aus einer Hand“ ein sinnvolles
Regelungsziel sei.

Die Bundesregierung sei nun-
mehr aufgefordert, eine Gesetzes-
änderung auf den Weg zu brin-

gen, die weiterhin die Kooperati-
on zwischen den Geldleistungen
für Arbeitssuchende und der Ar-
beitsvermittlung ermöglicht. Da-
bei hätten der Bund und die Bun-
desagentur für Arbeit ihre zentra-
listische Steuerung des Arbeits-
markts aufzugeben und den Ar-
beitsagenturen vor Ort Entschei-
dungsspielräume zuzugestehen.
Schließlich benötigten Langzeit-
arbeitslose wesentlich mehr und
individuellere Hilfe. Hier ver-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Umweltminister Dr. Otmar Bernhard, Oberbürgermeisterin
Anna Eder, Gemeindetags-Geschäftsführer Dr. Jürgen Busse
und Dr. Johann Keller, Verbandsdirektor. ��

E.ON Bayern-Vertriebsvorstand Dr. Stefan Vogg:

Kundennähe und
Regionalität weiter stärken

Zehn Millionen Euro für Energiespar-Impulse
Die bayerischen Kommunen haben im vergangenen Jahr
erstmals aus dem Energiesparfonds bei E.ON Bayern „ge-
schöpft“. Insgesamt 1,8 Millionen Euro wurden für ener-
giesparende Projekte in den Städten und Gemeinden aus-
geschüttet. „Die Einzelsummen reichen von einigen hun-
dert bis zu 17 500 Euro“, sagte E.ON Bayern-Vertriebsvor-
stand Dr. Stefan Vogg der Bayerischen Gemeindezeitung.

Da die Kriterien für die Förde-
rung sehr breit angelegt seien,
habe der Energiedienstleister al-
le Anträge der Kommunen erfül-
len können. Da heuer und näch-
stes Jahr weitere insgesamt 8,8
Millionen in den Fonds fließen,
könne die Fördersumme für eine
Kommune auf drei Jahre durch-
aus auf 100 000 Euro ansteigen.

Konkrete Maßnahmen

Die Mittel werden überwie-
gend für konkrete Maßnahmen
zur Optimierung des Energiever-
brauchs eingesetzt, insbesondere
in der Straßenbeleuchtung, der
Dämmung und Sanierung von
Gebäuden sowie für die Erstel-
lung von Energiekonzepten.
Trotz der 2007 erfolgten und an
die Kommunen weitergegebe-
nen Senkung der Netzentgelte
bleibt der Energiesparfonds in
voller Höhe erhalten.

Der Energiesparfonds ist Be-
standteil des auf vier Jahre abge-
schlossenen Rahmenvertrags,
dem sich 2006 rund 1970 kom-
munale Kunden (Städte, Märkte,
Gemeinden, Zweckverbände,
Landkreise und Bezirke) ange-
schlossen haben. „Dieses Modell
egalisiert die damals festgelegten
moderaten Preiserhöhungen und
gibt einen Anstoß, energiespa-
rende Maßnahmen durchzu-
führen“, sagt Dr. Vogg.

Strompreis-Niveau

Das Strompreis-Niveau für
Kommunen liege etwa 20 Pro-
zent unter dem Marktpreisni-
veau, woraus jährliche Eins-
parungen von über 20 Millio-
nen Euro für die Kommunen
resultierten. Das ist sicherlich
mit ein Grund dafür, dass
E.ON Bayern selbst bei Europa
weiten Ausschreibungen noch

keine Kommune verloren habe.
Während die Politik ganz ak-

(Fortsetzung auf Seite 2)

Plant Ihre Kommune ein
Projekt, das besonders um-
weltschonend, nachhaltig und
dennoch wirtschaftlich ist?
Dann sollten Sie sich um den
E.ON Bayern-Umweltpreis
bewerben! Vertriebsvorstand
Dr. Stefan Vogg: „Neben dem
eigenen Engagement für eine
umweltgerechte Energiever-
sorgung fördern wir mit dem
Umweltpreis auch heuer wie-
der die ökologischen Leistun-
gen anderer.“ Gute ökologi-
sche Ideen sollten in die Tat
umgesetzt werden. „Das ist in
unseren Augen praktizierter
Umweltschutz, von dem wir
letztendlich alle profitieren“,
so Vogg weiter.

Der Preis hat ein Fördervo-
lumen von insgesamt 250 000
Euro. Davon werden 50 000
Euro als Hauptpreis an ein be-
sonders herausragendes Pro-
jekt verliehen, je 20 000 Euro
gehen an zehn weitere Gewin-
ner. Die Bewerbungszeit läuft
noch bis 31. März 2008. �

E.ON Bayern-Umweltpreis:

Bis 31. März
2008 bewerben
Bis 31. März

2008 bewerben

RegensburgerTeamwork
Ein Bild von der geliebten Heimatstadt
Regensburg mit den markanten Türmen
des Doms im Hintergrund überreichte
Oberbürgermeister Hans Schaidinger
seinem Stellvertreter Gerhard Weber zu
dessen 60. Geburtstag. S. 3



LANDES- UND BUNDESPOLITIK2 GZ14. 02. 2008

Bürgermeister
Wolfgang Kistner

90617 Puschendorf
am 3.3.

Bürgermeister Karl Baier
95237 Weißdorf

am 24.2.

Bürgermeister Josef Jahner
83349 Palling

am 26.2.

Bürgermeister
Matthias Gundler
92723 Tännesberg

am 27.2.

Bürgermeister Ludwig Reger
92444 Rötz

am 28.2.

Bürgermeisterin
Marlies Häfner

86748 Marktoffingen
am 28.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Konrad Schickaneder
84104 Rudelzhausen

am 28.2.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Markus Loth

82362 Weilheim
am 22.2.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Popp

97780 Gössenheim
am 2.3.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfred Hemrich

97237 Altertheim
am 28.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Anton Schweiger

93356 Teugn
am 1.3.

Bürgermeister Rudi Eck
97437 Haßfurt

am 20.2.

Bürgermeister Josef Drexler
82288 Kottgeisering

am 22.2.

Bürgermeister Dagobert Knott
93128 Regenstauf

am 24.2.

Bürgermeister
Michael Botzenhart
87781 Ungerthausen

am 28.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Herbert Bär

91189 Rohr
am 1.3.
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Finanzminister Huber legt dem Landtag den Nachtragsetat 2008 vor:

Investieren, vorsorgen,
Schulden tilgen

Partnerschaft mit den Kommunen betont
Der kommunale Finanzausgleich bleibt einer der Schwer-
punkte der Regierung Beckstein. In seiner Einbringungsrede
im Landtag zum Nachtragshaushalt 2008, der den vor einem
Jahr beschlossenen Stammhaushalt von rund 36 auf 39 Milli-
arden Euro erhöht, nannte Finanzminister Erwin Huber
außerdem Bildung und Forschung, Familie, Wirtschaftsförde-
rung und ländlichen Raum als die zentralen Aufgaben der
Landespolitik im Wahljahr 2008 und für die kommenden Jah-
re in Verbindung mit dem noch von der Regierung Stoiber vor-
gelegten Programm „Zukunft Bayern 2020“.

Die steigenden Steuereinnah-
men ermöglichen es, die heuer
rund zwei Milliarden Mehraus-
gaben ohne Neuverschuldung zu
finanzieren und sogar den letztes
Jahr mit 300 Millionen Euro
kontinuierlich begonnenen Ab-
bau der rund 23 Milliarden
Staatsschulden dieses Jahr mit
200 Millionen fortzuführen.

„Investieren, vorsorgen, til-
gen“ sei die finanzpolitische

nahmen Dritter mit 150 Mio. Eu-
ro. Die CSU-Fraktion hat dieses
Programm in ihrer Kreuther Ja-
nuar-Klausur um 50 Mio. Euro
aufgestockt.

Huber hob hervor, dass die
Mehrausgaben ohne die zunächst
in Aussicht genommenen 471
Mio. Euro aus Privatisierungser-
lösen gedeckt werden können.
Die beschleunigte Auszahlung
von Staatszuschüssen für nicht-

die kommunalen Verwaltungs-
haushalte. Den Bezirken kommt
per saldo eine Steigerung um 15
Mio. Euro im Sozialhilfeaus-
gleich auf 580 Mio. Euro zugute.
Der Finanzminister bilanzierte:
Die Kommunen gehören zu den
großen Gewinnern dieses Nach-
tragshaushaltes.

„GuteAnsätze“ und
„falsche Weichenstellungen“

Für die CSU stimmte Haus-
haltsausschussvorsitzender
Manfred Ach dem Etatentwurf
voll zu. Die Einigung mit den
kommunalen Spitzenverbänden
zeige erneut die enge Partner-
schaft des Staates mit ihnen. Die
Opposition bestätigte dem Fi-
nanzminister gute Ansätze im
Regierungsentwurf, warf ihm
aber auch falsche Weichenstel-
lungen und Versäumnisse insbe-
sondere in der Partnerschaft mit
den Kommunen vor.

Jürgen Dupper (SPD) meinte,
um eine gesamtstaatlich zufrie-
denstellende Investitionsquote
zu erreichen, müssten auch die
Kommunen ohne ausreichende
eigene Steuereinnahmen in die
Lage versetzt werden, ihre Auf-
gaben zu erledigen, um Lebens-
qualität vor Ort zu schaffen. Für
Thomas Mütze (Grüne) ist der
Nachtragsetat ein Eingeständnis
des Versagens der Staatsregie-
rung in den zurückliegenden Jah-
ren. Nach Stoibers Spardiktat
schütte die CSU jetzt wieder das
Füllhorn aus und überfällige In-
vestitionen würden als Zukunfts-
programme verkauft. Christine
Kamm (Grüne) forderte insbe-
sondere zum Krippen- und Kin-
dergartenausbau mehr Mittel für
die Kommunen. Der Finanzaus-
gleich 2009/10 müsse frühzeitig
mit den Spitzenverbänden abge-
stimmt werden.

Der Etatentwurf geht jetzt in
die Ausschussberatungen. Huber
rechnet mit der Verabschiedung
im April. Zur Kommunalwahl
am 2.März will Ministerpräsi-
dent Beckstein die Kommunal-
politik der Staatsregierung am
19. Februar in einer Regierungs-
erklärung im Landtag noch Mal
insgesamt darstellen. rm

Richtungsweisende Entscheidung
Der kommunale Finanzausgleich nach dem

Urteil des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes

Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident

Dieses Popularklageverfahren zum Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshof war eine Be-
sonderheit: Die Bezirke Oberbayern und
Schwaben, dreißig bayerische Landkreise, die
vier schwäbischen kreisfreien Städte und
nicht weniger als 232 kreisangehörige schwä-
bische Gemeinden rügten die Verfassungs-
widrigkeit des bayerischen kommunalen Fi-
nanzausgleichs. Die Kläger waren der Auffas-
sung, sie seien seit Jahren einem die finanzi-
ellen Grundlagen der Selbstverwaltung aller
drei kommunalen Ebenen zerstörenden Ero-
sionsprozess ausgesetzt, der durch schwinden-
de Einnahmen und die steigenden Ausgaben
vor allem im Bereich der Sozialhilfe bedingt
sei. Für freiwillige Aufgaben, die in einem
Mindestmaß zum Kern der Selbstverwaltung
zählen, gebe es keinen Boden mehr und auch
im Pflichtbereich gerieten die Kommunen an
den Rand ihrer Leistungsfähigkeit.

Eine Reihe wichtiger Bestimmungen des Fi-
nanzausgleichsgesetzes, der Bezirksordnung
und des Ausführungsgesetzes zum Sozialgesetz-
buch wurden von den Klägern als verfassungs-
widrig angesehen. Insgesamt sei das verfas-
sungsrechtliche kommunale Selbstverwaltungs-
recht durch eine nicht mehr angemessene Fi-
nanzausstattung verletzt. Die Verteilungssymme-
trie zwischen den Kommunen und dem Freistaat
Bayern sei nicht mehr gewahrt.

Neuregelung bis Ende des Jahres 2009

Am 28. November 2007 sprach der Bayeri-
sche Verfassungsgerichtshof sein Urteil. Es ist
richtungsweisend für einen neuen kommunalen
Finanzausgleich. Sowohl die Klägerseite wie
der beklagte Freistaat Bayern zeigten sich als
Sieger - nicht das schlechteste Zeichen für eine
ausgewogene Entscheidung. Für die gesamten
drei Kommunalebenen ist von großer Bedeu-
tung, dass der Verfassungsgerichtshof das Fi-
nanzausgleichsgesetz insoweit für verfassungs-
widrig erklärt, als ein prozentualer Schutz, der
sich aus der Garantie der kommunalen Selbst-
verwaltung in der Verfassung verpflichtend er-
gibt, fehlt. Für die Entscheidungsfindung des
Gesetzgebers, dem ein weites gesetzgeberisches
Ermessen zukommt, müssen im Finanzaus-
gleichsgesetz zwingende Verfahrensregeln zum
Schutz der Selbstverwaltungsgarantie hinrei-
chend vorgegeben werden. Dies ist ein großer
substanzieller Gewinn für das verfassungsrecht-
lich garantierte kommunale Selbstverwaltungs-
recht. Das Gericht hat zwar nicht - wie bei Ver-
fassungswidrigkeit geboten - das Gesetz rück-
wirkend für nichtig erklärt, weil eine Rückab-
wicklung nicht mehr möglich ist, sondern hat
den Bayerischen Landtag verpflichtet, bis Ende
des Jahres 2009 eine Neuregelung zu finden, die
der Auffassung des Verfassungsgerichtshofes
entspricht. Dem heuer neu zu wählenden
Bayerischen Landtag steht also gleich zu Beginn
seiner Wahlperiode eine große Aufgabe für die

garantierte kommunale Selbstverwaltung bevor.
Die kommunalen Spitzenverbände werden nun
möglichst gemeinsame Vorschläge erarbeiten
müssen: eine Herausforderung im Sinne der
Harmonie zwischen dem Freistaat Bayern und
seinen Kommunen, aber auch des kommunalen
Friedens zwischen den Kommunalebenen. Die
mit der Popularklage weiter gerügten verfas-
sungsrechtlichen Verstöße im Finanzausgleichs-
und anderen Gesetzen hat der Bayerische Ver-
fassungsgerichtshof nicht anerkannt, im Wesent-
lichen, weil sie vom gesetzgeberischen Ermessen
ohne Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes ge-
deckt sind.

Wichtig erscheint noch die Feststellung des
Verfassungsgerichtshofs zum Konnexitätsprinzip
in Art. 83 BV. Danach kann dieses Prinzip mit
der Folge des Kostenersatzes durch das Land
nicht für Fälle gelten, bei der die Aufgabenüber-
tragung unmittelbar durch den Bundesgesetzge-
ber - im konkreten Fall durch das Sozialgesetz-
buch II erfolgte. Das oberste Gericht stellt fest:
„Nach dem Wortlaut des Art. 83 Abs. 3, 6 und 7
BV sowie dem eindeutig zu ermittelnden Willen
des Verfassungsgebers schließt die Zuweisung
einer Aufgabe an die Kommunen durch den
Bundesgesetzgeber die Anwendung des strikten
Konnexitätsprinzips nach bayerischem Verfas-
sungsrecht aus.“

Die Stellung der Länder als Mitglieder des
Bundesorgans Bundesrat spielt sonach keine
Rolle. Die bloße Umsetzung auf Landesebene,
die zwingend erforderlich war, setzt keine selbst-
ständige Ursache für die Kostenbelastung der
Kommunen. Erfreulich im Urteil des Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshofes ist vor allem
auch die Feststellung des Gerichts, dass die Ga-
rantie der kommunalen Selbstverwaltung eine
angemessene Finanzausstattung umfasst. Bei ih-
rer Ausgestaltung findet der Entscheidungsspiel-
raum des Gesetzgebers seine verfassungsrecht-
lichen Grenzen im Anspruch der Gemeinden und
Gemeindeverbände auf eine finanzielle Min-
destausstattung. Diese müsse so bemessen wer-
den, dass die Kommunen in die Lage versetzt
werden, alle ihre Aufgaben, das heißt neben den
Pflichtaufgaben des eigenen und übertragenen
Wirkungskreises, auch freiwillige Selbstverwal-
tungsaufgaben zu übernehmen.

Das Finanzausgleichsgesetz wird innerhalb
der nächsten eineinhalb Jahre um einen verfah-
rensmäßigen, aber wesentlichen Teil ergänzt
werden. Dies ist das Gebot des Bayerischen Ver-
fassungsgerichtshofes. Dies schließt nicht aus,
dass im Übereinkommen von Freistaat Bayern
und seinen Kommunen auch andere Fragen ei-
ner Lösung zugeführt werden, die immer wieder
Anlass für Reiberein und Streit waren. Das gilt
auch für die Ermittlung des Umfanges der Ver-
bundmasse nach den Bestimmungen des Grund-
gesetzes und der Bayerischen Verfassung. Die
kommenden Monate könnten dann zu einer Zeit
großer Befriedung zwischen dem Staat und sei-
nen Kommunalebenen führen. �

Grundlinie, propagierte der Fi-
nanzminister analog zur Regie-
rungserklärung Becksteins. Die
Finanzpolitik sei Basis und Weg-
weiser zur Vision für Bayern im
Jahr 2020. Im Sinne der Nach-
haltigkeit würden die Investitio-
nen um über 800 Mio. auf 5,1
Mrd. Euro, also um 1,6% ange-
hoben, so dass die Quote am ge-
samten Etat auf 13,5% steige.
Vor der Presse hatte Huber be-
stätigt, das Ziel bleibe, die Quote
wieder auf 15% zu erhöhen.

Drei große Programme

Drei große Programme nannte
er: Zukunft Bayern 2020, schon
von der Regierung Stoiber mit
1,7 Mrd. in den nächsten Jahren
konzipiert, das Klimaprogramm
Bayern 2020 mit einem Volu-
men von 350 Mio. Euro bis 2011
und das von den Kommunen
sehnlichst erwartete Sonderpro-
gramm „Abfinanzierungsstau“
bei der staatlichen Förderung
von kommunalen oder Baumaß-

staatliche Bauprojekte soll laut
Finanzminister dem Bau privater
Förderschulen, der Jugendarbeit,
dem Bau von Sportstätten und
Kleinkläranlagen, Dorferneue-
rung, Städtebauförderung sowie
der Einrichtung von Werkstätten
für Behinderte dienen.

Investitionspaket

Für Bildung und ländlichen
Raum sieht der Nachtragshaus-
halt ein umfangreiches Investiti-
onspaket von knapp 103 Mio.
Euro vor. Erhöht werden die An-
sätze für Schulbau (25,6 Mio.),
Krankenhausfinanzierung (25
Mio.), Abwasseranlagen (20
Mio.) sowie Straßenbau und -un-
terhalt (32,1 Mio.). Als struktu-
relle Änderungen des Finanzaus-
gleichs von insgesamt 6,1 Mrd.
Euro erwähnte Huber u.a. die Er-
höhung des Verbundsatzes bei
der Kfz-Steuer von 42,8% auf
50% und die Abschaffung der
letzten Stufe der Solidarumlage.
Gestärkt werden demnach auch „im besten Interesse der Ver-

braucher“ sei. Im vergangenen
Jahr habe es zwei Gaspreis-Sen-
kungen gegeben, so dass das Gas
jetzt trotz höherer Mehrwertsteu-
er und einer Preisanpassung zum
1. Januar preiswerter sei als im
letzten Quartal 2006.

Kostenposition verbessern

Strukturelle Veränderungen
bei den E.ON-Regionalversor-
gern sollen helfen, die Kostenpo-
sition zu verbessern. Das hatte
E.ON Bayern im vergangenen
Jahr angekündigt. Noch, so
Dr.Vogg, befinde sich das Pro-
jekt in der Abstimmung. Er legte
aber gleichzeitig ein klares Be-
kenntnis zum Regionalversorger
und zur Präsenz in der Fläche ab.
Die Regionalleitungen blieben
unberührt, auch was ihre Perso-
nalstärke betreffe. Bestimmte
Funktionen, wie Beschaffung
oder Produktmanagement, „die
der Kunde eh nicht sieht“, könn-
ten gebündelt werden. Hier wer-
de eine eigene Einheit entstehen,
an der die Regionalversorger die
Mehrheit halten, „und die wird
ihren Sitz in Bayern im Raum
München haben“. Gebündelt
und verbessert, so der Vertriebs-
vorstand, werde auch der Kun-

denservice durch das Zusam-
menfassen von Callcentern.
„Kundennähe und Regionalität
werden wir weiter stärken, weil
wir uns damit von den Wettbe-
werbern differenzieren.“

Renaissance
der Kernenergie

Und wie sieht Dr. Vogg die
künftige Stromerzeugung? Die
Förderung regenerativer Energi-
en sei richtig. Die Politik sollte
aber ehrlich sagen, dass auch
deshalb der Strompreis so hoch

sei. Eine Renaissance erlebe die
Kernenergie. E.ON Kernkraft sei
das Kompetenzzentrum in Euro-
pa und es gebe kein Unterneh-
men das in dieser Technologie
mehr Erfolg habe als E.ON. Wo
diese Art der Stromerzeugung
strategisch, wirtschaftlich und
politisch Sinn mache, „sind wir
dabei“. Der Konzern akzeptiere
die Ausstiegs-Vereinbarung in
Deutschland, trotzdem sei es
volkswirtschaftlich unsinnig,
diese kostengünstige Stromer-
zeugung aufzugeben, machte Dr.
Vogg deutlich. �

Kundennähe und ...
(Fortsetzung von Seite 1)

tuell die Energieversorger auf-
fordert, einen „Sozialstrom für
Ärmere“ einzuführen, bietet das
E.ON Bayern schon seit weit
über einem Jahr an. „Wir wollen
faire Partner sein und dies auch
beweisen“, lautet die Begrün-
dung von Dr. Vogg für dieses
Angebot. In Zusammenarbeit
mit Caritas und Diakonischem
Werk sollen 10.000 hilfsbedürf-
tige Kunden unterstützt werden.
Insgesamt liefen derzeit rund
6.000 Verträge mit Sozialrabatt,
das heißt dass nur der Verbrauch
bezahlt werde und der jährliche
Grundpreis von rund 100 Euro
wegfalle. Dr. Vogg: „Damit en-
gagiert sich das Unternehmen
für die Schwächeren in unserer
Gesellschaft und lebt soziale
Verantwortung.“ Aufgrund des
Erfolgs wurde das Angebot seit
Herbst 2007 schrittweise auf
alle Regionalunternehmen des
E.ON-Konzerns ausgeweitet.

Wie wird sich heuer der Gas-
preis entwickeln, nachdem Öl in
2007 um 30 bis 40 Prozent teurer
geworden ist? Ob, wann und wie
sich der Gaspreis bei E.ON Bay-
ern verändern wird, darüber
wollte Dr. Vogg jetzt noch nicht
spekulieren. Er sei aber über-
zeugt, dass die Ölpreisbindung

„Noch können sich die Kommunen für den E.ON Bayern-Um-
weltpreis bewerben“, empfehlen Vertriebsvorstand Dr. Stefan
Vogg (l.) und Christoph Henzel (r.), Leiter Steuerung Kommunen
und Kooperationen, GZ-ChefredakteurinAnne-Marie von Hassel.
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Nach der Regierungser-
klärung vom November
2003 wurden in Bayern al-
lenthalben die Bremsen an-
gezogen. Der Staatshaus-
halt wurde durchforstet, die
Verwaltung reformiert, das
G-8 eingeführt und der aus-
geglichene Staatshaushalt
angepeilt.

Bayern war damit Vorbild
für viele Länder in Deutsch-
land. Der Staatshaushalt oh-
ne Neuverschuldung entlas-
tet alle Altersgruppen, weil
auch schon wir weniger
Zinsen bezahlen müssen, ins-
besondere aber
die nachfolgen-
den Generatio-
nen. Trotz der
Kürzungen blieb
Bayern in vielen
Bereichen an der
Spitze in Deutsch-
land. Die Pisa-
Ergebnisse zeigen es, unsere
Schulen sind besser als in an-
deren Ländern. Die Arbeits-
losenzahlen liegen niedriger
als in fast allen Regionen
Deutschlands. Bayerns Uni-
versitäten nehmen in For-
schung und Lehre einen Spit-
zenplatz ein. Und die Steuer-
quellen sprudeln wieder.
Damit ist es möglich, in vie-
len Bereichen staatlichen
Handelns neue Akzente zu
setzen. Wir Kommunalpoliti-

ker hoffen insbesondere auf
Mittel, die den Gemeinden,
Städten, Landkreisen und Be-
zirken direkt oder indirekt zu-
gute kommen. Hier denke ich

insbesondere auch
an den Staats-
straßenbau. Die
seit dem Herbst
amtierende neue
Staatsregierung
hat mit diesen
Vorgaben hervor-
ragende Rahmen-

bedingungen für eine erfolg-
reiche Arbeit.

Es hat sich halt wieder ein-
mal bewahrheitet, dass der
auf Dauer mehr investieren
kann der spart, als derjenige,
der im Übermaß Kredite in
Anspruch nimmt.

KolumneGZ Luitpold Braun
Gerhard Weber zum 60. Geburtstag:

Die Sterne lügen nicht
Empfang für langjährigen Regensburger Bürgermeister

und stellvertretenden KPV-Landesvorsitzenden

„Man ist in den besten Jahren, wenn man die guten hinter sich
hat“, betonte Regensburgs Bürgermeister Gerhard Weber bei
einem Empfang zu seinem 60. Geburtstag im Alten Rathaus.
Tatsächlich kann der weit oben auf der Karriereleiter ange-
kommene Jubilar gelassen in die Zukunft blicken: Wie OB
Hans Schaidinger anführte, „bist Du noch immer aktiv genug,
um Dir höchst persönliche Ziele zu stecken. Andererseits be-
darf es keiner Klimmzüge mehr, diese auch zu erreichen, denn
Du kennst inzwischen viele Wege, die zum Ziel führen, aber
auch manche Abkürzungen. Auch die sind Ziel führend und
nicht immer ganz so anstrengend“.

Der Dipl. Verwaltungswirt
(FH), ein nach eigenem Bekun-
den „gebürtiger und begeisterter
Regensburger“, arbeitete nach
einigen Jahren am Bayerischen
Verwaltungsgericht von 1974 bis

lang war. Als persönliche Reak-
tion auf die Bildung der sozial-
liberalen Koalition in Bonn trat
Weber 1970 in die Christlich-
Soziale Union ein, in der er bis
heute zahlreiche Funktionen

Er ist in mehreren überregio-
nalen Gremien vertreten, so u. a.
in der Vollversammlung des
Bayerischen und des Deutschen
Städtetages sowie im Sozialaus-
schuss und im Sportausschuss
des Deutschen Städtetages.

Solide Karriere

Mit Ausdauer und Ehrgeiz,
Fleiß und Beharrlichkeit habe
Gerhard Weber eine solide Kar-
riere angestrebt, lobte OB Schai-
dinger den Jubilar in seiner Lau-
datio. Betrachte man unter die-
sen Aspekten dessen bisherigen
Lebensweg,, so sei dieser gera-
dezu „ein Spiegelbild der Typo-
logie Deines Sternzeichens
Steinbock“.

„Maßgebliche Aufgaben und
Ämter säumen Deinen Weg“, so
Schaidinger weiter. Bis heute
obliege dem Jubilar neben der
allgemeinen Stellvertretung des
Oberbürgermeisters das Referat
für Schulen, Sport und Jugend.
Er führe den Vorsitz im Schul-,
Sport-, Jugendhilfe-, Verwal-
tungs- und Finanzausschuss so-
wie im Bau- und Vergabeaus-
schuss. Darüber hinaus gehöre
Weber mit zum Verwaltungsrat
der Sparkasse Regensburg und
sei in den Aufsichtsräten der
REWAG sowie der Stadtwerke
vertreten. „Und fleißig wie der
Steinbock nun einmal ist“, sei er
auch Mitglied in vielen Verei-
nen.

Gemeinwohl

Hans Schaidinger: „Auf allen
Ebenen - als Politiker wie als
Mensch - hast Du immer mehr
als das Notwendige geleistet,
um gute und reale Ziele zu er-
reichen und das mit hoher Kom-
petenz, mit Anstand, Fairness
und dem Dir eigenen Sinn für
Pflichterfüllung. Du hast Dich
nie gescheut, Verantwortung zu

übernehmen, besonders dann
nicht, wenn es das Wohl der All-
gemeinheit, insbesondere das
Deiner Mitbürgerinnen und
Mitbürger betrifft. Auch wir
schulden Dir Lob und Anerken-
nung, vor allem aber Dank.“

Lang war die Reihe der Gratu-
lanten, unter ihnen CSU-Frakti-
onschef Herbert Schlegl, SPD-
OB-Kandidat Joachim Wolbergs
und Grünen-OB-Kandidat Jür-
gen Mistol. Sie bescheinigten
dem „60er“ unter anderem Ver-
lässlichkeit, Freundlichkeit und
die Gabe, „nicht immer das letz-
te Wort haben zu müssen“.

Dankbarkeit im Herzen

„Das vorherrschende Gefühl
in meinem Herzen ist die Dank-
barkeit für diese schöne, lange
Zeit verbunden mit der Hoff-
nung, noch den einen oder ande-
ren weiteren runden Geburtstag
feiern zu können“, meinte Weber
in seiner Dankesrede. Beinah
zwölf Jahre lang habe er als Bür-
germeister seiner Heimat- und
Vaterstadt nun bereits die Gele-
genheit, „an der Gestaltung ihrer
Zukunft maßgeblich mitzuwir-
ken“. Es bereite ihm sehr große
Freude und Erfüllung, „wenn
wir gemeinsam wieder einen
großen Schritt nach vorn für die
Familien, für die Kinder und Ju-
gendlichen, für die Schulen oder
für den Sport in unserer Stadt ge-
schafft haben“. Fasse er, Weber,
all dies zusammen, könne er nur
dem großen Regisseur Ingmar
Bergman zustimmen, der einst
betonte: „Älter werden ist wie
auf einen Berg steigen. Je höher
man kommt, desto mehr Kräfte
sind verbraucht, aber umso wei-
ter sieht man.“ DK

Ein Bild von der geliebten Heimatstadt Regensburg mit den
markanten Türmen des Doms im Hintergrund überreichte
Oberbürgermeister Hans Schaidinger seinem Stellvertreter,
Bürgermeister Gerhard Weber, zu dessen 60. Geburtstag. ��

1996 als Verwaltungsleiter beim
Markt Regenstauf. Neben seiner
beruflichen Tätigkeit absolvierte
Weber ein Studium an der Ver-
waltungs- und Wirtschaftsakade-
mie Ostbayern und erwarb das
Verwaltungsdiplom VWA.

Zahlreiche Funktionen

Seine politische Tätigkeit be-
gann Gerhard Weber in der Jun-
gen Union, deren Regensburger
Kreisvorsitzender er vier Jahre

ausfüllt. Seit 1999 ist er stellver-
tretender Landesvorsitzender
der Kommunalpolitischen Ver-
einigung der CSU in Bayern,
seit 2005 auch noch im Bundes-
vorstand der KPV Deutschland.
1978 wurde Weber erstmals in
den Stadtrat gewählt, in der
Wahlperiode 1990/1996 war er
Vorsitzender der CSU-Stadt-
ratsfraktion. Am 9. Mai 1996
wählte der Stadtrat ihn zum
zweiten Bürgermeister der Stadt
Regensburg.

Europapolitischer Meinungsaustausch:

Gegen überbordende
EU-Bürokratie

Der ausschweifenden Bürokratie und Regulierungswut aus Brüs-
sel Einhalt gebieten wollen der Freistaat und die bayerischen
Landkreise. Nach einem Meinungsaustausch verwiesen Europa-
minister Dr. Markus Söder, die Landräte Luitpold Braun (Weil-
heim-Schongau), Dr. Max Gimple (Rosenheim) und Heinrich
Frey (Starnberg) sowie der Regierungspräsident von Oberbayern
Christoph Hillenbrand darauf, dass trotz aller Lippenbekennt-
nisse die EU nach wie vor zuviel Papier mit zu vielen Vorschriften
produziert. Den „hehren Worten beim Bürokratieabbau“ müss-
ten endlich Taten folgen. Ziel sei eine vernünftige Umsetzung von
EU-Regelungen mit minimalem Bürokratieaufwand.

Europaminister Söder warnte
in diesem Zusammenhang die
EU-Kommission, ihre auch auf-
grund bayerischer Initiativen auf
Eis gelegte Bodenschutzrichtli-
nie weiterzuverfolgen. Söder:
„Die umfassenden Pläne der EU
zum Bodenschutzrecht sind ein
grober Verstoß gegen das Subsi-
diaritätsprinzip. Ich freue mich,
dass es Deutschland mit tatkräf-
tiger Unterstützung Bayerns ge-
lungen ist, gemeinsam mit ande-
ren EU-Staaten ein Stoppsignal
gegen übermäßige Bürokratie zu
setzen. Deutschland und Bayern
haben europaweit anerkannte
Schutzregeln für Böden. Wir
brauchen keine Nachhilfe aus
Brüssel.“

Vereinfachung
der Berichtspflichten

Auch bei der Umsetzung der
FFH- und Vogelschutzrichtlinie
sei die Vermeidung überflüssiger
Bürokratie vonnöten. Benötigt
werde eine Zusammenlegung
und Überarbeitung beider Richt-
linien bei gleichzeitiger deutli-
cher Vereinfachung der Berichts-
pflichten. Ziel sei es, den Arten-
schutz auf hohem Niveau zu hal-
ten und zugleich dringend not-
wendige Investitionen zu ermög-
lichen. Der Europaminister, die
Landräte und der Regierungsprä-
sident forderten Ausnahmerege-
lungen in der Land-, Forst- und
Fischereiwirtschaft und für zu-
gelassene Planungsvorhaben, so-
fern Belange des Artenschutzes
bereits im Rahmen der Vorha-

benszulassung geprüft worden
sind. Am Beispiel des europäi-
schen Naturschutzes wird Hil-
lenbrand die Erfahrungen aus

sche Kommission erstellen. Letz-
tere umfasst mehrere Formblätter.
Gimple, Frey und Braun: „Der
bürokratische Aufwand bei der
Vergabe öffentlicher Aufträge ist
enorm. Er ist auch überflüssig,
weil alle europäischenAusschrei-
bungen ohnehin beim Amt für
Veröffentlichungen der EU in der
TED-Datenbank erfasst werden.
Die Vergabestatistik muss des-
halb schnellstmöglich abge-
schafft werden.“

Regionale Identität

„Ein Europa mit regionaler
Identität, aber ohne Scheuklap-
pen ist eine große Chance“, be-
tonten Söder und Hillenbrand.
Das zeige sich etwa in der gren-
züberschreitenden Zusammen-
arbeit der derzeit vier Euregios

Senioren helfen jungen Leuten
auf die Sprünge

Mentoren begleiten schwer vermittelbare Jugendliche auf dem Weg ins Berufsleben
2000 Ausbildungsplätze

kjw. Nur knapp jeder vierte Jugendliche mit
ausländischer Staatsangehörigkeit fand 2006
eine Lehrstelle, so das Bundesarbeitsministe-
rium. Das Problem schwer vermittelbarer Ju-
gendlicher haben die Aktivsenioren in Bayern
(AS) bereits im Sommer 2004 erkannt. Seit-
her unterstützen sie ganz praktisch Schulab-
gänger, die bisher vergeblich einen Ausbil-
dungsplatz suchten. Die Experten aus der
Wirtschaft bringen ihre jahrelange Erfah-
rungen und Kontakte ein und es kommt zu
Ausbildungs-Patenschaften.

Ein Betreuer der AS kümmert sich um maxi-
mal vier junge Leute. Er sagt ihnen, worauf es
im Arbeitsleben ankommt und hilft beim Her-
ausarbeiten der beruflichen Neigungen. Die Un-
terstützung setzt sich fort bei der Ausarbeitung
der Bewerbungen und der Suche nach geeigne-
ten Betrieben. Auch in den ersten Monaten der
Lehrzeit können sich die Jugendlichen an ihren
Mentor wenden. Dieses Betreuungsangebot gibt
es mittlerweile in 15 bayerischen Städten, Lothar
Langer, Vorstandssprecher der AS: „Die Initiati-
ve ,Senioren coachen Schüler´ wird überall sehr
gut angenommen“.

Gezieler Kontakt zu Firmen

Zum Programm gehört auch die Unterstüt-
zung von Lehrern, die berufserfahrene Referen-
ten in den Abschlussklassen benötigen. Zusam-
men mit den IHKs haben die Aktivsenioren ge-
zielt Firmen kontaktiert, die in den letzten fünf
Jahren nicht mehr ausgebildet haben. Die meis-
ten Betriebe waren zur Einstellung bereit, als sie
hörten, dass ihnen ein Teil der schweren Einglie-
derungsarbeit abgenommen wird. Die ehrenamt-
lichen Betreuer bringen einen unschätzbaren

Vorteil mit: ihre Erfahrung, ausreichend Zeit
und Geduld. Und sie können zumeist auch be-
rufspraktische Hilfen geben. Für die Jugendli-
chen selbst ist es ein Gewinn, sich an Persön-
lichkeiten orientieren zu können, die erfolgreich
berufliche Laufbahnen gemeistert haben und die
Realität des Wirtschaftslebens genau kennen.

Weitere Regierungsbezirke

Die AS in Bayern wollen das Projekt, das der-
zeit schwerpunktmäßig in Oberbayern, Mittel-
franken und Schwaben angeboten wird, auch in
anderen Regierungsbezirken ausbauen. Der Er-
folg von bisher rund 2000 neu geschaffenenAus-
bildungsplätzen für schwer integrierbare Jugend-
liche hat die ehemaligen Führungskräfte moti-
viert. Lothar Langer: „Bei den Betreuern handelt
es sich ausschließlich um qualifizierte Kollegin-
nen und Kollegen mit langjähriger Personaler-
fahrung und breitem Basiswissen. Rund 360 ak-
tive Mitglieder aus ca. 50 Branchen stehen für
diese Aufgaben zur Verfügung.“ Die Nachfrage
ist so groß, dass die Zahl der Paten sogar deutlich
erhöht werden könnte. Entsprechend erfahrene
Interessenten werden noch gesucht.

Gemeinnütziger Verein

Die Aktivsenioren Bayern wurden 1984 ge-
gründet. Zu den Schwerpunkten der Arbeit des
gemeinnützigen Vereins gehören die Unterstüt-
zung von Existenzgründern und die Begleitung
von Betriebsübergaben. Das Engagement ist eh-
renamtlich, deshalb entstehen den Ratsuchenden
keine nennenswerten Kosten.

Kontakt: Aktivsenioren Bayern, Thiersch-
straße 17, 80538 München, Tel. 089-222237. �

Oberbayern bei der nächsten Sit-
zung der europäischen Regie-
rungspräsidenten als Vertreter
der sieben bayerischen Regie-
rungsbezirke einbringen.

Öffentliche Aufträge

Thema des Gesprächs war
auch der hohe bürokratische Auf-
wand bei der Vergabe öffentlicher
Aufträge. Öffentliche Auftrag-
geber müssen die oberhalb der
jeweiligen EU-Schwellenwerte
vergebenen Aufträge sowohl im
EU-Amtsblatt veröffentlichen als
auch dazu jährlich eine statisti-
sche Aufstellung für die Europäi-

unter Beteiligung oberbayeri-
scher Kommunen sowie von
Tourismusverbänden. Ein be-
währtes Positivbeispiel sei zu-
dem das LEADER-Programm
zur Förderung des ländlichen
Raums, für das bis 2013 bayern-
weit 63 Mio. Euro an EU-Mit-
teln zur Verfügung stehen. Die
Regierung von Oberbayern ar-
beitet hier ressortübergreifend
eng mit der Landwirtschafts-
verwaltung zusammen. „Acht
oberbayerische Aktionsgruppen
aus 140 Kommunen in 12 Land-
kreisen sind schon mit von der
Partie“, freuten sich Minister
und Regierungspräsident. DK

Wer spart,
kann mehr
investieren
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Brandls Brandbrief
Gemeindetags-Präsident kritisiert Staatsregierung

„Mangelnde Unterstützung der Kommunen“
In einem vor kurzem veröffentlichten „Brandbrief“ kritisiert
der Präsident des bayerischen Gemeindetags, Dr. Uwe Brandl,
die mangelnde Unterstützung der Kommunen durch die Staats-
regierung massiv. Nur im „sonntäglichen Hochamt“ werde das
„Hohelied der kommunalen Selbstverantwortung“ gesungen.
Im Alltag aber stießen die Kommunen auf eine breite Abwehr-
front „ebenso kenntnis- wie fintenreicher Politiker und Ministe-
rialbeamter“. Die Reaktion von Ministerpräsident Dr. Günther
Beckstein, am 19. Februar vor dem Landtag eine Regierungser-
klärung zum Thema Kommunalpolitik abzugeben, ist Brandl
zufolge zwar erfreulich, doch hofft man beim Bayerischen Ge-
meindetag auf mehr als nur verständnisvolle Worte. Gefragt sei-
en „konkrete Antworten auf unsere Probleme“, so Geschäfts-
führer Dr. Jürgen Busse.

In seinem Brief an die Kom-
munalvertreter beklagt Brandl
„die häufig fehlende Bereit-
schaft zur ergebnisoffenen Dis-
kussion“. Das staatliche Ge-
genüber sehe zwar Handlungs-
bedarf bei manchen Punkten,
verteidige allerdings „eine Linie
des zähen Widerstands gegenü-
ber kommunalen Bedenken, als
spräche gegen jedes gemeindli-
che Argument eine Vermutung
der Unvernunft“.

Breitbandversorgung

Der Abensberger Bürgermeis-
ter nennt konkrete Beispiele:
„Nur in kleinen Schritten“ gehe
die Breitbandversorgung im
ländlichen Raum voran, bei der
Umrüstung der Feuerwehren
auf den Digitalfunk bestehe von
Seiten des Freistaats wenig Be-
reitschaft, sich an den Kosten zu
beteiligen, beim Lärm- und
Hochwasserschutz würden den
Gemeinden abwegige Aufgaben
zugemutet. In der Schulpolitik
wiederum habe nicht der Kul-
tus-, sondern der Finanzminister
das Sagen - wer aber die Haupt-
schulen stärken wolle, müsse
dafür auch Geld ausgeben.

Kommunale Wahlbeamte

Ein hartes Ringen werde es -
wenn auch erst nach der Land-
tagswahl - um das Gesetz der
Kommunalen Wahlbeamten ge-
ben, prognostiziert Brandl. Mit
dem Abgang der Fürther Land-
rätin Gabriele Pauli hatte die
CSU verkündet, die Ruhe-
standsbezüge für Kommunalpo-
litiker einschränken zu wollen.
Dann aber, fürchtet der Ge-
meindetagspräsident, würden
sich kaum noch fähige Kandi-
daten finden lassen, müssten sie
doch befürchten, im Falle einer
Abwahl nackt dazustehen.
„Will der Staat wirklich Hand
anlegen an eine der kräftigsten
Wurzeln unseres demokrati-
schen Gemeinwesens?“ fragt
sich Brandl.

Schutz vor Strafverfolgung

Zäh liefen die Gespräche mit
dem Freistaat, um Bürgermeister
vor der Strafverfolgung zu be-
wahren, „die sich nichts anderes
haben zu schulden kommen las-
sen als die Annahme von Spen-
den großzügiger Bürger und en-
gagierter Unternehmen für ihre
Gemeinde“, so Brandl. Unüber-
sehbare Baustellen fänden sich
zudem u. a. im Bereich des Per-
sonenstandswesens und beim
Vollzug des BayKiBiG.

„Völlig unnötige Unruhe in
die Beziehungen der kommuna-
len Spitzenverbände Bayerns“
habe wiederum die Überlegung
gebracht, ob die Verteilung der
Schlüsselzuweisungen, wie sie
derzeit praktiziert wird, noch
sachgerecht ist. Hier sah sich
Brandl zufolge „das Finanzmi-
nisterium nicht in der Lage, eige-
ne Vorschläge zu unterbreiten“.
Vielmehr habe es den Verbänden
ein Gutachten mit dem gravie-
renden Fehler, nicht umsetzbar
zu sein, aufgedrängt. So werde
es wohl zu einer „einvernehmli-
chen Beerdigung der Gutachten-
sergebnisse“ kommen.

Brandl abschließend: „Viele
Große der Weltliteratur bringen
es in ihren Werken immer wie-
der auf den Punkt: Nicht die eine
große Tat im Leben ist es, die ei-
nen zum Helden adelt. Wer den
grauen Alltag meistert, ist ein
Held.“ In diesem Sinne wünscht
er den Kommunalvertretern
„Kraft und Ausdauer für die täg-
liche Bewältigung der vielfälti-
gen Aufgaben in dem Ihnen an-
vertrauten Gemeinwesen“. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
lich beglaubigte Selbstverpflich-
tung der Gemeinden. Deshalb
forderte der Präsident weitere
Fördermittel für die energetische
Sanierung des Altbestands und
Anschubfinanzierungen für die
Gründung von Energieagenturen
vor Ort.

Erschreckende Szenarien

Wie Minister Bernhard an-
schließend erläuterte, ist der Kli-
mawandel mittlerweile in voll-
em Gange. 2007 sei das zweit-
wärmste Jahr seit Beginn der
Wetteraufzeichnungen vor über
100 Jahren gewesen und Wis-
senschaftler prognostizierten er-
schreckende Szenarien, wenn
nicht umgehend gehandelt wer-
de. Bernhard: „Uns bleiben zwei
Dekaden, um mit aller Kraft die
globale Erwärmung auf einiger-
maßen beherrschbare 2 °C - ver-
glichen mit vorindustrieller Zeit
- zu begrenzen. Dafür ist es not-
wendig, den weltweiten Treib-
hausgasausstoß bis 2050 ge-
genüber 2000 zu halbieren - eine

(Fortsetzung von Seite 1)
fügten die Kommunen über eine
jahrelange Erfahrung bei der
Hilfe zur Arbeit.

Utopische Vorstellungen

Mit Blick auf die hohen Tarif-
forderungen der Gewerkschaften
im öffentlichen Dienst mein-
te der Städtetagsvorsitzende:
„Lohnsteigerungen um acht Pro-
zent, mindestens aber um 200
Euro, sind utopisch.“ Der Ver-
handlungsführer der Kommunen
in den laufenden Tarifverhand-
lungen, Dr. Thomas Böhle, hatte
den Vorstand des Bayerischen
Städtetags über den Stand der
Gespräche zwischen Arbeitge-
bern und Gewerkschaften unter-
richtet. Er informierte die Kom-
munalpolitiker auch über die
Einzelheiten des aktuellen Ar-
beitgeberangebotes, die Gehälter
der Beschäftigten bei den Städ-
ten und Gemeinden stufenweise
um fünf Prozent zu erhöhen.

Vernünftige Steigerung

Im Vorstand des Bayerischen
Städtetags stieß das Angebot der
kommunalenArbeitgeberverbän-
de auf breite Zustimmung. Schai-
dinger: „Wir sind nicht gegen ei-
ne vernünftige lineare Steigerung
der Tariflöhne, aber der Tarifab-
schluss muss sich an den wirt-
schaftlichen Möglichkeiten der

Der Präsident des Bayerischen Gemeindetags, Erster Bürger-
meister Dr. Uwe Brandl, fordert mehr Verständnis für die Anlie-
gen der Kommunen - nicht nur im „sonntäglichen Hochamt“.
Unsere Aufnahme entstand beim Treffen der „Großen Mitglie-
der“ des Spitzenverbands in Deggendorf. ��

Mammutaufgabe, die nur ge-
meinsam zu bewältigen ist.“

Nicht kleckern,
sondern klotzen

„Unsere Devise im Klima-
schutz heißt nicht kleckern son-
dern klotzen“, fuhr Bernhard vor
etwa 40 Bürgermeistern fort.
Dafür stocke Bayern seine Fi-
nanzmittel für Klimaschutz in
den kommenden vier Jahren von
2008 bis 2011 nochmals erheb-
lich auf. Zusätzlich zu den jähr-
lich 100 Mio. Euro, die bereits in
den Haushalt eingestellt sind,
würden nochmals 350 Mio. Euro
„draufgesattelt“. Somit stehe in
den nächsten vier Jahren insge-
samt eine dreiviertel Milliarde
Euro zur Verfügung - eine Inve-
stition, von der auch die Ge-
meinden profitierten.

Bernhard zufolge beinhaltet
das „Klimaprogramm Bayern
2020“ die Verminderung von
Treibhausgasemissionen, Hoch-
wasserschutzmaßnahmen sowie
ein millionenschweres For-
schungs- und Entwicklungspro-

gramm. Auf kommunaler Ebene
sei insbesondere die energetische
Sanierung des vorhandenen Ge-
bäudebestands notwendig.
Stromkostenminimierung durch
Verbesserung der gemeindlichen
Beleuchtung, Modernisierungen
der kommunalen Abwasserbe-
seitigungsanlagen sowie der Ein-
satz erneuerbarer Energien und
nachwachsender Rohstoffe im
lokalen Bereich waren weitere
Vorschläge. Ebenso nannte der
Minister Lärmaktionspläne und
Entschädigungsleistungen in
Wasserschutzgebieten.

Den Ausführungen von Um-
weltminister Bernhard schloss
sich eine lebhafte Diskussion
an. So klagte Schrobenhausens
Bürgermeister Dr. Karlheinz
Stephan über zu wenig Perso-
nal, das er für den Umwelt-
schutz abstellen könne. Ilse Os-
wald, Bürgermeisterin von Re-
gen, zeigte sich ihrerseits be-
sorgt wegen des belasteten
Schlamms aus dem ausgelaufe-
nen Stausee nahe ihrer Stadt.
Den Abschluss der Veranstal-
tung bildete ein Vortrag des Ge-
schäftsführenden Präsidialmit-
glieds Dr. Jürgen Busse über die
Rahmenbedingungen der kom-
munalen Finanzlage 2008. DK

Fokus auf Klimaschutz ...

Kommunen und an bereits beste-
henden Abschlüssen orientie-
ren.“ Der Vorsitzende wies dar-
auf hin, dass Bayerns Beamte seit
1. Oktober 2007 drei Prozent
Gehalt mehr bekommen und die
Einkommen der Beschäftigten
der Bundesländer am 1. Januar
um 2,9 Prozent gestiegen sind:
„Damit liegt unser Angebot oh-
nehin schon über dieser Marke.“

Verlängerung
der Arbeitszeit einfordern

Wenig Verständnis zeigte
Schaidinger dafür, dass die Ge-
werkschaften schon in einem so
frühen Stadium der Verhandlun-
gen mit Streik drohen: „Ein Streik
würde doch letztlich nur zu La-
sten der Bürger gehen.“ Im Übri-
gen sollten sich die Gewerkschaf-
ten auch bewusst sein, dass über-
zogene Lohnforderungen unwei-
gerlich die Diskussion über eine
weitere Privatisierung kommuna-
ler Dienstleistungen nach sich
ziehen. „Dann würde der Schuss
für die Mitarbeiter der Kommu-
nen nach hinten losgehen.“

Ausdrücklich ermutigte der
Städtetagsvorstand den Präsi-
denten der deutschen kommuna-
lenArbeitgeberverbände (VKA),
die Verlängerung der Arbeitszeit
einzufordern. Laut Schaidinger
wird im Staatsdienst fast aus-
nahmslos mindestens 40 Stun-
den in der Woche gearbeitet. In

den bayerischen Kommunen
gelte derzeit noch die 38,5-Stun-
den-Woche für die Angestellten,
während die Beamten bis zu 42
Stunden pro Woche arbeiten
müssten - höchste Zeit, die Ar-
beitszeiten im öffentlichen
Dienst einander anzugleichen.

Einheitliche Sperrzeit

An die Adresse von Innenmi-
nister Joachim Herrmann richte-
te sich wiederum der Appell, zu
einer bayernweit einheitlichen
Sperrzeit für Gaststätten von 2
bis 6 Uhr zurückzukehren. Zu-
gleich sollten die Städte und Ge-
meinden entsprechend den örtli-
chen Verhältnissen in einem ver-
einfachten Verfahren Ausnah-
men zulassen können. Damit er-
teilte der Bayerische Städtetag
der geplanten Sperrzeitregelung
der Staatsregierung eine deutli-
che Absage.

Nach dem Willen der Staatsre-
gierung soll die derzeitige Gast-
stätten-Sperrzeit von 5 bis 6 Uhr
entfallen. Stattdessen sollen die
Städte und Gemeinden entschei-
den, wie lange die Gaststätten
vor Ort geschlossen werden müs-
sen. Schaidinger: „Das wäre für
uns ein Danaergeschenk, weil
wir dann die vielerorts vorhan-
denen Sperrzeitprobleme über-
haupt nicht mehr lösen könnten.
Wir brauchen eine einheitliche
staatliche Regelung, um den
Klagen unserer Bürger und dem
zunehmenden Alkoholmiss-
brauch wirksam begegnen zu
können.“

Beschwerden der Bürger

Landauf, landab klagten die
Bürgermeister über Beschwer-
den der Bürger wegen Störung
der Nachtruhe. Städte und Ge-
meinden könnten jedoch den be-
rechtigten Anliegen nur einge-
schränkt nachkommen. Verlän-
gerungen der Sperrzeit seien der-
zeit nur möglich, wenn ausführ-
lich begründet wird, weshalb ein
öffentliches Bedürfnis oder be-
sondere örtliche Verhältnisse für
eine längere Sperrzeit vorliegen.
Außerdem hätten seit Verkür-
zung der Sperrstunde im Jahr
2005 auf die Zeit von 5 bis 6 Uhr
Alkoholmissbrauch und Vanda-
lismus erheblich zugenommen.

Schaidinger stellte klar: „Wir
wollen keineswegs die Disko-
thek im Gewerbegebiet schlie-
ßen und unseren Jugendlichen
den Spaß am Feiern nehmen.
Wir wollen aber auf die Interes-
sen unserer Bürgerinnen und
Bürger besser Rücksicht nehmen
können und die Wohnqualität in
den Innenstädten sichern. Wo es
möglich ist, werden wir großzü-
gige Öffnungszeiten zulassen.“

Wenn die Sperrzeit komplett
wegfällt, befürchten die Städte

Landtags-CSU kritisiert Städtetag
Mit Unverständnis hat Franz Pschierer, der Vorsitzende des
Wirtschaftsausschusses im Bayerischen Landtag, auf Forde-
rungen des Bayerischen Städtetags nach Einführung eines
Mindestlohns reagiert: „Das ist der falsche Weg. Lohnpolitik
ist und bleibt in einer Marktwirtschaft eine Angelegenheit der
Tarifvertragsparteien. Damit müssen sich Arbeitnehmer- und
Arbeitgebervertreter befassen und nicht Politiker.“

Mindestlöhne sind nach Pschierers Auffassung ein „Eingriff in
die Tarifautonomie und damit ein Anschlag auf die freie Markt-
wirtschaft - ordnungspolitisch unsauber und bedenklich.“ Wenn
Minderheiten Marktlöhne diktieren könnten, würden sie damit
den Konkurrenzmechanismus aushebeln. Organisierte Unterneh-
men könnten dann ihrer Konkurrenz die Löhne aufzwingen, um
sie aus dem Markt zu drängen.

„Mit der gesetzlichen Festlegung von Mindestlöhnen würden wir
künstlich die durch die Globalisierung hervorgerufenen Probleme
verschärfen und massenweise Arbeitsplätze vernichten. Die Ein-
führung eines flächendeckenden Mindestlohns in Höhe von 7,50
Euro hätte von den 11 Prozent der in Westdeutschland und den 26
Prozent der in Ostdeutschland privat beschäftigten Arbeitnehmer,
die weniger als 7,50 Euro verdienen, jeweils etwa ein Viertel ar-
beitslos gemacht. Insgesamt würden dann 800.000 Jobs im Westen
und 300.000 im Osten verschwinden“, betonte Pschierer. DK

eine nicht akzeptable Zersplitte-
rung der Öffnungszeiten zwi-
schen den einzelnen Orten. Die
Städte und Gemeinden wären ei-
nem faktischen Handlungs-
zwang ausgeliefert, um dem pro-
blematischen Gaststättentouris-
mus nicht Vorschub zu leisten.

Sprachkompetenz
verbessern

Begrüßt wurde hingegen die
Absicht des Freistaats, die
Sprachkompetenz der Kinder in
Kindertageseinrichtungen zu
verbessern. Schaidinger zufolge
ist es „gut angelegtes Geld, wenn
der Staat 44 Millionen Euro für
die Verbesserung der Kinderta-
geseinrichtungen ausgibt“. Je-
doch halte er es für problema-
tisch, das Geld für 200 Sprach-
berater zu berappen.

Längerfristige
Fortbildungsmaßnahmen

Nach den Vorstellungen der
Staatsregierung sollen diese
Sprachberater dem pädagogi-
schen Personal in den Kinder-
gärten künftig erweiterte Kennt-
nisse über die Sprachförderung
vermitteln. Diese 200 Fachleute
müssten allerdings erst einmal
gewonnen und dann auf die
8.000 Kindertageseinrichtungen
verteilt werden. Für den Einsatz
dieser Sprachspezialisten sollen
Wohlfahrtsverbände (z. B. Cari-
tas und Diakonie) und die 96
Landkreise und kreisfreien Städ-
te zuständig sein. Zwangsläufig
seien dabei „Überschneidungen
oder auch weiße Flecken“ zu be-
fürchten.

Der Städtetag hat sich im Ge-
gensatz zu diesem Modell dafür
ausgesprochen, umfassende und
längerfristige Fortbildungsmaß-
nahmen für das Stammpersonal
sowie Ersatzpersonal in den Ein-
richtungen zu finanzieren. Mögli-
cherweise könnte das Ziel, alle
Kindertageseinrichtungen in
Bayern bis zum Jahr 2011 auf den
neuesten Stand zu bringen, damit
schon eher erreicht werden.

Seit dem Inkrafttreten des
Bildungs- und Erziehungsplans
wird in den Kindertageseinrich-
tungen deutlich mehr Gewicht
auf eine gute und möglichst
frühzeitige Sprachförderung im
Vorschulalter gelegt. Nach wis-
senschaftlichen Erkenntnissen
ist das die Basis für den späte-
ren schulischen Erfolg der Kin-
der. Neben der besonderen
Sprachförderung für Kinder mit
Migrationshintergrund soll auch
deutschen Kindern geholfen
werden. Etwa 15 Prozent von
ihnen haben Schwierigkeiten,
sich gut auszudrücken. Schai-
dinger: „Das Ziel ist richtig,
aber den Weg müssen wir noch
diskutieren.“ DK

Vernünftige Löhne ...

Innenminister Joachim Herrmann:

Eckpunkte für wirksameres
Ausweisungsrecht

Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann will gewalttätige
Intensivtäter schneller und leich-
ter ausweisen. Herrmann: „Aus-
länder, die fortgesetzt straffällig
werden, haben kein Recht, wei-
ter in Deutschland zu bleiben.
Das gebietet der Schutz der hier
lebenden Menschen, insbeson-
dere auch der Ausländer, die sich
in unserem Land integrieren und
mit ihren Familien hier friedlich
leben wollen. Allerdings schei-
tert eine Ausweisung derzeit
häufig an zu engen rechtlichen
Voraussetzungen. Das Auslän-
derrecht muss deshalb mit dem
Ziel überprüft werden, schnelle-
re und leichtere Ausweisungen
zu ermöglichen. In diese Prü-
fung muss auch das EU-Recht
einbezogen werden. Freizügig-
keit und Niederlassungsfreiheit
gelten nicht für gewaltbereite
Kriminelle.“ Herrmann nannte
folgende Eckpunkte:

1. Bisher sieht das Gesetz eine
zwingende Ausweisung erst bei
einer Freiheits- und Jugendstrafe
von mindestens drei Jahren vor.
Diese Frist muss auf ein Jahr
verkürzt werden.

2. Der besondere gesetzliche
Ausweisungsschutz, z.B. bei
langjährigem rechtmäßigem

Aufenthalt in Deutschland, kann
nicht für gewalttätige Wiederho-
lungstäter gelten. Sie sollen be-
reits bei einer Verurteilung zu ei-
nem Jahr Freiheits- oder Jugend-
strafe ohne Bewährung ausge-
wiesen werden können.

3. Bislang dauert es wegen
zahlreicher Gerichtsverfahren oft
sehr lange, bis eine Ausweisung
vollzogen werden kann. Deshalb
sollen alle Möglichkeiten der
Verfahrensbeschleunigung ge-
prüft werden. Dazu gehört auch
die Möglichkeit, dass bereits der
Strafrichter im Urteil die Aus-
weisung verfügt.

4. Die Feststellung des Ver-
lusts der Freizügigkeit soll in Zu-
kunft auch bei langjährig in
Deutschland lebenden EU-Bür-
gern und für EU-rechtlich weit-
gehend gleichgestellte türkische
Staatsangehörige bei einer Frei-
heits- oder Jugendstrafe möglich
sein, deren Dauer deutlich unter
den bisherigen fünf Jahren liegt.
Außerdem soll im Freizügig-
keitsgesetz klargestellt werden,
dass der Verbleib gewalttätiger
Wiederholungstäter in Deutsch-
land der Gewährleistung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ord-
nung und dem Schutz der Bevöl-
kerung widerspricht. �
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„Papa spart jetzt 150 Euro beim

Strom – mach‘ das mal nach!“

Senken Sie Ihre Stromkosten mit dem

EnergieSpar-Paket von E.ON Bayern

um 150 Euro.*

Das alles ist drin:

• kostenloser individueller EnergieSpar-Check

• EnergieSpar-Tipps, mit denen Sie

150 Euro* sparen

• hilfreiche Checklisten zum Beispiel zum

Kauf von neuen Haushaltsgeräten

Auf der EnergieSpar-Tour in Ihrer Nähe

oder im Internet:

www.eon-bayern.com/energiesparen

Mit Sicherheitfaire Preise

*Einsparpotenzial bei einem 4-Personenhaushalt.

Branchentreffen „Wat 2008“ in Augsburg:

Benchmarking-Angebote
verstärkt nutzen

Bei der „Wat 2008“, der größten wasserfachlichen Tagung
Deutschlands in Augsburg, hat der Präsident des Bayerischen
Landesamtes für Umwelt (LfU), Albert Göttle, die Wasserver-
sorgungsunternehmen in Bayern dazu aufgefordert, die Ange-
bote zum Benchmarking verstärkt zu nutzen. „Gerade für klei-
ne Unternehmen rechnet sich die Teilnahme am Leistungsver-
gleich, denn bei diesen Anlagen gibt es zum Teil noch große Op-
timierungsmöglichkeiten“, hob Göttle bei der von der Deutschen
Vereinigung des Gas- und Wasserfachs (DVGW) organisierten
Wasserfachlichen Aussprachetagung hervor. Eine sichere und
zugleich wirtschaftliche Versorgung sei außerdem der beste
Schutz gegen Liberalisierung.

Bayern hat ein Untersuchungs-
programm zur Effizienz der Was-
serversorgungsunternehmen auf-
gelegt, das derzeit zum dritten
Mal durchgeführt wird. Göttle
wies darauf hin, dass es speziell
für kleine Versorger inzwischen
ein abgespecktes Einstiegspaket
gibt: Mit ein bis zwei Tagen Ar-
beitsaufwand und Kosten unter
2.000 Euro bekomme damit jeder
Teilnehmer einen individuellen
Check und Verbesserungsvor-
schläge. Der LfU-Präsident riet
den kleinen Versorgern, bei der
nächsten Erhebungsrunde davon
verstärkt Gebrauch zu machen.
Der Freistaat war mit dem Pro-
gramm Vorreiter für einen ganz-
heitlichen Leistungsvergleich, an-
dere Bundesländer haben nachge-
zogen und lassen ihre Wasserver-
sorgungen ebenfalls untersuchen.
Das gemeinsame Projekt des
Bayerischen Umweltministeriums
und des VBGW wird auch von
den kommunalen Spitzenverbän-
den unterstützt. Bislang haben
rund 180 Unternehmen freiwillig
daran teilgenommen. Sie machen
zusammen 40 Prozent der jährli-
chen Wasserabgabe in Bayern aus.

Qualität und Preis stimmen

Beim bayerischen Benchmar-
king-Programm nehmen unab-
hängige Fachprüfer die Leistungs-
fähigkeit der Unternehmen gründ-
lich unter die Lupe. Die Ergebnis-
se, ausgedrückt in mehr als 50
Kennzahlen bei der vertiefenden
Untersuchung, können sich sehen
lassen: Beim Lebensmittel Num-
mer eins stimmen im Freistaat
Qualität, Sicherheit und Preis. Die
Studie bestätigt damit nach den
Worten Göttles den bayerischen
Weg der ortsnahen Versorgung
aus dem Grundwasser. Rund
2400 kommunale Versorgungsun-
ternehmen mit über 3400 Gewin-
nungsanlagen versorgen Bayern
zuverlässig mit sauberem Trink-
wasser zu einem vergleichsweise
günstigen Preis. Er liegt in Bayern
bei 1,48 Euro pro Kubikmeter,
während der Preis bundesweit
1,85 Euro beträgt.

Hilfestellungen des DVGW

DVGW-Präsident Hans Mehl-
horn wies darauf hin, „dass die
Auswirkungen des Klimawan-
dels auf die Wasserversorgung
bereits spürbar sind, auch wenn
sie bislang noch keine dramati-
schen Folgen haben“. Für die
Wasserversorgung in Deutsch-
land seien vor allem Auswirkun-
gen auf die Rohwasserqualität
und das Wasserdargebot zu er-
warten. Jeder Wasserversorger
müsse für sich beantworten, ob
sein Versorgungskonzept auf das
sich ändernde Dargebot beispiels-
weise in längeren Trockenheits-
perioden ausgelegt ist. Der
DVGW biete mit seinem Regel-
werk und dem Technischen Si-
cherheitsmanagement TSM den
Unternehmen bereits heute Hilfe-
stellungen dazu an.

Aus Sicht der Trinkwasserver-
sorgung sei es erforderlich, eine
Regelung zu schaffen, dass Wirk-
stoffe nicht mehr angewandt wer-
den dürfen, wenn sie im Rahmen
des Rohwassermonitorings auf-
fällig werden und die Einhaltung
der Grenzwerte der Trinkwasser-

verordnung gefährdet werden,
fuhr Mehlhorn fort. Zugelassene
Stoffe, die im Rohwasser zur Be-
lastung für die Trinkwasserver-
sorgung werden, müssten erneut
überprüft und gegebenenfalls ver-
boten bzw. mit Anwendungsbe-

schränkungen versehen werden.
Die aktuelle DVGW-Studie zu
Pestizidbefunden macht die Be-
troffenheit der Versorger deutlich
und fordert die Verpflichtung der
Hersteller für ihre Produkte, auch
über die Zulassung hinaus.

Offene Fragen

Was die deutlich zunehmende
Biomasseproduktion zur Erzeu-
gung von Biogas und Biokraft-
stoffen anbelangt, wirft sie laut
Mehlhorn für das Wasserfach
noch eine Reihe offener Fragen
auf - vor allem, was die Konse-
quenzen für die Wasserqualität
betrifft. Das DVGW-Technolo-

giezentrum Wasser (TZW) unter-
suche derzeit die Einsatzmöglich-
keiten, aber auch Grenzen der
Produktion von Energiepflanzen
zur Biogaserzeugung. Ziel seien
Leitlinien für einen Gewässer
schonendenAnbau der häufigsten
Energiepflanzen sowie ein Mu-
stervertrag zwischen Wasserver-
sorgern und Landwirten. Direkt
imAnschluss sei eine Betrachtung
der gesamten Prozesskette im
Rahmen einer gemeinsamen
Gas/Wasser-Studie unter Aspek-
ten der Nachhaltigkeit geplant.

„Mit der ganzheitlichen Be-
trachtung möchte der DVGW
das Thema Biogaserzeugung be-
fördern und vor allem mögliche
Hemmnisse von vorneherein ab-
bauen“, so der Präsident. Die
deutliche Verminderung der Ver-
luste beim Wassertransport und
der sparsame Umgang der Ver-
braucher mit der Ressource Was-
ser hätten Deutschland zum Eu-
ropameister im Wassersparen
gemacht.

Hoher Effizienzgrad

„Die deutsche Wasserwirt-
schaft hat mit ihrer Modernisie-
rungsstrategie einen hohen Effi-
zienzgrad erreicht, den sie bei-
spielsweise durch die Verbesse-
rung der Leitungssysteme stetig
steigert“, erläuterte Peter Reboh-
le, Vizepräsident des Bundesver-
bandes der Energie- und Wasser-
wirtschaft (BDEW), Berlin. „Das
zeigt die hohe Qualität der deut-
schen Wasserversorgung.“ Jeder
Bundesbürger verbraucht durch-
schnittlich rund 125 Liter Trink-
wasser am Tag, ermittelte der
Branchenverband. Der Wasserge-
brauch sei damit seit 1990 um 22
Liter oder 15 Prozent gesunken.
Zum Vergleich: In Frankreich
werden täglich 164, in England
und Wales 168 Liter Trinkwasser
je Einwohner verbraucht. Es fol-
gen die Schweiz mit 237, Italien
mit 242 Litern Trinkwasserge-
brauch. In den USA liegt der Ver-
gleichswert bei 295 Liter Wasser.

Rebohle zufolge investierte
die deutsche Wasserwirtschaft
seit 1990 jährlich mehr als zwei
Milliarden Euro in die nachhalti-
ge Wasserversorgung. Für die
Abwasserbeseitigung wurden
2005 nochmals 5,5 Milliarden
Euro investiert. Ein wesentlicher
Baustein der Modernisierungs-
strategie der Wasserwirtschaft
sei ein branchenweites Bench-
marksystem, das die Branche
seit mehr als zehn Jahren freiwil-
lig praktiziert. „Die Unterneh-
men vergleichen ihre Leistungen
und lernen vom jeweils Besten,
um jederzeit eine sichere und ko-
stengünstige Versorgung zu ga-
rantieren.“

Auch auf der „wat 2008“ stand
der Erfahrungsaustausch im Vor-
dergrund: Rund 800 Fach- und
Führungskräfte diskutierten poli-
tische und technische sowie wirt-
schaftliche Fragen. 70 Firmen
und Organisationen präsentierten
sich an drei Tagen auf der Fach-
ausstellung. DK
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Wir sind die Spezialisten!

ROTAMAT® Schneckenpressen -
wirtschaftlich Schlamm behandeln

Ist Ihre landwirtschaftliche Entsorgung in Frage gestellt?

Schneckenpressen sind eine wirtschaftliche Alternative
zum Entwässern von Klärschlamm. Sie arbeiten
vollautomatisch, geräuscharm und energiesparend.

www.huber.de
info@huber.de

Kommunalabgaben von A-Z
Gebühren - Beiträge - Kommunale Steuern -

Verfahren - Rechtsschutz

Warum und wofür müssen wir bestimmte Kommunalabga-
ben zahlen? Wie werden sie berechnet? Und wie setze ich
mich gegen die Bescheide zur Wehr? Das Lexikon „Kommu-
nalabgaben von A-Z“ des Beck Verlags gibt einen umfassen-
den und einfach verständlichen Überblick über die verschie-
denen Kommunalabgaben.

Erläutert werden Beiträge (Erschließung, Anschluss, Ausbau,
Kur- und Fremdenverkehr, Wege), Gebühren (Wasser, Abwasser,
Abfall, Friedhof, Straßenreinigung), Kommunalsteuern (Grund,
Gewerbe, Hunde, Zweitwohnung etc.), Verwaltungsverfahren
und Rechtschutz mit entsprechenden Verweisen zu relevanten
Stichwörtern. Ein Anhang mit Musterschreiben und Musteran-
trägen rundet das Werk ab.

Engagierte Bürgerinnen und Bürger erhalten ein umfassendes
Nachschlagewerk, das ihnen hilft, Rechte wahrzunehmen und sich
gegen übermäßige finanzielle Eingriffe der Kommunen zur Wehr
zu setzen. Die Muster erleichtern dabei das praktische Vorgehen.

Der Autor Dr. Alfred Stapelfeldt ist Rechtsanwalt und Fachan-
walt für Verwaltungsrecht, Namenspartner in einer auf Öffentli-
ches Recht spezialisierten Kanzlei in Darmstadt und Dozent an
der Kommunalakademie Rheinland-Pfalz.

Das Werk wendet sich an alle von Kommunalabgaben betrof-
fenen Bürgerinnen und Bürger, aber auch an die mit diesem
Rechtsgebiet nur wenig vertrauten Juristen und an Behörden.
Weitere Informationen unter: www.beck-shop.de ��

Mit der Inbetriebnahme von Brunnen VI wurde beim Zweckver-
band Stauden-Wasserversorgung eine der größten Investitionen
der vergangenen Jahre abgeschlossen. Das Kommando „Wasser
marsch!“ gaben (von links) Wassermeister Hieronymus Dischler,
Verbandsvorsitzender Hartmut Gärtner, WerkleiterArmin Drexl,
stellvertretender Verbandsvorsitzender Josef Böck und Wasser-
meister Thomas Büchele. Foto und Text: Walter Kleber

Zweckverband Stauden-Wasserversorgung:

Schwäbische Erfolgsgeschichte
Verbandsversammlung in Reichertshofen

Investitionen im Energiebereich abgeschlossen

Als eine schwäbische Erfolgsgeschichte bezeichnete Vorsitzen-
der Hartmut Gärtner (Bobingen) bei der jüngsten Verbands-
versammlung im Bürgerhaus von Reichertshofen den Zweck-
verband Stauden-Wasserversorgung. Nach turbulenten und
ungewissen Anfangszeiten versorgt der 1967 gegründete Ver-
band im 40. Jahr seines Bestehens heute gut 25.000 Einwohner
in 19 Städten, Märkten und Gemeinden in den Landkreisen
Augsburg, Unterallgäu und Günzburg mit hochwertigem
Trinkwasser.

Mit dem bevorstehenden Bei-
tritt von Markt Wald und Pfaf-
fenhausen (beide Landkreis Un-
terallgäu) werden es demnächst
gar 21 Kommunen in Mittel-
schwaben sein, die von Rei-
chertshofen aus mit dem „Le-
bensmittel Nummer eins“ ver-
sorgt werden. Dessen Preis liegt
beim Staudenwasser-Zweckver-
band übrigens seit zehn Jahren

unverändert bei 62 Cent pro Ku-
bikmeter. Gärtner machte aber
zugleich deutlich, dass der
Zweckverband jetzt definitiv an
seine Grenzen stoße. Weitere
Verbandsmitglieder oder Was-
sergäste könnten nicht mehr auf-
genommen werden, weil in ab-
sehbarer Zeit keine zusätzlichen
Grundwasserentnahmen im Tie-
fenwasserbereich mehr geneh-
migt werden. Pro Jahr werden in
Reichertshofen derzeit 2,2 Mil-
lionen Kubikmeter Wasser ge-
fördert. Davon werden rund 1,4
Millionen Kubikmeter an Ta-
rifabnehmer und rund 800000
Kubikmeter an Wassergäste und
Notverbunde abgegeben. Der
noch verfügbare Spielraum, so
der Verbandsvorsitzende, betra-
ge noch rund 410000 Kubikme-
ter im Jahr. Dies lasse eine Ver-
sorgung von Markt Wald und
Pfaffenhausen zu, ohne die eige-
nen Zukunftsperspektiven einzu-
engen. Hierbei sei auch zu
berücksichtigen, dass die Was-
serabnahme im Verbandsgebiet
trotz der Ausweisung von neuen
Baugebieten insgesamt stagnie-
re, in einzelnen Mitgliedsge-
meinden derzeit sogar rückläufig
sei. Bei den Wassergästen zeige
sich ein Trend weg vom Gastver-
hältnis und hin zur Vollmitglied-
schaft.

Brunnen VI abgeschlossen

Mit der Inbetriebnahme von
Brunnen VI, der mit rund 1,3
Millionen Euro zu Buche
schlägt, konnte eine der größten
Investitions- und Zukunftssiche-
rungsmaßnahmen der vergan-
genen Jahre erfolgreich abge-
schlossen werden. Beendet sind
auch die weiteren Baumaßnah-
men auf dem Betriebsgelände,
mit denen der Zweckverband im
Energiebereich die Weichen für
die Zukunft gestellt hat: der Ein-
bau einer Wärmepumpe, die
Modernisierung der Heizung
und der Einbau einer Turbine zur
Stromgewinnung.

Kräftig zu Buche schlage zu-
dem die in Angriff genommene
Optimierung der Datenverarbei-
tung. Einschneidende Verände-
rungen hatte das Jahr 2007 im
Personalbereich gebracht: Nach
20-jähriger Tätigkeit beim
Zweckverband trat Werkleiter
Hans Miehle in den Ruhestand.
Zu seinem Nachfolger wurde
zum 1. Dezember 2007 Miehles
bisheriger Stellvertreter Armin
Drexl bestellt (wir berichteten).
Die beiden Auszubildenden wur-

den nach erfolgreich bestandener
Gesellenprüfung als Handwerker
in den Bauhof übernommen.
Zum 1. September wird wieder
ein Auszubildender eingestellt.

Auf gesunden Füßen

Wirtschaftlich steht der Stau-
denwasser-Zweckverband nach
wie vor auf gesunden Füßen: Im
Haushaltsplan für das Jahr 2008
bleiben die Gebühren und Beiträ-

ge deshalb unverändert, eine Um-
lage ist nicht erforderlich. Hart-
mut Gärtner: „Wir werden 2008
die letzten Restschulden aus der
Bauphase der Verbandsanlage ab-
gezahlt haben und dann ohne
Schulden dastehen!“ Größere
Bauvorhaben sind vorerst nicht
geplant, unverändert bleibt der
Personalstand von derzeit 16 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern
(Voll- und Teilzeit) in Verwaltung
und Bauhof. ��

Bad Birnbach:

Heilquelle als
Tourismusmagnet

Rottal-Terme bietet 2.100 Quadratmeter Wasserfläche
in 30 Becken

Eigentlich hatte man 1938 nach Erdöl gesucht, dann aber
„nur“ warmes Wasser gefunden. Die Geschichte des kleinen
niederbayerischen Ortes Bad Birnbach http://www.badbirn-
bach.de liest sich ein wenig wie ein Märchen, denn dem 70
Grad heißen Wasser, das seit damals aus der Erde sprudelt,
wird heilende Wirkung bescheinigt - vor allem bei Wirbelsäu-
len- und Gelenkserkrankungen. 1976 wurde der touristische
Leitbetrieb eröffnet und zieht seither Gäste aus dem In- und
Ausland an.

„Die Region Rottal ist struktur-
schwach gewesen“, erklärt Alois
Dorfner, Leiter der Kurverwal-
tung Bad Birnbach. Der Mythos
Wasser habe den kleinen Ort aus
dem Dornröschenschlaf geweckt.
Mit mehr als 770.000 jährlichen
Übernachtungen wurde der Ge-
sundheitstourismus zum größten
Arbeitsplatz-Motor. „Wir haben
nach bestem Wissen eine nach-
haltige Entwicklung in Bad Birn-
bach forciert, um zu vermeiden,
dass die Landschaft zerstört
wird.“ Tatsächlich ist man bei der
Erweiterung des Dorfs zu einem
modernen Kur- und Wellnessort
sehr behutsam vorgegangen und
hat versucht ein möglichst ein-
heitliches Ortsbild zu schaffen,
das zum Wohlfühlen einlädt.
Mehrere Gutachten von Experten
wurden erstellt. Zudem haben
auch die Bewohner von Bad
Birnbach mitgewirkt. „Ein Gut-
achterausschuss wacht darüber,
dass Bad Birnbach so bleibt wie
es einst geplant wurde. Das ist
auch der Wunsch von weit über
neunzig Prozent aller Gäste“, er-
klärt Dorfner.

Das Herzstück

Herzstück von Bad Birnbach
ist ohne Zweifel die Rottal-Ter-
me, die seit der Eröffnung meh-
rere Male vergrößert und verbes-
sert wurde. Neben den klassi-
schen Hallenbädern kann man
hier an 365 Tagen im Jahr auch
unter freiem Himmel baden. Die
Badelandschaft wartet mit Was-
serkaskaden, Massagedüsen und
Kneipptretbecken auf. Im Vitari-

um mit seinen verschiedenen
Saunen- und Dampfbädern kom-
men Naturisten auf ihre Kosten,
denn dieser Bereich ist dem hül-
lenlosen Baden vorbehalten.
„Ganz neu gibt es hier das Prieß-
nitzbad, eine Grotte aus Hima-
laya-Salzstein, eine Kristallsau-
na und einen Sole-Tempel“, so
Dorfner. „Insgesamt stehen den
Gästen 2.100 Quadratmeter
Heilwasserfläche in 30 Becken
mit 28 bis 40 Grad Celsius zur
Verfügung.“

Attraktive Umgebung

Zur dominierenden Gästeklien-
tel im „Ländlichen Bad“ zählen
in erster Linie Ruhesuchende.
„Die Rottal-Therme ist ohne
Zweifel der Publikumsmagnet“,
bestätigt Dorfner. Aber auch die
Umgebung hat einiges zu bieten
und eignet sich für Sportarten wie
Nordic Walking, Wandern, Rad-
fahren und auch Golfen. „Die
Landschaft ist sehr reizvoll und es
gibt sehr viel zu entdecken“, be-
merkt Dorfner. Dazu gehören bei-
spielsweise auch die bayerische
Gastfreundlichkeit und die kuli-
narische Vielfalt. Zu den innova-
tiven Projekten in Bad Birnbach
gehört der neu errichtete Golf-
platz Bellavista. Ein Vorteil dieses
Golfplatzes liegt darin, dass er in
Fußgängerentfernung zum Ort
liegt. „So kann man in Bad Birn-
bach ganz leicht darauf verzich-
ten, sein Auto in Betrieb zu neh-
men“, erklärt Dorfner. Zudem
können auch Anfänger Schnup-
perkurse in der Golfschule ab-
solvieren. �

Wichtiger Lebensraum für bedrohte Arten:

Bayern will Moore und
Feuchtgebiete schützen

Feuchtgebiete sind ein unersetzlicher Lebensraum für heimi-
sche, im Bestand bedrohte Arten, natürlicher Grundwasserfil-
ter und Wasserspeicher. Ihr Schutz hat in Bayern hohe Prio-
rität. Das betonte Umweltminister Otmar Bernhard zum 37.
Welttag der Feuchtgebiete. Moore, Gewässer und Auen seien
Refugien für bedrohte Arten. Ihre Erhaltung, Renaturierung
und Dynamisierung helfe, dem Artenschwund zu begegnen.

Zu den Feuchtgebieten zählen
Flüsse und ihre Auen, Seen und
Teiche, Moore und Feuchtwie-
sen. Sie gelten als die weltweit
mit am meisten gefährdeten Le-
bensräume. Bayern hat zahlrei-
che, auch großflächige „Natura
2000-Gebiete“ ausgewiesen und
acht „Ramsar-Gebiete“ von in-
ternationaler Bedeutung gemel-
det. In 249 der insgesamt 346
BayernNetzNatur-Projekte steht
der Feuchtgebietsschutz im
Mittelpunkt.

Effektiver Beitrag
zum Klimaschutz

„Zum Welttag der Feuchtge-
biete wollen wir ganz bewusst
auf den zunehmenden Artenver-
lust in Feuchtlebensräumen auf-
merksam machen,“ sagte Bern-
hard. Denn bis zu 30 Prozent al-
ler Arten seien vom Aussterben
bedroht. Viele Tiere und Pflan-
zen wie Wachtelkönig, Kamm-
molch und Ameisenbläuling
oder Orchideen wie das Sumpf-
knabenkraut seien auf den Er-
halt von Feuchtgebieten mit in-
taktem Wasserhaushalt ange-
wiesen.

Moore beheimaten nicht nur
zahlreiche seltene Arten, sie lei-
sten als Kohlendioxidspeicher
auch einen effektiven Beitrag
zum Klimaschutz. Zudem kön-

nen die Torfmoose eines Moors
Regenwasser wie ein Schwamm
aufsaugen und bis zum 40fa-
chen ihres Gewichts an Wasser
speichern. Deshalb erfüllt ein
Moor auch eine wichtige Funk-
tion beim vorbeugenden Hoch-
wasserschutz.

„Ramsar-Gebiete“

Im Freistaat sind folgende
Moor- und Feuchtgebiete als
„Ramsar-Gebiete“ ausgewie-
sen: Unterer Inn zwischen Hai-
ming und Neuhaus, Chiemsee,
Starnberger See, Ammersee,
Ismaninger Speichersee mit
Fischteichen, Lech-Donau-Win-
kel, Donauauen und Donau-
moos sowie die 2007 als achtes
Gebiet neu hinzugekommene
Bayerische Wildalm.

Die 1971 in Ramsar im Iran
unterzeichnete Konvention über
den Schutz von Feuchtgebieten,
insbesondere als Lebensraum
für Wasser- und Watvögel, von
internationaler Bedeutung, ist
ein Rahmenwerk für den Schutz
und die Nutzung von Feuchtge-
bieten und ihren Ressourcen.
Das Übereinkommen hat 158
Vertragsstaaten. Weltweit sind
1713 Ramsar-Gebiete mit einer
Gesamtfläche von etwas über
153 Millionen Hektar ausge-
wiesen. dhg.
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Ist Ihre Wasserversorgung zukunftssicher?
Sind Netze und Anlagen in Ordnung?
Werden die gesetzlichen Pflichten erfüllt?
Haben Sie die Kosten im Griff?

Wir beraten und unterstützen Sie

Die kommunale Wasserallianz

aquaKomm – Dienstleistungen für Wasserversorgung
und Abwasserentsorgung

aquaKomm GmbH & Co. KG
Emmy-Noether-Str. 2 . 80287 München . Tel 089 2361 3320
info@aquakomm.de . www.aquakomm.de

Wasser –
unser wichtigstes Lebensmittel

Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft/Köln:

Kommunen als Unternehmer
Verzerrter Wettbewerb durch steuerliche Ungleichbehandlungen

Unter dem Druck leerer Kassen versuchen sich Deutschlands
Kommunen immer stärker als Unternehmer, wie eine neue
Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) in Köln aus-
weist. So haben Städte und Gemeinden von 1999 bis 2004 ihre
Einkünfte aus eigenen wirtschaftlichen Aktivitäten um fast 11
Prozent auf rund 8,8 Milliarden Euro gesteigert. Je nach Bun-
desland stammten im Jahr 2004 bis zu 8 Prozent der gesamten
kommunalen Einnahmen aus unmittelbaren unternehmeri-
schen Tätigkeiten. Besonders kräftig expandierten die Ge-
schäfte mit der Abwasserversorgung - in Westdeutschland im
Schnitt um rund 240 Prozent, in Ostdeutschland sogar um 280
Prozent. Aber auch die staatlichen Versorgungsunternehmen
konnten mit Einnahmezuwächsen von mehr als 20 Prozent in
nur fünf Jahren ordentlich zulegen.

Parallel dazu haben die Ge-
meinden den Anteil der Investi-
tionen an den Gesamtausgaben
zurückgefahren - von 23,5 Pro-
zent im Jahr 1992 auf 12,3 Pro-
zent im Haushaltsjahr 2007.
Dies ist laut IW ein Indiz dafür,
dass die Kommunen ihre Rolle
als Investor immer weniger
wahrnehmen und damit anderen
Aufgaben eine höhere Priorität
einräumen. Zum Teil sei dies
auf die höheren Belastungen
mit Sozialleistungen zurückzu-
führen, die die Kommunen im
Zeitablauf stärker zu tragen hat-
ten. Der deshalb geringere Fi-
nanzspielraum der Kommunen
spreche eher dafür, einen Teil
der staatlichen Aktivitäten stär-
ker zu privatisieren.

Am umfangreichsten ausge-

weitet wurde die wirtschaftliche
Tätigkeit der Kommunen in
Nordrhein-Westfalen. Hier stie-
gen die entsprechenden Einnah-
men um 21,4 Prozent auf gut
2,2 Milliarden Euro. Bayern
und Niedersachsen folgten mit
Steigerungsraten von 18,1 und
14,1 Prozent. Insgesamt kam es
zu den größten Ausweitungen
der wirtschaftlichen Betätigung
vor allem in Westdeutschland.
Hier stiegen die entsprechenden
Mittelzuflüsse um 11,6 Prozent,
während die ostdeutschen Län-
der mit 6,0 Prozent nur halb so
stark zulegten.

Entwicklung
auf hohem Niveau

Für die Haushalte der Ge-

meinden sind die Einnahmen
aus wirtschaftlicher Tätigkeit in
den letzten Jahren bedeutsamer
geworden. Während die Ge-
meinden in Westdeutschland im
Jahr 1999 im Durchschnitt noch
6,4 Prozent ihrer laufenden Ein-
nahmen aus wirtschaftlicher Tä-
tigkeit deckten, waren es im
Jahr 2004 bereits 6,9 Prozent.
Zwischenzeitlich war der Anteil
sogar auf 8,2 Prozent im Jahr
2002 angestiegen. In Ost-
deutschland verlief diese Ent-
wicklung stetiger und auf nied-
rigerem Niveau. Hier kam es zu
einem nahezu kontinuierlichen
Anstieg von 6,1 Prozent im Jahr
1999 auf 6,4 Prozent im Jahr
2004. Die bayerischen Städte
und Gemeinden wiesen hier ei-
nen Anteil von 7,7 Prozent auf.

Unterschiedliches
Expansionstempo

Analysiert man die Entwick-
lung der wirtschaftlichen Be-
tätigung, differenziert nach den
verschiedenen Aufgabenfel-
dern, zeigt sich ein sehr unter-
schiedliches Expansionstempo.
Schwerpunkte der kommunalen
Tätigkeit sind die Bereiche Ver-
sorgung und Entsorgung (Ab-
wasser- und Abfallbeseitigung).
Während der Versorgungsbe-
reich insgesamt mit Abstand an
der Spitze steht, ist der Bereich
der Abwasserentsorgung ein be-
sonders expansives Betäti-
gungsfeld der Kommunen in
Ost- und Westdeutschland. In
Westdeutschland wurden die
Einnahmen im Untersuchungs-
zeitraum 1999 bis 2004 um
239 Prozent gesteigert. In Ost-
deutschland fiel die Expansion
mit einer Wachstumsrate von
276 Prozent sogar noch stärker
aus.

Im Bereich der Abfallbeseiti-

gung verbuchen nur die west-
deutschen Kommunen zusätzli-
che Einnahmen, in Ostdeutsch-
land gehen die Einnahmen
zurück. Eine ähnliche Entwick-
lung weisen auch weitere aufge-
führte Aufgabenbereiche auf.
Insgesamt zeigt sich, dass die
vergleichsweise finanzstärkeren
Westkommunen ihre Einnah-
men steigern. In den traditionel-
len Betätigungsfeldern kommu-
naler Unternehmen ist insge-
samt ein Trend zur Re-Kommu-
nalisierung zu verzeichnen.
Aber auch über den engeren
Bereich der öffentlichen Aufga-
ben hinaus sind Kommunen
tätig, bis hin zu Reisebüros und
vergleichbaren rein privatwirt-
schaftlichen Aktivitäten.

Privatisierungsbeispiele

Dennoch gibt es auch aktuel-
le Beispiele für umfangreiche
Privatisierungen. So wurden in
Pforzheim die kommunalen
Verkehrsunternehmen privati-
siert. Die Stadt Dresden hat
durch den Verkauf ihres Woh-
nungsbestands an einen priva-
ten Investor die städtischen
Schulden tilgen können. Weite-
re Städte planen eine Verkleine-
rung des Wohnungsbestands. In
Nordrhein-Westfalen versucht
die Landesregierung, durch eine
Änderung der Gemeindeord-
nung einen stärkeren Vorrang
privater Unternehmen zu instal-
lieren.

Umsatzsteuerprivileg

Laut Untersuchung „ist der
Wettbewerb zwischen privaten
und kommunalen Anbietern
heute besonders durch steuerli-
che Ungleichbehandlungen zu-
lasten der privaten Unterneh-
men verzerrt“. Besonders gra-
vierende Nachteile für die pri-
vaten Unternehmen ergeben
sich durch das sogenannte Um-
satzsteuerprivileg. Während
kommunale Unternehmen ent-
sprechend den Vorschriften des
deutschen Umsatzsteuerrechts

im Regelfall von dieser Steuer
befreit sind, unterlägen die Lei-
stungen privatrechtlich organi-
sierter Unternehmen dem vollen
Mehrwertsteuersatz von 19 Pro-
zent. Die Untersagung des Vor-
steuerabzugs für kommunale
Unternehmen wirke sich für
diese häufig nicht dauerhaft ne-
gativ aus, weil sie durch einen
steuerstrategisch angelegten
Wechsel der Rechtsform diesen
Nachteil umgehen können, in-
dem sie in investitionsintensi-
ven Phasen eine private Rechts-
form wählen und anschließend
zur umsatzsteuerbefreiten öf-
fentlichen Rechtsform zurück-
kehren.

Mögliche Effizienzverluste

Kritisch sei zudem, dass
durch die eigene Leistungser-
stellung eine Ausschreibung der
Leistungen nicht mehr erfolgen
muss. „Dadurch werden der
mögliche Wettbewerb behindert
und entsprechende Effizienz-
verluste in Kauf genommen“,
so die IW-Studie. Die Re-Kom-
munalisierung führe daher nicht
nur zu einem Zurückdrängen

der bestehenden privaten Unter-
nehmen, sondern stelle auch ei-
nen Schritt zur Revision der er-
folgten Marktöffnung dar. „Not-
wendig wäre vielmehr eine ge-
genteilige Politik, die bestehen-
de kommunale Monopole durch
wettbewerbliche Strukturen er-
setzt, beispielsweise in der Was-
serwirtschaft.“

Mangelnder Wettbewerb

Fehlender Wettbewerb führe
zu einem ineffizienten Mittel-
einsatz, „weil die Bedrohung
durch die Konkurrenz als Kor-
rektiv fehlt“. Doch mangelt es
auf re-kommunalisierten Märk-
ten nicht nur an Wettbewerb,
auch das Gewinninteresse der
Eigner sei weit weniger aus-
geprägt oder könne zumindest
schlechter verfolgt werden.
Zum einen würden von kom-
munalen Unternehmen oftmals
Nebenleistungen erwartet, die
die Gewinnsituation verschlech-
tern. Zum anderen stoße aber
auch eine wirkliche Kontrolle
durch Vertreter der kommu-
nalen Politik an deutliche
Grenzen. DK

Wasserwirtschaft:

Vorbeugender
Gewässerschutz und Effizienz

Man kann es wohl nicht oft genug erwähnen, Trinkwasser ist un-
ser wichtigstes Lebensmittel, das nicht ersetzbar ist. Zu Trink-
wasser gibt es keine Alternative. Schmerzhaft spüren das insbe-
sondere die Menschen in Trockengebieten der Erde, Menschen
die kaum Zugang zu Wasser uns schon gar nicht zu sauberem
Wasser haben. Oder in Gebieten, wo es immer wieder zu verhee-
renden Überschwemmungen kommt, die dann auch die Trink-
wasserquellen beeinträchtigen.

Aber man muss nicht so weit
gehen. Bereits in Staaten Europas
und sogar noch in Mitgliedslän-
dern der EU ist die Qualität des
Trinkwasserangebotes oft sehr
mangelhaft.

In Deutschland verstehen wir
Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung als eine wichtige
Aufgabe der Daseinsvorsorge.
Dieses Gut und die nunmehr für
uns selbstverständliche Qualität
zu erhalten ist eine der vornehm-
sten Aufgaben einer Gemeinde
und der dafür eingerichteten Be-
triebe. Qualitätssicherung ver-
langt vorausschauendes Handeln
und eine echte Wahrnehmung
der damit verbundenen Pflich-
ten. Damit es zu keinen gesund-
heitsschädlichen Verunreinigun-
gen des Trinkwassers kommt ist
in gemeindlichen Wasserversor-
gungen dafür letztlich der Bür-
germeister persönlich voll ver-
antwortlich. Einen ebenso wich-
tigen Stellenwert nimmt das
einwandfreie Funktionieren
der Kläranlagen ein. Denn eine
unzureichende Klärung des Ab-
wassers verunreinigt die Vorflu-
ter und führt dort zu Schäden.

„Gewöhnungseffekt“

Da in Deutschland in den letz-
ten Jahren wenig von wasserbe-
dingten Erkrankungen oder gar
Epidemien zu hören war, ist al-
lerdings auch ein „Gewöhnungs-
effekt“ zu beobachten.

Es funktioniert ja, also muss
man sich nicht kümmern, andere
Aufgaben erscheinen wichtiger
und werden oft auch von den
Bürgern als „brennender“ be-
wertet. Straßenbau, Schulen,
Kindertagesstätten beschäftigen
das Tagesgeschäft folglich mehr.

Da es funktioniert, wird eben
oft auch anderen Nutzungsinter-
essen nachgegeben. Das ist insbe-
sondere bei der Ausweisung von

Wasserschutzgebieten und der
Kontrolle der Einhaltung der
Wasserschutzgebietsverordnung
der Fall.

Kostenersparnis

Es hat einen guten Grund,
wenn die Grundwasservorräte,
die auf natürliche Weise ge-
schützt in der Erde verwahrt lie-
gen, auch weiterhin geschützt
bleiben. Gefahrenherde aus Be-
siedlung, Verkehr, Gewerbe und
Landwirtschaft sind von den Ge-
winnungsgebieten fernzuhalten.
Das gesellschaftliche Interesse
an einer qualitativ gesicherten,
gesundheitlich unbedenkli-
chen Trinkwasserversorgung
muss stets Vorrang haben.

Damit wird einem gesetzlich
verankerten Anspruch auf einen
allgemeinen Gesundheitsschutz
der Bevölkerung ein hoher Stel-
lenwert eingeräumt. Eine ein-
wandfreie Trinkwassergewin-
nung ist aber auch die Vorausset-
zung langfristig Kosten zu sparen
bzw. das Trinkwasser zu sozial
verträglichen Preisen an die Be-
völkerung abzugeben.

AngemessenerAusgleich

Natürlich sind Nutzungsein-
schränkungen so gering wie
möglich zu halten und dort, wo
sie zu unzumutbaren Belastun-
gen zum Beispiel betroffener
Grundstückseigentümer führen,
ist ein Weg nach einen angemes-
senen Ausgleich zu suchen. Den-
noch, immer sollte das Prinzip
gelten, „Gemeinwohl steht vor
Eigennutz“ und hierzu ist
ein gesellschaftlicher Konsens
herbeizuführen. Ein uneinge-
schränktes Recht auf Nutzung
des Eigentums gibt es nicht.

Kooperationen sind angesagt,
ganz speziell zwischen der
Landwirtschaft und der Wasser-

wirtschaft. Solidarität heißt dann
auch, zum Beispiel einem
Grundkonsens zwischen den
Vertretern der Landwirtschaft
und denen der Wasserwirtschaft
zu folgen.

Dieser Grundkonsens wird ge-
tragen durch die Wasserschutzge-
bietsverordnungen und durch
darauf aufbauende gemeinsame
Regelungen. Den Ideen sind kei-
ne Grenzen gesetzt, solange sie
nicht zu Lasten Einzelner gehen.
Es darf nicht der Zustand eintre-
ten, dass die Wasserversorger
zum Bittsteller für Grundwasser-
schutz oder zu einem Reparatur-
betrieb am Grundwasser degra-
diert werden und vielleicht noch
wie auf dem Markt gegeneinan-
der ausgespielt werden können,
indem die Verantwortlichen der
Wasserversorgung gezwungen
werden, mit jedem Betroffenen
einzeln eine eigene Regelung
auszuhandeln.

Zeitgemäßes Instrument

Flankierende Maßnahmen
zum flächendeckenden Gewäs-
serschutz sowie zum speziellen
Trinkwasserschutz in Wasser-
schutzgebieten sind nicht nur
sinnvoll, sondern als zeitge-
mäßes Instrument des Trinkwas-
serschutzes außerordentlich hilf-
reich. Bei der Umsetzung regio-
nalspezifischer Grundwasser-
schutzkonzepte sind sie nicht
mehr wegzudenken und werden
in der Regel auch gerne ange-
nommen. Sie sind kein Ersatz
für ausreichend dimensionierte
und amtlich ausgewiesene Was-
serschutzgebiete, auch wenn das
manchmal so propagiert wird.
So kommen die zuständigen
Behörden nicht umhin, auch
wasserrechtlich entsprechende
Vorkehrungen in Form verbind-
lich festgesetzter Wasserschutz-
gebiete zu treffen.

Es ist bekannt, dass es bereits
im antiken Mesopotamien, wo in
grauer Vorzeit vor 5000 Jahren
eine der ersten menschlichen
Hochkulturen bestand, der Was-
serwirtschaft eine Vorrangstel-
lung eingeräumt wurde. Damals
überwachte ein „politisch tota-
litäres System - als irdischer Re-
präsentant der Götter“ - die was-
serwirtschaftliche Entwicklung.
Wer gegen Wassergesetze ver-
stieß oder Wasser bedeutsame
Einrichtungen beschädigte, wur-
de versklavt oder mit dem Tode
bestraft.“

Qualität erhalten

Kehren wir zurück zu den Nie-
derungen unseres Alltags in Eu-
ropa. Wie zahlreiche Studien
nachgewiesen haben, zeichnet
sich die deutsche Wasserwirt-
schaft durch eine besonders hohe
Qualität und Versorgungssicher-
heit aus. Das gilt für alle Berei-
che der Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung, ob im
ländlichen Bereich oder in den
Städten. Diese Qualität gilt es zu
erhalten und gegen marktwirt-
schaftliche Tendenzen aus dem
Kreis der EU-Kommission zu
verteidigen. Voraussetzung dafür
ist und bleibt aber, dass neben
der hervorragenden Qualität und
der Nachhaltigkeit in der Bewirt-
schaftung der Wasserressourcen
auch die wirtschaftliche Effizi-
enz stets Aufgabenbestandteil
der Verantwortlichen in der Was-
serwirtschaft bleibt.

Hierfür gibt es seit Jahren die
Möglichkeit durch Teilnahme an
einer überörtlichen Effizienzun-
tersuchung sowohl für die Was-
serversorgung als auch für die
Abwasserentsorgung, seinen ei-
genen Standort zu bestimmen.
Dipl.-Ing. Jörg Schuchardt
Geschäftsführer aquaKomm
GmbH&Co KG ��
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außerordentlichen Leistungsver-
tragsbeendigung sind so gestal-
tet, daß der kommunale Partner
bei Vertragsbeendigung das Be-
triebsvermögen für die weitere
Erfüllung der Aufgabe über-
nimmt. Die dann dem privaten
Betreiber zu zahlende Entschädi-
gung soll mindestens dessen Fi-
nanzierungsrestverbindlichkei-
ten decken.

Die kommunale Forfaitierung
beinhaltet folgende Vorteile:
z Durch Ausnutzen der bereits
vorhandenen Leistungsbezie-
hung bzw. Zahlungsströme
(langfristige periodische Geld-
zahlungen) zwischen Kommune
und Privatem ist sie einfach zu
implementieren.
z Zinsbindungen länger als 10
Jahre werden bankseitig regel-
mäßig angeboten, da die ausser-
ordentliche Kündigung der Zins-
bindung eines Finanzierungs-
nehmers gem. § 489 BGB nur
bei Kredit- und nicht bei Forfai-
tierungslösungen gilt. Zinsbin-
dung und Finanzierungslaufzeit
können daher identisch sein und
jegliches Zinsänderungsrisiko ist
ausschliessbar. Bei langlaufen-
den PPP-Projketen ein erhebli-
cher Vorteil!
z Entlastung des kommunalen
Haushalts durch Zinsersparnis
aufgrund Kommunalkonditio-
nen durch Bonitätsleihe der
Kommune und gleichzeitig Mi-
nimierung der Zahlungsver-
pflichtung
z Volle Absicherung des Zins-
änderungsrisikos während der
Finanzierungslaufzeit, da im Ge-
gensatz zu Kreditlösungen hier
auch Zinsbindungen länger als
10 Jahre gegenüber der GmbH
möglich u. empfehlenswert sind
(Ausschluss des Kündigungs-
rechts gem. § 489 Abs 3 BGB
möglich)
z Die Einrede- und Einwen-
dungsverzichtserklärung als Fi-
nanzierungsabsicherung durch
die Kommune wird nicht auf den
Bürgschaftsrahmen angerechnet,
denn sie wirkt zwar wie eine
Bürgschaft, ist aber formaljuri-
stisch keine. Die Kommunalauf-
sicht nimmt diese natürlich aber
als Verpflichtungserklärung zur
Kenntnis.
z Ermöglicht große Planungs-
und Kalkulationssicherheit durch
Einbau von Zinssicherungs- u.
Liquiditätssteuerungsinstrumen-
ten. Gesamtfinanzierung bis Til-
gungsende in z.B. 30 Jahren be-
reits mit Finanzierungsbeginn
vollständig transparent
z Gewerbesteuerentlastung bei
Kooperations-GmbH durch feh-
lende Dauerschuldzinsproble-
matik
z Geringer Aufwand und hohe
Flexibilität. Finanzierungskon-
zept wird nur einmal durch
Rechtsaufsicht für Gesamtlauf-
zeit genehmigt, Vertragsmuster
kommen von der Bank.

Vorbehaltsdiskussion

In der Diskussion um die Ge-
staltung von PPP-Modellen ge-
genüber Kommunen, Aufsichts-
behörden und Politik zeigen sich
immer wieder Vorurteile in Be-
zug auf die Finanzierung und Ri-
sikoübernahmen bei Forfaitie-
rungslösungen. Einige typische
Aussagen, denen sich Kreditin-
stitute häufig konfrontiert sehen
sind hier reflektiert:
„Das genehmigt keine Kom-
munalaufsicht!“

Entscheidend ist in der PPP-
Gesamtbetrachtung der Kom-
munalaufsicht u. a. die Frage,
ob die Kommune aus dem Ge-
samtprojekt wirtschaftliche Vor-
teile generiert, die sie ohne Ein-
schaltung des Privaten nicht er-
langt hätte („Wirtschaftlichkeits-
vergleich“). Dies sind: Entla-
stung der Verwaltung, Einbinden
von Spezialisten-Know-How,
Entlastung des Vermögenshaus-
halts (keine Kommunalkredit-
aufnahme), Minimierung der
Entgeltverpflichtungen durch
kommunale Finanzierungskon-
ditionen, Heimfall der Investiti-

on an die Kommune am Laufzei-
tende des Grundvertrags zum de-
finierten Wert (z. B. zu einem
symbolischen Euro).
„Das Modell ist kein PPP, da
das Risiko voll bei der Kommu-
ne bleibt!“

Die kommunale Forfaitierung
ist aufgrund der Zusatzvereinba-
rung der jeweiligen Aufsichts-
behörde der Kommune zur Ge-
nehmigung vorzulegen. In der
Praxis zeigten sich zunächst Vor-
behalte der Kommunalaufsich-
ten, dass das Finanzierungsrisiko
hier dauerhaft bei der Kommune
verbleibt und genau dies im
PPP-Modell nicht gewollt ist.
Eine solche Aussage würde aber
NUR die Ebene des Finanzie-
rungsvertrags betrachten. Fak-
tisch wird sich die Kommune ge-
genüber dem Privatem separat
über Auftragserfüllungsbürg-
schaften, Kautionen und/oder
Regressregelungen im Grund-
vertrag absichern und kann fi-
nanzielle Risiken umfangreich
abwälzen. Die Kommune ge-
währt dem Privaten somit durch
ihre Bonitätsleihe kommunal-
nahe Konditionen und senkt
gleichzeitig die Zahlungsforde-
rung des Privaten an die Kom-
mune selbst.
„Wenn der private Partner
insolvent wird, steht die Kom-
mune mit leeren Händen da.“

Bei vernünftiger Grundver-
tragsgestalltung auf keinen Fall!
Die Kommunen als Auftragge-
ber verlangen häufig Erfül-
lungsbürgschaften, die der Auf-
tragnehmer für die Dauer des
Grundvertrags anbieten muss
und die sich erst über die Ver-
tragslaufzeit in Teilbeträgen re-
duzieren. Zudem sind Kautio-
nen z.B. in Höhe eines halben
kommunalen Jahresentgeltes
üblich, die der Betriebsführer
der Kommune zu hinterlegen
hat. Im Insolvenzfalle sollten
dann 6 Monate reichen, um ei-
nen neuen Betreiber zu finden.
Zudem fällt im Insolvenzfalle in
der Regel die Nutzungsüber-
lassung des Objekts an die

Kommune zurück („Heimfall“).
„PPP machen wir ohnehin in
unserer Kommune seit langem!
Unsere Stadtentwicklungsge-
sellschaft saniert alle Schulen
für die Kommune und finan-
ziert sich durch voll kommunal-
verbürgte Kredite!“

Eine Auftragsvergabe ist ab
bestimmten Investitionsvolumi-
na zwingend auszuschreiben.
Das die Ausschreibung vermei-
dende Argument des „Inhouse-
Geschäfts“ ist seit dem sog.
Halle-Urteil des EuGH vom
11.01.2005 sehr unsicher. Unbe-
dingt abzuraten ist die ungeprüf-
te kommunale Absicherung auf-
grund des Vorbehalts der EU-
Notifizierung. Gem. §§ 87 ff.
EG-Vertrag können kommunale
Bürgschaften und ähnlich wir-
kende Sicherungen wettbewerbs-
verzerrende Tatbestände und da-
mit rechtswidrige Beihilfen dar-
stellen, da sie einzelne Unterneh-
men unverhältnismässig begün-
stigen. Die EU-Kommission ist
vor Gewährung von Beihilfen so
rechtzeitig zu unterrichten, dass
diese sich dazu äussern kann, so-
weit nicht die Geringfügigkeits-
grenze („de minimis“) überschrit-
ten wurde. Ist diese Notifizierung
für das Konstrukt verpflichtend,
aber nicht erfolgt, ist die Finan-
zierung nichtig!

Die aktuelle Rechtspraxis de-
finiert jedoch diverse Ausnah-
meregelungen und Finanzie-
rungsgestaltungsvarianten, die
eine EU-Notifizierung erlässlich
machen. Da auch die Einrede-
und Einwendungsverzichtser-
klärung einer Forfaitierung den
Beihilfetatbestand erfüllen könn-
te, ist bei Forfaitierungen die Ge-
staltungsexpertise des kommu-
nalen Rechtsberaters und eines
erfahrenen Kreditinstituts ent-
scheidend.
Der Autor ist Direktor bei
der Commerzbank AG Frank-
furt im Zentralen Geschäfts-
feld Corporate Banking, Fi-
nancial Engineering Center
Öffentlicher Sektor; eMail:
(s.wedel@commerzbank.com).

Public-Private-Partnership
und die Rolle der Bank

Von Stefan Wedel*
Die Kooperation zwischen Staat und Wirtschaft über Public-
Private-Partnership-Modelle kommt in Deutschland inzwischen
mit dem PPP-Beschleunigungsgesetz und der Gründung der
Partnerschaft Deutschland GmbH besser in Gang. Im Ver-
kehrswegebau und im öffentlichen Hochbau (Schulsanierungen
und Gebäudeneubauten) wurden eine ganze Reihe von Projek-
ten umgesetzt. Zudem setzt sich die Erkenntnis durch, dass un-
ter PPP nicht die Musterlösung zur Sanierung maroder Staatsfi-
nanzen zu sehen ist, sondern eine effiziente Beschaffungsvarian-
te von geplanten Investitionen, sofern der Wirtschaftlichkeits-
vergleich „Privat vs. Kommunal“ positiv ausgefallen ist.

Kommunale Vorteile durch
PPP-Modelle sind vor allem
durch Synergieeffekte der spe-
zialisierten privaten Betriebe
(Betriebskostenoptimierung) so-
wie der Verteilung der Investiti-
onskosten über einen längeren
Zeitraum zu sehen. Im Vorder-
grund der Diskussion um Me-
thodik und Umsetzung des ge-
eigneten PPP-Modells steht hier-
bei stets die Risikoallokation der
typischen PPP-Teilaspekte Pla-
nung, Bau, Finanzierung, Be-
trieb und Verwertung zwischen
Kommune und privatem Auf-
tragnehmer. Für jeden Teil sollte
derjenige Projektpartner das Ri-
siko tragen, der es am besten be-
einflussen und tragen kann.

Die zumeist langfristig ausge-
legten Finanzierungen von PPP-
Modellen stehen regelmäßig
unter dem Postulat „Finanzie-
rungsrisiko vom Privaten zu tra-
gen, aber zu möglichst günstigen
Konditionen“. Die Art der Risi-
koallokation bei der Finanzie-
rung führt daher zu sehr unter-
schiedlichen denkbaren Finan-
zierungsformen.

Kommunalverbürgter
Kredit

Wenn aus übergeordneten
Gründen die Gebietskörper-
schaft keine Investitionskredite
über ihren Haushalt aufnehmen
kann, folgt oft die Überlegung
des Vollzugs der Investitions-
massnahme bei einer privaten
Gesellschaft durch Kommunal-
bürgschaft zur Absicherung der
dort aufgenommenen Investiti-
onskredite (z. B. bei der kommu-
nalen Eigengesellschaft Stadt-
werke GmbH). Oberhalb be-

stimmter Volumina versagt das
EU-Wettbewerbsrecht häufig
aber 100% verbürgte Kredite
über die EU-Notifizierungs-
pflicht. Parallel sind Aussschrei-
bungs- und Vergaberegelungen
zu beachten.

Projektfinanzierungen

Im klassischen Modell der
Projektfinanzierung übernimmt

Haftung nehmen können, müs-
sen bei ordentlichem Projektver-
lauf die Cash Flows der geschaf-
fenen Projektgesellschaft den
Schuldendienst der Finanzierung
abdecken. Für die Projektfinan-
zierungs-Entscheidung wird sich
das Kreditinstitut über die Ana-
lyse der Projektrisiken, der Ma-
nagementabsprachen, der Cash
Flow-gestützten Finanzkonzep-
tion und der umfassenden Ver-
tragsdokumentation nähern.

Projektfinanzierungen sind
durch erhöhte Kreditrisiken und
Eigenkapitalkosten der Banken
sowie aufgrund der komplexe-
ren Strukturen und Einbindun-
gen verschiedener Experten und
Berater natürlich wesentlich teu-
rer als kommunal verbürgte Fi-
nanzierungen. Hinzu kommt die
Bewältigung einer vorgeschalte-
ten, oft langfristigen und ko-
stenintensiven Ausschreibungs-
phase.

In Deutschland spielt die Fi-
nanzierungsform der Projektfi-
nanzierung bei voller Übernah-
me der Finanzierungsrisiken
durch den Privaten mit ca. einem
Drittel Anteil an allen umgesetz-
ten PPP-Modellen eher eine ge-
ringe Rolle. Grund: Die große
Mehrheit der von den Kommu-
nen ausgeschriebenen PPP-Mo-
delle zeigen Finanzierungsvolu-
mina unterhalb von EUR 20
Mio, wobei Projektfinanzierun-
gen für Banken erst bei deutlich
größeren Beträgen interessant
werden. Dagegen werden derzeit
rd. zwei Drittel der PPP-Projekte
via Forfaitierung mit Absiche-
rung durch die Kommune voll-
zogen.

Kommunale Forfaitierung

Bei der Finanzierung über die
Forfaitierung (Forderungsan-
kauf) werden zukünftige Entgel-
te der Kommune, die ein priva-
ter Leistungserbringer in einem
PPP-Modell erwartet, bereits zu
Beginn der Investition an den
Bankpartner verkauft.

Basis dieses Modells ist ein
vorhandener langfristiger Lei-
stungsvertrag zwischen Kom-
mune und einer Unternehmung,
die für ihre zu erbringende Lei-
stung zukünftig Geldzuflüsse
erwartet. Das Unternehmen
deckt seinen Finanzierungsbe-
darf durch den zufließenden Bar-
wert der zu verkaufenden Forde-
rungen an die Bank. Der Forde-
rungsverkauf erfolgt dabei re-
gresslos. Das Bonitätsrisiko des
Forderungsschuldners Kommu-
ne geht somit auf die ankaufende
Bank über. Die Unternehmung
haftet nur für das tatsächliche
Entstehen der verkauften Forde-
rung (Veritätshaftung).Aus Bank-
sicht findet ein Wechsel des Risi-
koträgers vom Unternehmen zur
Kommune statt.

Um jedoch auch kommunal-
nahe Konditionen bei einer For-
faitierung darstellen zu können,
muss die Bank sich gegen Stö-
rungen im Leistungsvertrag zwi-
schen Kommune und Unterneh-
men absichern. Der Grundver-
trag könnte aufgrund einver-
nehmlicher Auflösung, ausseror-
dentlicher Beendigung einer der
Vertragsseiten oder durch Unter-
nehmensinsolvenz beendet wer-
den. Erst durch eine kommunale
Zusatzvereinbarung zum Forfai-
tierungsvertrag, in der die Kom-
mune die einrede- und einwen-
dungsfreie Zahlung von Entgel-
ten definiert, ermöglicht kom-
munale Konditionen.

Für jeden Fall der Vertragsbe-
endigung übernimmt die Ge-
bietskörperschaft die Pflichten
des Betreibers aus dem Forde-
rungskaufvertrag. Regelungen
für den Fall der ordentlichen/

Stefan Wedel. �

ein Konsortium die Finanzie-
rung der Investition, beispiels-
weise die Sanierung städtischer
Schulen und deren Facility Ma-
nagement für 25 Jahre. Im Ge-
genzug zahlt die Kommune für
diese Leistungen langfristig ei-
nen jährlichen Betrag. Kredit-
nehmer ist in der Regel eine Ge-
sellschaft, die allein den Zweck
der Umsetzung des jeweiligen
Projekts zum Ziel hat. Da Kre-
ditinstitute bei einer Projektfi-
nanzierung regelmäßig nicht
die Gesellschafter an sich in die

Struktur der kommunalen Forfaitierung
*Inhalt der Zusatzvereinbarung: Das angekaufte Geldvolumen
wird während der Vertragslaufzeit von der Kommune einwen-
dungs- und einredefrei gezahlt; bei jedem Fall der vertragsbe-
endigung übernimmt die Kommune die Pflichten des privaten
Auftragnehmers aus dem Forderungskaufvertrag. ��

Sparkassen-Finanzgruppe:

Erstes Verbundrating
von Moody’s mit Aa2

Die deutschen Sparkassen, Landesbanken und Landes-
bausparkassen werden von der Ratingagentur Moody’s mit
Aa2 bewertet. Mit dieser Note stellt die Ratingagentur Moody-
’s der Sparkassen-Finanzgruppe erstmals ein Verbundrating
aus. Das gab Heinrich Haasis, der Präsident des Deutschen
Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV), in Berlin bekannt.

„Das Verbundrating verdeut-
licht, dass die Sparkassen-Fi-
nanzgruppe als leistungsstarke
Einheit wahrgenommen wird.
Sie verfügt über eine starke Fi-
nanzkraft, über solide Unterstüt-
zungsmechanismen und über ei-
ne effektive Verringerung des
Ausfallrisikos der Gruppenmit-
glieder. Das Verbundrating ist
ein großer Erfolg für die Grup-
pe“, so Haasis.

Das Verbundrating für die
Sparkassen-Finanzgruppe wur-
de im Rahmen der turnusmäßig
durchgeführten Ratingüberprü-
fung erstellt. Im Gegensatz zum
früher erhaltenen Rating-Floor,
der eine Indikation für das Ra-
ting der Institute darstellt, ist
das Verbundrating ein kapital-
marktfähiges Rating für die
Sparkassen-Finanzgruppe. Je-
dem Institut ist es auch weiter-
hin freigestellt, ein Individual-
rating zu beantragen, welches
aber in der Regel höchstens
zwei Notches unterhalb des
Verbundratings liegen wird. So-

mit bleibt ähnlich dem bisheri-
gen Rating-Floor eine Unter-
grenze erhalten. Hingegen wur-
den keine Obergrenzen für die
Individualratings festgelegt, um
jedem Institut weiterhin die
Möglichkeit zu geben, selbst ein
noch besseres Ratingergebnis
zu erzielen.

In die Ratingnote fließt das
Bank-Finanzkraftrating (BFSR)
ein, das die eigenständige oder
intrinsische Finanzkraft der
Bank ohne mögliche externe
Unters tützungsle is tungen
bewertet. Sie liegt bei B-. Dieses
entspricht einer Basiskreditein-
schätzung (BCA) für die Spar-
kassen-Finanzgruppe von A1.
Auf dieser Grundlage erteilte
Moody’s der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe ein Verbundrating
von Aa2. Beim Verbundrating
wurden die zuletzt von der
Agentur überarbeitete Methodik
für Bankratings angewendet, die
transparentere Bewertung unter
Einbeziehung externer Unter-
stützung ermöglichen soll. �

Erfolgreicher Jahresendspurt
des BayernMezzaninefonds

Drei weitere Investments in den Branchen
Maschinenbau, Lebensmittel und IT

München - Ende Dezember 2007 konnten in enger Zusam-
menarbeit mit der BayernLB und über das Netzwerk der
BayernMezzanine GmbH drei weitere Mezzaninekapital-
verträge mit den Unternehmen HAWE Hydraulik GmbH
& Co. KG, der Molkerei Gropper und der Cancom IT Sy-
steme AG mit einer Gesamtsumme von 14 Mio. Euro Me-
zzaninekapital abgeschlossen werden.

Die BayernMezzanine ist eine Beteiligung der BayernLB,
der SaarLB und der bayerischen Sparkassen. Ziel ist die Fi-
nanzierung und Begleitung inhabergeleiteter Familienunter-
nehmen in Bayern und im Saarland.

Großer Bedarf an alternativen Finanzierungsmitteln

Die BayernMezzanine hat bereits ca. 40 Prozent des Fonds-
volumens von insgesamt 100 Mio. Euro in bayerische Unter-
nehmen mit breiter Branchendiversifikation investiert und be-
treut aktuell 12 Firmen. Die aktuellen Abschlüsse zeigen, dass
der bayerische Mittelstand großen Bedarf an alternativen Fi-
nanzierungsmitteln hat, insbesondere an individuellem Mezza-
ninekapital, das zur Eigenkapitalverbesserung beiträgt. Die S-
Finanzgruppe unterstützt so den bayerischen Mittelstand wei-
terhin mit den nötigen Finanzmitteln in Tranchen ab 750.000
Euro. Mezzanine gewinnt zunehmend eine Schlüsselfunktion
für die bayerische S-Finanzguppe, um Wachstum und Stabilität
im Firmenkundengeschäft zu erreichen. �

Kommune

Kreditinstitut

GmbH

Forfaitierungsvertrag

Zusatz-
vereinbarung*

Grundvertrag
Zahlungsverpflichtung
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Werkstätten:Messe 2008
Ideeller Träger

BAG
WfbM

www.werkstaettenmesse.de

Als gewerblicher Einkäufer finden Sie auf der Werkstätten:Messe hoch-
wertige Produkte und professionelle Dienstleistungen von Werkstätten
für behinderte Menschen.

Das ist zertifizierte Qualität zu marktgerechten Konditionen, die zusätz-
lich durch steuerliche Vorteile begeistert!

Viel Gefühl für Qualität

Infos zum Messebesuch
NürnbergMesse
Tel + 49 (0) 9 11. 86 06 -49 22
besucherservice@nuernbergmesse.de
(reine Fachbesuchertage: 6. /7.3.)

Fachangebot
• Dienstleistungen
• Papier und Bürobedarf
• Druck, Konfektionierung, Mailings,
Werbemittel
• Haushalts- und Gartenartikel

• Kunstgewerbliche Artikel,
Keramik und Lederwaren
• Möbel und Textilien
• Spielwaren

Finanzierungstipps
am Frühstückstisch

VR-BürgermeisterFrühstücksForum richtete seinen
Blick in die Zukunft

Bereits Tradition hat das BürgermeisterFrühstücksForum der
VR-Bank eG Schweinfurt Land. Zum dritten Mal konnte Vor-
standsvorsitzender Direktor Gerhard Hefner auch in diesem
Jahr wieder zahlreiche Bürgermeister des Landkreises, Käm-
merer, geschäftsleitende Beamte und Kassenleiter begrüßen.

Zu Beginn stellte er den Gästen
das Konzept des neuen VR-Bera-
tungs-, Leitungs- und Leistungs-
zentrum in der Felix-Wankel-
Straße Sennfeld vor. Hefner in-
formierte über die umweltscho-
nende und ökologische Bauweise
des Gebäudekomplexes, dazu
zählt ein Heizungs- und Belüf-
tungssystem, eine Photovoltaik-
anlage mit eigener Stromerzeu-
gung, ein Blockheizkraftwerk
und Vollwärmeschutz an der Ge-
bäudehülle.

Um Modernisierungsmöglich-
keiten kommunaler Einrichtun-
gen ging es auch im Vortrag des
Architekten Werner Haase aus
Karlstadt: Wie Emissionen ver-
mieden und mit kostengünstigen
Lösungen gleichzeitig die Um-
welt geschont werden kann,
stieß er in seinem knapp 45-
minütigen Referat auf viele in-
teressierte Zuhörer.

Carsten Woltmann (Bereichs-
leiter Kommunale Entwicklung
Bayerische Landessiedlung,
Nürnberg) und Hubert Grauer
(Niederlassungsleiter Bayeri-
sche Landessiedlung) infor-
mierten über Finanzierungs-
möglichkeiten beim Immobili-
enmanagement für Innenent-

wicklung von Dörfern. Bei Fra-
gen der Standortentwicklung und
Städtebau, Kommunale Entwick-
lung sowie Wohnungs- und Ei-
genheimbau stehe die Bayerische
Landessiedlung GmbH den
Kommunen über die Hausbank
als kompetenter Partner an der
Seite, wie Woltmann erklärte.

Einen Blick in die Zukunft
richtete Peter Stößel, Abteilungs-
leiter Unternehmensservice der
VR-Bank eG Schweinfurt Land
mit seinem Vortrag über SEPA
(Single Euro Payments Area).
Vier Buchstaben die für ein Ein-
heitliches Zahlungsverkehrssy-
stem in Europa stehen. „Praktisch
gibt es dann keinen Unterschied
mehr zwischen nationalem und
grenzüberschreitenden Zahlungs-
verkehr“, so Stößel.

Als Teil der Entwicklung und
Umsetzung des gemeinsamen
Binnenmarktes in der Europäi-
schen Union, trat SEPA zum 28.
Januar 2008 in Kraft. Durch die
Vereinheitlichungen des Zah-
lungsverkehrsmarktes soll mehr
Wettbewerb, Preistransparenz,
Kostenreduktion und Effizienz
im Zahlungsverkehr geschaffen
werden, zeigte Stößel die Vorteile
des Systems auf. �

In vielen Fällen besser als der Marktdurchschnitt:

Versicherungskammer auf
solidem Wachstumskurs

5,65 Mrd. Euro Beitragseinnahmen, über 33 Mrd. Euro Kapitalanlagen
Der Konzern Versicherungskammer Bayern blickt auf ein er-
folgreiches Geschäftsjahr 2007 zurück. Mit einem Wachstum
von rund zwei Prozent ist die Versicherungskammer Bayern
nach eigenen Angaben auch in diesem Jahr stärker gewachsen
als der Gesamtmarkt, der voraussichtlich nur knapp über Vor-
jahresniveau abschließen wird.

Nach den vorläufigen Ge-
schäftszahlen stieg das Bei-
tragsvolumen im selbst abge-
schlossenen Geschäft auf 5,65
Milliarden Euro. Besonders ge-
prägt wird das Wachstum durch
die gute Entwicklung bei der
Krankenversicherung und dem
deutlich über dem Markt liegen-
den Komposit-Geschäft, wel-
ches das Unfall- und Schaden-
geschehen umfasst. Der Kapi-
talanlagenbestand im Konzern
stieg auf rund 33,2 Milliarden
Euro.

Krankenversicherung

Die Krankenversicherung
konnte ihr Neugeschäft im Jahr
2007 um weitere 2,4 Prozent
steigern und damit das gute
Vorjahresergebnis noch ein-
mal übertreffen. Die gebuch-
ten Bruttobeiträge stiegen da-
durch um 3,2 Prozent auf 1,75
Milliarden Euro. Dies ist ein Er-
gebnis, das deutlich über dem
voraussichtlichen Marktwachs-
tum von 2,5 Prozent liegt. Mit
einer Steigerung von über 11,7
Prozent hatten die Zusatzversi-
cherungen erneut den größten
Anteil an der sehr guten Ent-
wicklung des Neugeschäfts.
Ganz besonders bei den Pflege-
tagegeldversicherungen konnte
mit 90.000 verkauften Tarifen
ein deutliches Plus erzielt wer-
den. Insgesamt waren bei den
beiden Krankenversicherern
(Bayerische Beamtenkranken-
kasse und Union Krankenversi-
cherung) zum Jahresende rund
2,6 Millionen Personen und da-
mit 5,4 Prozent mehr als im Vor-
jahr versichert. Besonders er-
freulich ist die Entwicklung bei
den Aufwendungen für Versi-
cherungsfälle. Aufgrund des

konsequenten Leistungsmanage-
ments liegen sie mit einem An-
stieg von lediglich 2,5 Prozent
deutlich unter dem Beitrags-
wachstum, was zu einer erneuten
Reduzierung der Schadenquote
führte. Konstant blieb die Ver-
waltungskostenquote, die erneut
bei 2,6 Prozent des Prämienvo-
lumens lag. Der Kapitalanlagen-
bestand erhöhte sich um 8,5 Pro-
zent auf 7,4 Milliarden Euro.

In der Schaden- und Unfall-
versicherung hat die Versiche-
rungskammer Bayern deutlich
besser abgeschnitten als der
Markt. Marktschwankungen,
welche sich vor allem durch den
Preiskampf in der Kraftfahrt-
versicherung bemerkbar ma-
chen, ist sie auf Grund ihrer
Multikanalstrategie und wegen
ihres stabilen Produkt-Portfoli-
os weniger stark ausgesetzt als
ihre Mitbewerber. Die gebuch-
ten Bruttobeiträge stiegen um
3,6 Prozent auf 1,78 Milliarden
Euro. Besonders gut behauptet
haben sich die Unternehmen im
Kraftfahrtgeschäft, das um 3,7
Prozent zulegte.

Erhöhte Aufwendungen

Wesentlich beeinflusst durch
den Sturm Kyrill und die Juli-
Unwetter in Bayern erhöhten
sich die Aufwendungen für Ver-
sicherungsfälle im Geschäfts-
jahr um 10,7 Prozent. Die bei-
den genannten Ereignisse schlu-
gen zusammen mit rund 110
Millionen Euro zu Buche. Da-
durch erhöhte sich die soge-
nannte Combined Ratio (kom-
binierte Schaden-Kosten-Quo-
te) auf 94,0 (Vorjahr: 90,4) Pro-
zent, die Bruttoschadenquote
lag bei 70,0 (Vorjahr: 66,6) Pro-
zent. Der Kapitalanlagenbe-

stand wuchs um 5,1 Prozent auf
4,9 Mrd. Euro.

Altersvorsorge

In der Lebensversicherung
verzeichneten die Unterneh-
men eine starke Nachfrage
nach geförderten Altersvorsor-
geprodukten. Mit einem Zu-
wachs bei den Neuverträgen
von 20,3 Prozent konnte hier
eine deutliche Steigerung er-
zielt werden. Ganz besonders
profitierten die Lebensversi-
cherer des Konzerns vom Rie-
sterboom. Hier wurden 33,2
Prozent mehr neue Verträge ab-
geschlossen als im Vorjahr.

Bei den Basisrenten sowie
den fondsgebundenen Renten-
versicherungen - darunter ins-
besondere das in diesem Jahr
neu eingeführte kapitalmarkt-
orientierte Produkt FlexVorsor-
ge Plus - konnte die Stückzahl
mehr als verdreifacht werden.
Die gesamten Neubeiträge la-

gen 6,9 Prozent über dem Vor-
jahresniveau. Die Einmalbeiträ-
ge stiegen um 9,4 Prozent. Die
Beitragsentwicklung wurde vor
allem durch den Wegfall der im
Jahr 2002 abgeschlossenen Ver-
träge mit 5-jähriger Beitrags-
zahlungsdauer beeinflusst. So-
mit liegen die gebuchten Brut-
tobeiträge mit 2,13 Mrd. Euro
auf Vorjahresniveau und haben
sich damit in etwa wie der
Markt entwickelt. Inklusive
Pensionskassen und Pensions-
fonds wurden, ebenfalls wie im
Vorjahr, 2,19 Mrd. Euro er-
reicht. Die Verwaltungskosten
bleiben mit 1,9 Prozent auf dem
im Marktvergleich niedrigen
Niveau des Vorjahres. Der Ka-
pitalanlagenbestand erhöht sich
um 3,3 Prozent auf 20,63 Milli-
arden Euro.

Gesamtverzinsung

Die Bayern-Versicherung,
größter Lebensversicherer des
Konzerns, erhöht die laufende
Gesamtverzinsung im Jahr 2008
von 4,1 Prozent auf 4,4 Prozent
und bietet zudem erneut eine at-
traktive Schlussgewinnbeteili-
gung. Ebenfalls auf hohem Ni-
veau bleibt die Gesamtverzin-
sung mit 4,7 Prozent im Renten-
bezug bei den Rentenversiche-
rungen ab Tarifwerk 2005. dhg.

Kommunale Spitzenverbände:

Sparkassen nicht
schwächen!

Nach Auffassung des Gesamtvorstands der Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbände darf die dringend notwen-
dige Konsolidierung im Bereich der Landesbanken nicht zu ei-
ner Schwächung der Sparkassen führen. In einer verabschie-
deten Entschließung wies der Vorstand darauf hin, die beson-
dere Stärke der Sparkassen in Deutschland beruhe auf ihren
Strukturmerkmalen kommunale Trägerschaft und Bindung,
öffentliche Rechtsform und Regionalprinzip. Diese Stärke dür-
fe nicht aufs Spiel gesetzt werden. Deshalb seien Überlegungen,
die Wettbewerbsfähigkeit der Landesbanken durch vertikale
Fusionen mit Sparkassen zu erhöhen, entschieden abzulehnen.

„Das Geschäftsmodell der
Sparkassen ist ein Erfolgsmo-
dell. Es zeichnet sich aus durch
die Selbständigkeit der Institute,
durch Dezentralität und eine ein-
zigartige Kundennähe. Würden
aus den bislang selbständig agie-
renden Sparkassen zentral ge-
steuerte Filialen der Landesban-
ken, würden sie genau der Vor-
teile beraubt, die sie so erfolg-
reich gemacht haben“, erklärten
hierzu die Präsidenten der kom-
munalen Spitzenverbände, Mün-
chens Oberbürgermeister Chri-
stian Ude (Deutscher Städtetag),
der Landrat des Landkreises
Südwestpfalz, Hans Jörg Duppré
(Deutscher Landkreistag) und
der Bergkamener Bürgermeister
Roland Schäfer (Deutscher Städ-
te- und Gemeindebund).

Die kommunalen Spitzenver-
bände bekannten sich eindeutig
zur engen Zusammenarbeit zwi-

schen selbständigen Sparkassen
vor Ort und spezialisierten Fi-
nanzdienstleistern, zu denen
selbstverständlich auch die Lan-
desbanken gehörten. Die Bildung
von größeren Einheiten im Be-
reich der Landesbanken sei ein
wichtiger Baustein, um auch
zukünftig die Wettbewerbsfähig-
keit der Landesbanken zu sichern.

Erforderliche Reformen

„Reformen im Bereich der
Landesbanken sind zweifellos er-
forderlich: Ohne tragfähige Ge-
schäftsmodelle für die Landes-
banken würden sich über den
gemeinsamen Haftungsverbund
auch für die kommunalen Spar-
kassen die finanziellen Risiken
vergrößern. Diese Perspektive ist
für die Kommunen als Träger der
Sparkassen nicht hinnehmbar“,
so Ude, Duppré und Schäfer. DK

VVG-Reform:

Versicherungskammer Bayern
gibt Vorteile an alle Kunden weiter
München. Zu Jahresbeginn ist das neue Versicherungsver-
tragsgesetz (VVG) in Kraft getreten. Nach seinem 100jährigen
Bestehen hat damit eine neue Zeitrechnung für die Versicherer,
ganz besonders aber für deren Kunden begonnen.

Der Verbraucherschutz wird
gestärkt: Die Kunden erhalten
mehr Rechte und die Transpa-
renz der Produkte steigt.
Grundsätzlich - so sieht es der
Gesetzgeber vor - gelten die
neuen Vorschriften für alle Neu-
kunden ab dem 1. Januar 2008,
für alle Bestandskunden erst ein
Jahr später. Die Versicherungs-
kammer Bayern wird jedoch
wesentliche verbraucherfreund-
liche Regelungen, die erst zum
1. Januar 2009 für Bestandskun-
den vorgeschrieben sind, auch
für diesen Kundenkreis ab dem
1. Januar 2008 anwenden.

Die Versicherungskammer
Bayern verzichtet bei ihren Be-
standskunden bereits zum 1. Ja-
nuar 2008 auf das Alles-oder-
Nichts-Prinzip sowie die Klage-
und Verjährungsfristen. Der
Wegfall des Alles-oder-Nichts-
Prinzips besagt: Verletzt ein
Kunde eine Obliegenheit (Ver-
tragspflichten, zum Beispiel
vorvertragliche Anzeigepflich-
ten, Pflichten zur Schadenmini-
mierung) oder führt er grob
fahrlässig einen Schaden her-
bei, so bedeutet dies nicht mehr
den vollständigen Ausschluss
der Versicherungsleistung. Der
Schaden wird vielmehr anteilig,

abhängig von der Schwere des
Verschuldens, reguliert.

Auch den Wegfall der Klage-
und Verjährungsfristen setzt die
Versicherungskammer Bayern
für Schadenfälle ab dem 1. Janu-
ar 2008 um. Dies bedeutet, dass
ein Kunde, der seine Ansprüche
nach einer Ablehnung erst nach
dem Ablauf von sechs Monaten
geltend macht, nicht generell lei-
stungsfrei ausgeht. In diesen Fäl-
len wird vielmehr die dreijährige
Regelverjährung nach dem BGB
zugrunde gelegt.

Transparentere Produkte

Darüber hinaus setzt die Ver-
sicherungskammer Bayern die
Anforderungen der VVG-Infor-
mationspflichtenverordnungen,
wie zum Beispiel das vom Ge-
setzgeber geforderte Produktin-
formationsblatt, in großen Tei-
len schon zum 1. Januar 2008
um, und nicht erst - wie vorge-
sehen - zum 1. Juli 2008. Die
Produkte werden dadurch für
die Kunden noch transparenter
und sie können auf der Basis
vollständiger Informationen
mit ihrem Berater den ge-
wünschten Versicherungsschutz
auswählen. �

Landgericht Berlin untersagt
ARD-Behauptungen

Das Landgericht Berlin hat dem Westdeutschen Rundfunk so-
wie weiteren ARD-Anstalten bei Androhung eines Ordnungs-
geldes von bis zu 250.000 Euro untersagt, zahlreiche Behaup-
tungen aus der ARD-Sendung vom 16. Januar 2008 mit dem
Titel „Und plötzlich ist das Haus weg - Wie Sparkassen die
Kredite kleiner Leute verscherbeln“ weiter zu verbreiten.

Mit Hilfe des Deutschen
Sparkassen- und Giroverbandes
(DSGV) waren die betroffenen
Sparkassen Wedel und Südhol-
stein mit einem Antrag auf Er-
lass einer Einstweiligen Verfü-
gung mit Erfolg gegen eine
ganze Reihe nachweislich
falscher Behauptungen in dem
Beitrag vorgegangen.

Fälschlicherweise war der
Eindruck erweckt worden,
durch Sparkassen seien ord-
nungsgemäß bediente Kredite
gegen den Willen der Kunden
veräußert worden. Darüber hin-
aus waren an insgesamt drei
Fällen von Sparkassenkunden
zahlreiche falsche Behauptun-
gen aufgestellt worden, die jetzt
untersagt wurden. Losgelöst da-
von wurde in einem Falle
(Schlosshotel in Mecklenburg)
sogar ein Fall von Privatbanken

fälschlich den Sparkassen zuge-
ordnet.

Dr. Karl-Peter Schackmann-
Fallis, Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied des DSGV, erklär-
te dazu: „Durch den WDR wurde
den Sparkassen mit einer Vielzahl
nachweislich falscher Behaup-
tungen erheblicher Schaden zu-
gefügt. Die Kunden wurden
nachhaltig verunsichert und ge-
gen Sparkassen aufgebracht, ob-
wohl es dafür keine Grundlage
gab. Zahlreiche Kunden haben
sich wegen dieses Berichtes bei
den betroffenen und anderen
Sparkassen beschwert. In einigen
Fällen ist es zu Kündigungen von
Geschäftsverbindungen gekom-
men. Wir sehen den WDR und
dieARD in der Verantwortung, in
der Öffentlichkeit die falschen
Tatsachenbehauptungen richtig
zu stellen.“ �
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Modellhafte Stadtsanierung:

Stärkung des Ortskerns
in Weidenberg

Von Jörg Streng, Leiter des Bereichs „Standortentwicklung und Städtebau“
der Bayerischen Landessiedlung

Etwa 15 km östlich von Bayreuth, am westlichen Eingang zum
Fichtelgebirge, liegt der Markt Weidenberg. Teils im Talkessel der
Steinach, teils malerisch auf einem steil abfallendem Sandstein-
hügel, teilt sich der Ort in den „Oberen“ und „Unteren Markt“.

Der „Obermarkt“ umfasst da-
bei den alten Ortskern mit der
weithin sichtbaren St. Michaelis-
kirche, mit dem Rathaus, mit
einst herrschaftlichen Schlössern
und mit stilvollen Bürgerhäusern.
Die ansehnlichen, überwiegend
barocken Sandsteinfassaden, die
heute die Straßenräume des Obe-
ren Marktes prägen, gehen auf
den Wiederaufbau des Oberen
Marktes Weidenberg nach einem
Großbrand Mitte des 18. Jahrhun-
derts zurück.

Der markante Marktplatz, der
ehemals vom Schulhaus (dem
heutigen Rathaus), von Gasthäu-
sern und mehreren Bürgerhäusern
umrahmt wurde, gibt nach seiner
umfassenden Sanierung einen
wertvollen Eindruck der Bauricht-
linien des fürstlichen Bauamtes
Bayreuth. Diese Baurichtlinien
sind bis Mitte des 19. Jahrhun-
derts bestimmend geblieben; sie
haben damit maßgeblich zum
heutigen Ortsbildes Oberen Mark-
tes beigetragen. Bei den in diesem
Zeitraum entstandenen und bis
heute erhaltenen Gebäuden han-
delt es sich durchwegs um zwei-
geschossige Sandsteinquaderbau-
ten mit Walm- oder Mansarden-
dächern, die an den Fensterbrü-
stungen oft mit reichhaltigem
Steinschmuck verziert sind.

Weidenberg, heute staatlich an-
erkannter Erholungsort, hat der-
zeit über 6.800 Einwohner und ist
mit allen Grundversorgungsein-
richtungen ausgestattet. Weiden-
berg ist zudem Sitz einer Verwal-
tungsgemeinschaft, zu deren Ge-
meinden insgesamt über 10.000
Einwohner zählen.

Ganzheitlichkeit von
Planung und Durchführung

Weidenberg, nach der zen-
tralörtlichen Gliederung als Un-
terzentrum eingestuft, soll in sei-
ner Grundversorgungsfunktion
gesichert und bedarfsgerecht aus-
gebaut werden. Schon sehr früh
bediente sich die Kommune da-
bei des Instrumentariums der
Städtebauförderung. Im Rahmen
der „Vorbereitenden Untersu-
chungen zur Ortssanierung“ wur-
de durch die Bayerische Landes-
siedlung GmbH hierzu zunächst
ein umfassendes Konzept zur
Stärkung und Belebung des Obe-
ren Marktes in Weidenberg erar-
beitet, das - nach intensiver Ab-

stimmung mit den zuständigen
Gremien und den betroffenen
Bürgerinnen und Bürgern - als
Leitbild der zukünftigen Ortsent-
wicklung gilt.

Die umfassenden Zielvorstel-
lungen dieses Gesamtkonzeptes
werden zusammenfassend im
Städtebaulichen Rahmenplan
dargestellt. In Weidenberg konnte
die Umsetzung der Rahmenpla-
nung in konkrete Einzelsanie-

stellung der typischen Baufor-
men, behutsamer Umgang mit
der überwiegend denkmalge-
schützten Bausubstanz.

Sicherung des
Gebäudebestandes

Eines der entscheidenden Ziele
der Ortsentwicklungsphase war
und ist - wiederum mit dem Ziel
der Belebung dieses historischen
Ortsteiles - der Erhalt bzw. die
Neuansiedelung öffentlicher und
halböffentlicher Einrichtungen
im Sanierungsbereich. Dies be-

die regelmäßigen stattfindenden
Handwerkspräsentationen - einen
guten Einblick in das bäuerliche
Leben und Arbeiten vergangener
Zeiten bietet.

Verbesserung des
Wohnumfelds

Große Anstrengungen wurden
in den vergangenen Jahren in die
gestalterische und funktionale
Aufwertung der öffentlichen Frei-
flächen und Straßenräume unter-
nommen. Dabei konnten zwi-
schenzeitlich fast alle Neugestal-
tungen, die im Städtebaulichen
Rahmenplan vorgesehen waren,
inAngriff genommen werden.

In Abstimmung mit dem Lan-
desamt für Denkmalpflege wur-
den - im Rahmen einer übergrei-
fenden Gesamtplanung - für die
vielfach sehr unterschiedlich ge-
prägten Teilbereiche des Oberen
Marktes jeweils eigene Gestal-
tungskonzepte entwickelt. Die
Materialwahl, die Gliederung der
Flächen und die Gestaltung der
Randbereiche orientiert sich je-
weils an den örtlichen Gegeben-
heiten, der umgebenden Bausub-
stanz, der historischen Bedeutung
und der gegenwärtigen Funktion.

Die vorhandenen Ausstattun-
gen undAußenanlagen wie Brun-
nen, Mauern, Treppenanlagen
und Keller wurden jeweils in die
Neugestaltungen einbezogen und
zum Teil umfangreich saniert. Sie
geben den Plätzen und Straßen-
räumen ihre typische Prägung.

Zentrum des Oberen Marktes
ist der so genannte Rathausplatz.
Nach seiner umfassenden Sanie-
rung dient diese Freifläche - ne-
ben der Nutzung für den ruhen-
den Verkehr - auch als Standort
für zahlreiche Märkte und Veran-
staltungen. Der Platz wurde unter
der Berücksichtigung der denk-
malpflegerischen Belange in Teil-
bereichen mit dem historischen
Kalksteinpflaster belegt und wie-
der intensiv durch großkronige
Laubbäume begrünt.

Im Zuge der Sanierungsmaß-
nahmen am Rathausplatz ist es ge-
lungen, zwischenzeitlich alle um-
gebenden Gebäude im Rahmen ei-
nes Fassadenprogramms gestalte-
risch aufzuwerten. Beim größten
Teil dieser Gebäude nutzten die
Eigentümer zudem die Chance zu
einer grundlegenden Sanierung
der gesamten Bausubstanz.

Sicherung des
Wohnbestandes

Die nachhaltige Verbesserung
der Wohn- und Lebensverhältnis-
se im Sanierungsbereich ist ein
vordringliches Ziel aller Bemü-
hungen zur Sanierung des Oberen
Marktes. Die von der Marktge-
meinde hierzu vorgesehenen (und
weitgehend auch realisierten)
Maßnahmen beinhalten daher
gezielt auch den privaten Bereich.

Der Markt Weidenberg hat von
Beginn der Ortssanierung an
schwerpunktmäßig gerade solche
Privatmaßnahmen finanziell un-
terstützt, die sich in den Rahmen
des Gesamtkonzeptes einfügten
und förderungswürdig schienen.
Die ersten Gespräche - stets wirt-
schaftlich und planerisch beglei-
tet von Sanierungsfachleuten -
sind für den Bürger kostenlos und
unverbindlich. Die umfassende
Sanierungsbetreuung bietet den
Eigentümern am Oberen Markt
eine wichtige Hilfestellung bei
der Abwicklung der Privatmaß-
nahme - bis hin zur Unterstützung
bei der Erstellung der Fördermit-
telanträge.

Sehenswertes Ergebnis

Das Ergebnis dieser Bemü-
hungen ist sehenswert: Viele Ge-
bäude wurden im Rahmen der
Städtebauförderung behutsam
und umfassend saniert und stehen
heute als zeitgemäße Wohnungen
zur Eigennutzung der Besitzer
oder als vermietbarer Wohnraum
zur Verfügung. Liebevolle De-
tails, attraktiv gestaltete Fassaden,
aufgewertete private Freiflächen

rungsmaßnahmen bislang weit-
gehend in vorbildlicher Weise si-
chergestellt werden. Entschei-
dend für diese positive Zwi-
schenbilanz ist wohl die Tatsache,
dass es gelungen ist, unter allen
Beteiligten eine breite Zustim-
mung zu erreichen. Dies betrifft
sowohl die bislang durchgeführ-
ten Maßnahmen im öffentlich/ge-
meinschaftlichen Bereich als
auch das ungewöhnlich große
Engagement bei den zahlreichen
Sanierungsmaßnahmen im priva-
ten Bereich.

Zur Belebung des Oberen
Marktes - und vor allem, um einer
weiteren Abwanderung aus dem
Sanierungsgebiet entgegenzuwir-
ken - wurden in Weidenberg ent-
scheidende Schritte zur konkreten
Umsetzung der wesentlichen
Zielsetzung zur Ortsentwicklung
unternommen:

Erhaltung und Stärkung der
Wohnnutzung durch Umbau und
Sanierung bestehender Wohnge-
bäude;

Strukturelle Verbesserung
durch Entwicklung öffentlicher
Funktionen (Rathaus, kirchliche
Einrichtungen, Bürgerhäuser etc.)
sowie durch Anregung privater
bzw. halböffentlicher Einrichtun-
gen (Gastronomie, Einzelhandel,
Dienstleistungen);

Erhaltung und Gestaltung des
städtebaulichen Gesamtensem-
bles;

Sanierung und gestalterische
Aufwertung der Straßenräume
und des Wohnumfeldes;

Erhaltung und Wiederherstel-
lung des überkommenden Stadt-
grundrisses (z.B. durch Schließen
von Baulücken);

Beibehaltung und Wiederher-

trifft neben dem Kultur- und Bil-
dungswesen und der Sicherung
kirchlicher und sozialer Einrich-
tungen insbesondere den Dienst-
leistungsbereich.

Mit finanzieller Unterstützung
diverser Förderprogramme ist es
gelungen, die vorhandene erhal-
tenswerte Bausubstanz am Obe-
ren Markt sowie im näheren Um-
feld mit vielfältigen Einrichtun-
gen zu belegen. So finden sich
unter den sanierten Gebäuden -
neben Kirche und Pfarramt - un-
ter anderem folgende Nutzungen:

ein gut frequentiertes Gemein-
dehaus (das so genannte Pimm-
lerhaus), das ehemals auch Ein-
richtungen der Diakonie enthielt;

die Verwaltungsgemeinschaft
Weidenberg hat - trotz steigen-
dem Raumbedarfs aufgrund um-
fänglicher Eingemeindungen -
auf einen Rathausneubau ver-
zichtet und nutzt statt dessen -
neben dem ehemaligen Schul-
haus - noch einige weitere Ge-
bäude im Bereich des Rathaus-
platzes als Büroräume;

eines des beeindruckendsten
Gebäude am „Oberen Markt“
wird - nach umfassender Sanie-
rung - als Bürgerhaus unter ande-
rem für Zwecke der Volkshoch-
schule und als gemeindlicher
Empfangsraum genutzt;

das „Alte Schloss“ steht als
politische Bildungs- und Tages-
stätte des Bürgerforums Bayreuth
zur Durchführung von Seminaren
und Veranstaltungen zur Verfü-
gung;

die „Scherzenmühle“ an der
Unteren Au wurde auf Initiative
des Fichtelgebirgsvereins zu ei-
nem sehenswerten Museum her-
gerichtet, das - nicht zuletzt durch

und ein behutsamer Umgang mit
der oft denkmalgeschützten Bau-
substanz zeugen heute davon,
dass die Weidenberger gerne am
Oberen Markt wohnen und sich
ihrer Verantwortung für das Ge-
samtensemble bewusst sind. Da-
bei wurden durch die Marktge-
meinde im Zuge der Ortssanie-
rung keine weiteren Gestaltungs-
vorschriften oder Satzungen er-
lassen.

Erfolgreiches Konzept

Das Konzept war bislang er-
folgreich: wohl nicht zuletzt mo-
tiviert durch die hochwertige
Umgestaltung der öffentlichen
Räume und durch die gestalteri-
sche Aufwertung des Wohnum-
feldes (aber natürlich auch durch
die Anreize der finanziellen För-
derungen) haben viele private
Eigentümer ihren Beitrag zum
Gelingen des Ortssanierung am
Oberen Markt geleistet.

Dies wurde im Rahmen der
Städtebauförderung auch von der
Obersten Baubehörde anerkannt;
bereits vor einigen Jahren wurden
die Sanierungsmaßnahmen des
Marktes Weidenberg beim ersten
Landeswettbewerb „Modellhafte
Stadtsanierung“ mit einer „Be-

sonderen Anerkennung“ gewür-
digt. Günther Beckstein (damals
noch bayerischer Innenminister)
überreichte seinerzeit als Schirm-
herr die Auszeichnung - zu Recht
an Bürgermeister Fünfstück, der
die Ortssanierung im besonderen
Maße mitgetragen und vorange-
trieben hat.

Ziele aktiv umgesetzt

Der Markt Weidenberg hat -
auch durch die Bereitstellung der
erforderlichen Haushaltsmit-
tel und in enger Zusammenarbeit
mit den Fachleuten im Sachge-
biet Städtebauförderung bei der
Regierung von Oberfranken - die
Revitalisierung des Ortskerns am
Oberen Markt intensiv unter-
stützt. Er setzte damit die selbst
gesteckten Ziele der Städtebauli-
chen Rahmenplanung aktiv in ge-
meinpolitisches Handeln um. Es
liegt auf der Hand, dass dieser
Prozess nicht abgeschlossen ist -
die Stärkung des Ortskernes muss
(gerade auch im Hinblick auf
die demografische Entwicklung)
weiterhin das Ziel des weitsich-
tigen gemeindlichen Handelns
sein. Die bisherigen, vor Ort
sichtbaren Erfolge können hierzu
Mut machen. �

Den Wandel gestalten:

„Entwickeln, planen und
bauen in Oberfranken“

Im Rahmen der Tagung zur Zukunft der Gemeinden unter
dem Motto „Den Wandel gestalten - entwickeln, planen
und bauen in Oberfranken“, hob Moderator Ottmar
Strauss, Stadtbaurat a. D. hervor, dass sich der Blick auf
den Osten als durchaus gewinnbringend erwiesen habe.
Schließlich habe dieser den demografischen Wandel, der
nunmehr im Westen bevorstehe, bereits zum Teil erfolg-
reich mit Lösungskonzepten bewerkstelligt. Mit Projekten
könne etwas bewegt werden, selbst negative Schandflecke
aus der Vergangenheit seien auszumerzen.

Die Teilnehmer des Podiums - Leitende Baudirektorin Petra
Gräßel (Regierung von Oberfranken), Prof. Ingrid Burgstaller
(FH Nürnberg), Dr. Christiane Schilling (Amt für Ländliche Ent-
wicklung Bamberg), Weidenbergs Bürgermeister Wolfgang
Fünfstück (Vorsitzender des Bayerischen Gemeindetags, Bezirk
Oberfranken) und Ministerialrat Jost Schulze (Sächsisches
Staatsministerium des Innern) - waren sich einig, dass Hand-
lungsbedarf dringend geboten sei, ehe die Innenstädte überaltern
und die Aktiven wegziehen. Wie eine modellhafte Stadtsanie-
rung aussehen kann, demonstrierte Jörg Streng, Leiter des Be-
reichs „Standortentwicklung und Städtebau“ der Bayerischen
Landessiedlung am Beispiel des Marktes Weidenberg (siehe
Aufmacher).

Bischofsgrüns Bürgermeister Stephan Unglaub und Bad
Bernecks Stadtoberhaupt Bernd Albert verlangten, die Ge-
währung von Zuschüssen aus Fördertöpfen unbürokratischer und
flexibler zu gestalten. Mit Blick auf die Agenda 21-Mitarbeit und
weiteren Beispielen in seinem Ort meinte Unglaub, dass es an eh-
renamtlichem Engagement nicht mangle. Ohne Fördertöpfe wäre
dieser Enthusiasmus wohl aber nicht möglich. Deshalb müsse
weiterhin von Seiten der Kommunen und des Gemeindetags
Druck auf die Politiker ausgeübt werden. Wichtig für die Bürger
und deren Motivation sei auch, dass ranghohe Politiker sich da-
von überzeugen könnten, was mit Zuschüssen und Engagement
geschaffen worden sei, so die Erfahrung der Tagungsteilnehmer.

BDA-Stiftungsvorsitzendem Ulrich Karl Pfannschmidt war es
schließlich vorbehalten, im Namen der Architekten neben dem
Vorankommen bei der Sanierung alter Gebäude und historischen
Ortskernen vor allem dafür zu plädieren, auch im Stile des 21.
Jahrhunderts planen und bauen zu dürfen. DK

Genossenschaftsverbandspräsident Götzl:

Immobilienerwerber
brauchen Kreditsicherheit

Zunehmend verunsichert reagieren Kunden auf die Diskussion
um den Verkauf von Immobilienkrediten durch Banken an Finanz-
investoren. Für Stephan Götzl, Präsident des Genossenschafts-
verbands Bayern, ist klar: „Der Verkauf eines Darlehens belastet
die Kundenbeziehung. Deshalb darf das nicht ohne Not und nur
nach eindeutig definierten Spielregeln geschehen.“ Das sei für die
bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken elementar.

„Damit das Vertrauen in die deutsche Bankenwelt nicht weiter
leidet, ist es notwendig, dass der Kunde Vertragssicherheit hat“,
so Götzl. Deshalb fordert er zum einen eine Selbstverpflichtung
aller Banken in Deutschland, dass Kreditkunden im Falle des Fal-
les über den Verkauf eines Darlehens informiert werden. Zum an-
deren solle es zu den Geschäftsprinzipien einer Bank zählen, dass
nur dann ein Kredit verkauft werde, wenn garantiert sei, dass der
Kreditkäufer nicht nur die Grundschuld erwerbe, sondern in Ver-
bindung damit auch die so genannte Sicherungszweckerklärung
übernehme. Das, so Götzl, stelle sicher, dass der Krediterwerber
zum Vertragspartner des Kreditnehmers werde. „Damit erhalten
Immobilienerwerber die für sie notwendige Sicherheit.“ �
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Den Unimog U 20 live erleben.
Auf der Unimog-Leistungsschau Winter 2008.

Schneefall vor dem Berufsverkehr, vereiste Kreu-
zungen. Die Anforderungen im Winterdienst sind
extrem groß. Die Lösung ist besonders kompakt,
wendig und günstig im Preis: Der Unimog U 20 ist
da. Ein echter Mercedes-Benz Unimog, doch mit bis
zu 7,5/8,5 t Gesamtgewicht eigens konzipiert für die
Aufgaben in Kommunen oder als ideale Ergänzung

Ihres Fuhrparks. Neugierig? Dann überzeugen Sie sich
selbst – auf der Unimog-Leistungsschau Winter 2008.
Ganz in Ihrer Nähe.
• 14.2. Bopfingen
• 19.2. Inzell
• 21.2. Bischofsgrün
www.mercedes-benz.com/neuer-U20
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG
Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt
Tel.: 0 94 53/99 11-10, Fax: 0 94 53/99 11-06
E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de
Internet: www.bassewitz.de

Carl Beutlhauser GmbH & Co. KG
Albert-Ruckdeschel-Str. 19, 95326 Kulmbach
Tel.: 0 92 21/5 07-0, Fax: 0 92 21/8 44 81
E-Mail: info-ugv@beutlhauser.de
Internet: www.beutlhauser.de

Henne-Unimog GmbH
Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten
Tel.: 0 89/12 06-61 00, Fax: 0 89/12 06-61 27
E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com
Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge
Industriestraße 29-33, 89231 Neu-Ulm
Tel.: 07 31/97 56-2 14, Fax: 07 31/97 56-4 10
E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com
Internet: www.wilhelm-mayer.com

Präsentation im Schwarzwald:

Echt Unimog!
Vorführung des U 20 - kompakt, zuverlässig, vielseitig und günstig

Dass der Unimog ein „Universal-Motor-Gerät“ (dafür steht die
Abkürzung „Unimog“) ist, hat der U 20 - die neueste Schöp-
fung aus dem Hause Mercedes-Benz - jüngst im Schwarzwald
bei einer Präsentation bewiesen. Erstmals 2006 auf der IFAT
vorgestellt, startet jetzt die Markteinführung des kleinen Bru-
ders aus der großen Unimog-Familie. „Der nächste Winter
kommt bestimmt“, mutmaßte Martin Daum, Werksleiter der
LKW-Produktion in Wörth. Er vermutet, dass die Schneefrä-
sen auch in diesem Winter noch einiges zu tun haben werden.
Der U 20 vereinigt die für den Unimog typische Hochgelän-
degängigkeit mit anspruchsvollem Kommunaleinsatz. Maxi-
male Zuverlässigkeit und maximale Verwendungsfähigkeit
sind die Charakterzüge des U 20.

Allradantrieb, Singlebereifung
auch hinten, zuschaltbare Dif-
ferenzialsperren, Portalachsen,
Schraubenfedern, reichlich Leis-
tungsreserven, Zapfwellen, Ne-
benabtriebe und eine leistungs-
starke Hydraulik, komplettiert
um den topaktuellen Stand der
Lkw-Technik bei Sicherheit, Be-
dienung und Umweltverträglich-
keit. Das macht den U 20 zum
flexibel einsetzbaren Geräteträ-
ger ganz im Stil der beiden
größeren Baureihen. Sein Vier-

gangen. Der U 20 ist die hoch at-
traktive Antwort. Ein neues
Konzept liegt dem U 20 zugrun-
de. Kompaktes Chassis und die
kleinere und dennoch geräumige
(für drei Personen!) und dennoch
komfortable Fahrerkabine har-
monieren mit allen ingenieur-
mäßigen Leistungen. Alle Gerä-
te sind übersichtlich und bedie-
nerfreundlich angebracht.

Die hohe Wendigkeit hat ihre
Ursache im um 380 auf 2700
Millimeter verkürzten Radstand.

triebe ermöglicht Geschwindig-
keiten zwischen 1,1 und 90 km/h
bei Nenndrehzahl. Übrigens ist
der U 20 der erste Frontlenker
von Unimog.

Wechselnde Anforderungen

Gedacht ist der U 20 für
wechselnde Anforderungen in
den Kommunen, weniger für
Arbeiten in dauernder Höchst-
leistung. Dafür sind die Geräte-
träger der Baureihe U 300 bis U
500 wie geschaffen. Beim
zulässigen Gesamtgewicht liegt
der U 20 zwischen 7,5 und 8,5
Tonnen, die Achslasten sind mit
4,8 Tonnen vorn und hinten zur
Aufnahme von Anbaugeräten
großzügig bemessen.

In den Kommunen und Gala-
Bau-Betrieben in Deutschland
sind derzeit noch rund 12 000
Unimog der Baureihen 424 und
427 mit den Typen U 1200 und
U 1400 anzutreffen, produziert

in der Zeit von 1982
bis 2000. Aber sie er-
füllen heute nicht
mehr die aktuellen
Anforderungen an
Ergonomie, Umwelt-
verträglichkeit und
Bedienfreundlichkeit.
In diesem Leistungs-
segment tritt nun der
U 20 an. Unimogs
tun zwar treu ihren
Dienst. Seit jeher ist
ein Unimog kaum
klein zu kriegen. Vie-
lerorts stehen sie
doch allmählich zur
Ablösung an, um
steigende Reparatur-
aufwendungen zu
vermeiden.

Der U 20 kann ne-
ben dem Geräteein-
satz ein weiteres
Plus für sich verbu-
chen: Als PS-starke

und relativ leichte Zugmaschine
hat er keine Mühe, bei voller
Auslastung mit einer Anhänge-
last von bis zu 18 Tonnen hohe
Durchschnittsgeschwindigkei-
ten zu fahren, das bedeutet Au-
tobahneignung ohne jede Ein-
schränkung.

Ein Bedienpult für viele
Geräte – der ISOBUS für
die Baureihe U 300 – U 500

Eine Spezialität der Profi-
Geräteträger U 300 bis U 500 ist
der ISOBUS. Nach umfangrei-
chen Praxiserprobungen ist die-
ses universelle System für die

Gerätebedienung in die Serien-
fertigung gegangen. Es ermög-
licht eine einheitliche Bedienung
völlig verschiedener An- und
Aufbaugeräte über Drehknöpfe
und Drucktasten. Über eine ge-
normte (ISO) Schnittstelle er-
folgt die Datenübertragung zwi-
schen ISOBUS-Terminal im
Fahrerhaus und dem Geräte-
Controler am Anbaugerät. Die
Daten werden gespeichert und
stehen jederzeit zum Abruf be-
reit. Verschiedene Anbaugeräte
lassen sich so ohne Vorprogram-
mierung und ohne Umstellung
der Software mit einem Bedien-
terminal steuern. Das hohe Maß
an Kompatibilität wird ab die-
sem Frühjahr noch erweitert
durch die eine GPS-gestütz-
te Einsatzdatenerfassung, als
Grundlage für Leistungsnach-
weise, zum Beispiel im Winter-
dienst oder für die Abrechnung
privater Dienstleister.

Spezialisten unter sich

Der Unimog kommt aus einem
„Werk im Werk“. Der Produktbe-
reich Sonderfahrzeuge (PBS)
verfügt im Mercedes-Benz Werk
Wörth, Standort der größten
Lkw-Fertigung Europas, über ei-
ne eigene Fertigungsstraße. 750
Mitarbeiter sind damit beschäf-
tigt, im Jahr rund 2000 Merce-
des-Benz Unimog und 1000
Mercedes-Benz Econic zu bau-
en, ein vornehmlich auf die Ab-

fallentsorgung zugeschnittenes
Lkw-Fahrgestell. Man ist in vie-
len Branchen zu Hause, wird der
Mercedes-Benz Unimog doch in
sehr unterschiedlichen und oft
extreme Anforderungen stellen-
den Einsatzfeldern genutzt, ob
nun der neue U 20, die Geräteträ-
ger U 300, U 400 und U 500 oder
die Fahrgestelle der hochgelän-
degängigen Baureihe U 3000, U
4000 und U 5000. Neben Winter-
dienst und Grünflächenpflege

und weiteren Anwendungen im
Garten- und Landschaftsbau ha-
ben sich die Unimog aus Wörth
bei der Waldbrandbekämpfung,
bei der Baumverpflanzung,
beim Profilieren von Gräben
und Bohren von Erdlöchern,
Rangierarbeiten auf der Schiene
oder Rettungsdiensten in un-
wegsamem Gelände bewährt.
Der U 20 ist kompakt, zuverläs-
sig, vielseitig und günstig, also
ein echter Unimog! �

Vergaberecht:

Einheimischenmodell auf EU-Prüfstand
Der bevorzugte Verkauf von Grundstücken
an Ortsansässige ist ein seit langem
hauptsächlich in Süddeutschland angewand-
tes und bewährtes Instrument, um vor allem
in kleinen Gemeinden mit Zuwanderungs-
druck den Wohnbedarf der einheimischen Be-
völkerung gegen den Zuzug finanzkräftiger
Bauwilliger abzusichern. Letztlich dienen die-
se Einheimischenmodelle gerade in ländlich
geprägten Regionen der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, der Erhaltung lebendiger Kultur-
landschaften und der Sicherung attraktiver
Gemeinden und Dörfer im ländlichen Raum.

Aus ähnlichen Motiven hat auch die Gemein-
de Selfkant in Nordrhein-Westfalen bzw. die
Entwicklungsgemeinschaft Selfkant mbH
(EGS) unterschiedliche Bedingungen für Grund-
stücksverkäufe an Ortsansässige und Nichtorts-
ansässige festgelegt; Ortsansässige zahlen nied-
rigere Grundstückspreise als Nichtortsansässige.
Allerdings, so die CSU-Europaabgeordnete Dr.
Angelika Niebler gegenüber der GZ, sieht die
EU-Kommission darin einen Verstoß gegen das
Gemeinschaftsrecht und beruft sich dabei auf die
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtsho-
fes. Dieser habe befunden, dass eine Maßnahme,
die eine Entscheidung aufgrund des Wohnsitzes
treffe, sich hauptsächlich zum Nachteil der An-
gehörigen anderer Mitgliedstaaten auswirke, da
die Gebietsfremden meist Ausländer seien.

Die Bundesregierung hält dagegen die Bedin-

gungen, zu denen die EGS Grundstücke ver-
kauft, im Wesentlichen gemeinschaftsrechtlich
für unbedenklich, da sie der Erhaltung einer aus-
gewogenen Bevölkerungsstruktur dienten.

Die rechtliche Zulässigkeit derartiger Einhei-
mischenmodelle ist inzwischen nicht mehr um-
stritten. In einem Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts vom 11.2.1993 zum sog. Weilheimer
Modell heißt es dazu u. a., dass die sozialpsy-
chologische Bedeutung einheimischer Bevölke-
rungsteile für Bestand und Entwicklung eines
Gemeinwesens, vor allem in den Gemeinden
kleineren Zuschnitts, von der Struktur der Grun-
deigentümer beeinflusst werden kann. Daher sei
es grundsätzlich gerechtfertigt, entsprechende,
die Eigentümerstruktur betreffende Maßnahmen
durchzuführen.

Vor diesem Hintergrund gibt die Auffassung
der EU-Kommission, die Regelungen zum
Grundstücksverkauf in der Gemeinde Selfkant
seien diskriminierend und verstießen gegen Ge-
meinschaftsrecht, Anlass zur Sorge. Zwar richtet
sich das Vertragsverletzungsverfahren aus-
schließlich gegen die Grundstücksverkaufspra-
xis in Selfkant. Doch sollte sich die Auffassung
der Kommission durchsetzen, stünden alle sog.
Einheimischenmodelle auf dem Prüfstand und
müssten gegebenenfalls, je nach Gestaltung der
Modelle im Einzelnen, aufgehoben oder geän-
dert werden – mit unabsehbaren Folgen für die
Kommunalentwicklung. DK

Ein extrem starkes Team: Die gesamte Unimog-Familie und eine große
Bandbreite an Aufsatz-Geräten decken jeden individuellen Bedarf für den
Kommunaleinsatz - im Winter und im Sommer. ��

zylinder-Motor der Baureihe 904
LA mit 110 kW (150 PS) spie-
gelt - wie bei der gesamten Nutz-
fahrzeugpalette von Mercedes-
Benz - einen sehr hohen Stand
der Abgastechnik wider. Die
Unimog verfügen über BlueTec-
Technologie, erfüllen die Abgas-
regelung Euro 4 und garantieren
außerdem einen sehr niedrigen
Feinstaubausstoß.

Die starken Seiten des
„kleinen“ Unimog

„Macht den Unimog kleiner!“
war die Forderung der Kunden.
Der Konzern ist darauf einge-

Der U 20 verfügt im Gegensatz
zum U 300/U 400/U 500 über
ein vollverzinktes Ganzstahlfah-
rerhaus aus der Großserie im
Hause Mercedes-Benz. Zum
Raumkonzept des U 20 gehört
auch eine formschön angepasste
Staubox hinter dem Fahrerhaus.
Zweikreis-Kommunalhydraulik,
Zapfwellen-Getriebe vorn, Ne-
benabtrieb vom Getriebe und die
Frontanbauplatte vervollständi-
gen optional die Ausrüstung und
erlauben die Nutzung einer Viel-
zahl von Geräten. Motor, Getrie-
be, Achsen und die Einzelberei-
fung stammen aus dem Unimog-
Baukasten. Das Achtgang-Ge-

Sieben U 20 mit
10 Geräten im Einsatz

Anlässlich der Präsentation wurden acht Unimog U 20 vorge-
stellt, sieben davon waren mit verschiedenen Ausrüstungen und
Gerätekombinationen ausgerüstet:

Winterdienstkombination
mit Schneepflug CMP3 und
Streuautomat Stratos FST 14
der Schmidt Winterdienst- und
Kommunaltechnik GmbH, St.
Blasien.

Der einscharige Schneepflug
aus Stahl schafft eine Räum-
breite von 2540 Millimetern
und ist für die Räumung von
mittleren und größeren Schnee-
mengen geeignet. Der Streuau-
tomat fasst 1,4 Kubikmeter Salz
plus 700 Liter Sole.

Winterdienstkombination
mit Seitenschleuder HS5 von
Schmidt.

Die Seitenschneeschleuder ist

ideal geeignet um Randwälle,
die innerorts und auf Land-
straßen bei mehrfacher Durch-
fahrt mit Schneepflügen entste-
hen, zu beseitigen. Es können
große Schneemengen von bis zu
500 t/h bei einer Räumbreite
von 1,8 m und -höhe von 1,2 m
entweder auf Lkw verladen
oder bis zu 35 m frei ausgewor-
fen werden.

Winterdienstkombination
mit Schneepflug HES 250 und
Streuautomat STA 1400 TC auf
der Pritsche von Gmeiner
(Kümmersbrück).

Der Schneepflug verfügt auf-
(Fortsetzung auf Seite 11)
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SCHMIDT Winterdienst- und Kommunaltechnik GmbH
Albtalstraße 36 ● 79837 St. Blasien

Telefon: + 49(0)7672 412-0 ● Telefax: + 49(0)7672 412-230
E-Mail: info@schmidt-swk.de ● Internet: www.schmidt-automotive.de

SCHMIDT bietet neben der bewährten Gerätevielfalt jetzt
auch für das neue Trägerfahrzeug von UNIMOG den U 20
mit Geräten und Maschinen zur Schneeräumung und
Glättebekämpfung ein komplettes Winterdienstprogramm.
Dieses Winterdienstprogramm umfasst:

Schneepflüge
Streuautomaten

Seiten-Schneeschleuder
Anbau-Schneefrässchleuder

Das kompletteDas komplette

Winterdienst-P
aket

Winterdienst-P
aket

auch fur den U20!
auch fur den U20!

a
....

(Fortsetzung von Seite 11)
grund seiner 3-Schare in Verbin-
dung mit einer Elastomer-Auf-
hängung über einen ruhigen
Lauf, der sich insbesondere beim
innerörtlichen Einsatz positiv be-
merkbar macht. Die Räumbreite
erreicht 2,5 m bei 30° Schräg-
stellung.

Hinter der Bezeichnung TC
verbirgt sich das Twin-Concept-
Prinzip, bei dem mit zwei paral-
lel laufenden Förderschnecken
eine extrem flache Bauweise er-
reicht wird. Die niedrige Bau-
weise hat wiederum einen nied-
rigen Schwerpunkt, gute Fahrei-
genschaften und gute Sicht nach
hinten zur Folge. Der Streuauto-
mat kann 1,4 Kubikmeter
Trockenstoff aufnehmen und
nutzt damit die Zulademöglich-
keiten des U 20 in Verbindung
mit einer Pritsche optimal aus.

Gmeiner Frässchleuder GFS
750, Borwanderhöhung vorn
(Söder).

Bei einem Frästrommeldurch-
messer von 750 mm und einer
Arbeitsbreite von 2,5 m deckt
dieses schwere Arbeitsgerät die
volle Fahrzeugbreite des Unimog
ab. Man spricht deshalb auch von
einer Vollfräse. Besonders geeig-
net für den gelegentlichen Einsatz
bei frischen Schneeverwehungen
oder großen Mengen an
Neuschnee sind Wurfweiten von
bis zu 30 m erreichbar. Optional
kann auch ein um 210° drehbarer
Verladekamin zum Abtransport
des Schnees per Lkw genutzt
werden. Die schräge Erhöhung
der vorderen Pritschen-Bord-
wand ist ein nützliches Zubehör,
wenn es um den häufigen Trans-
port von Schüttgütern wie Sand,
Splitt oder Schotter geht. Zum ei-
nen schützt die Bordwander-
höhung Fahrgestell und Staubox
bei der Beladung durch Radlader
oder Bagger, zum anderen ver-
hindert sie das „Schwappen“ oder
Rutschen der Schüttgüter über die
Bordwand beim Bremsen.

Frontausleger Mähgerät von
Mulag (Oppenau) MFK 400 mit
Mähkopf MK 1100 und Tor-
sionsrahmen.

Diese Mähgerät wurde spezi-
ell für den Unimog U 20 und die
Mähaufgaben in der Kommune
neu entwickelt. Das Frontausle-
germähgerät bietet eine Querver-
schiebung von 1500 Millimetern
und wird über die Frontzapfwel-
le angetrieben. Die Reichweite
beträgt 5,1 m ab Fahrzeugmitte
und ist sowohl im Rechts-, wie
im Linksbetrieb einsetzbar. Zur
Verbesserung der Sichtverhält-
nisse lässt sich der Ausleger
schräg nach vorn schwenken.

ben. Drei Messer zerkleinern bis
zu acht Kubikmeter Holz in der
Stunde. Die Pritsche der Fa. Sö-
der ist komplett aus Stahl gefer-
tigt und baut sehr niedrig. In Ver-
bindung mit der neuen kleinen
Bereifung 315/60 R22,5 kann ei-
ne Ladehöhe von ca. 1,15 m er-
reicht werden, was sich beson-
ders beim häufigen Beladen mit
der Hand/Schaufel positiv be-
merkbar macht. Optional bietet
die Fa. Söder auch hohe Bord-
wände an, so dass ein sogenann-
ter Hackschnitzelaufbau entsteht
und die gewonnenen Holz-
Hackschnitzel mit derselben
Kombination auch transportiert
werden können.

Kombination mit Frontseil-
winde F64.1 und Palfinger Lade-

kran PK 6001 auf
Twistlock-System
von Werner (Trier).

Der hinter dem
Fahrerhaus mon-
tierte Kran ruht auf
einem separaten
Rahmen mit spezi-
ellen Stützen. Das
erleichtert die häu-
fige Ladearbeit im
Kommunalen Be-
trieben und dem
Garten- und Land-
schaftsbau. Die hy-
draulischen Stützen
v e r s c h w i n d e n
durch ein patentier-
tes teleskopisches
Prinzip komplett in
der Fahrzeugkontur
und stehen nicht

seitlich über. Die Leistungen:
maximal 700 kg bei 7,2 m
Reichweite. Die beidseitige Flur-
steuerung kann auf Wunsch
durch eine Funkfernsteuerung
ergänzt werden. Ebenfalls ist ei-
ne Schlauchausrüstung für den
Greiferbetrieb erhältlich.

Der gesamte Kranaufbau ist
über Container-Twistlock-Ver-
schlüsse schnell wechselbar mit
dem Fahrgestell verbunden und
kann innerhalb von Minuten z.B.
gegen einen Streuautomat von
Gmeiner (STA 1500 TCFS) für

Gmeiner GmbH:

Produktprogramm für
den neuen Unimog U 20

Der neue Unimog U 20 kommt und Gmeiner, der bayerische
Winterdiensthersteller aus Kümmersbruck, hat sein Produkt-
programm rechtzeitig auf das neue Kommunalfahrzeug von
Mercedes-Benz ausgerichtet. In Schluchsee im Schwarzwald
präsentierte Gmeiner eindrucksvoll modernste Winterdienst-
technologie für den neuen Unimog.

Je nach Fahrzeugausstattung
können verschiedene Trocken-
stoff- und Feuchtsalz-Streuauto-
maten aus der bekannten Baurei-
he TwinConcept sowohl auf die
Ladebrücke als auch auf den
Pritschenzwischenrahmen des
U 20 aufgebaut werden.

Für den Aufbau auf die Lade-
brücke bietet Gmeiner den STA
1300 TC FS mit 1,3 m³ Trocken-
stoffvolumen und ca. 500 Liter
Flüssigsalz an. In der Trocken-
stoffvariante kann auf einen
Streuautomaten mit 1,7 m³
Behältervolumen zurückgegrif-
fen werden.

Verschiedene Varianten

Soll der Streuautomat auf den
sogenannten Pritschenzwi-
schenrahmen montiert werden,
erhöht sich die Nutzlast durch
die fehlende Ladebrücke um ca.
400 kg. In diesem Fall bietet
Gmeiner den STA 1500 TC
Feuchtsalzstreuer mit 1,5 m³
Trockenstoff und entsprechen-
dem Feuchtsalzvolumen an. Ent-
scheidet sich der Kunde für ei-
nen Trockenstoffstreuer, kann er
hier auf den STA 1800 TC mit
1,8 m³ Behältervolumen zurück-
greifen.

Die optionale Ausstattung der
Baureihe TwinConcept ist be-
kannter Weise sehr umfangreich.
Vom zweigeteilten Klappdach
mit Edelstahl-Rahmen bis hin
zur elektronischen Streubildver-
stellung stehen dem Kunden die
gleichen Ausstattungsvarianten
wie bei den Streuern für die
größeren Unimog-Modelle zur
Verfügung.

Die Bedienung der Streuauto-
maten erfolgt, je nach Ausstat-

tungswunsch, über wahlweise
vier verschiedene Bedienpulte
(EWA, Standard, Premium oder
CAN-Bus), die allesamt höch-
sten Bedienkomfort ermögli-
chen.

Pflugprogramm

Um die Winterdienstqualitäten
des neuen Unimog voll auszu-
schöpfen, bietet Gmeiner ferner
ein umfangreiches Pflugpro-
gramm für den jüngsten Spröss-
ling von Mercedes-Benz an.
Zwei Pflugvarianten stehen zur
Verfügung:

Bei der Baureihe GMP handelt
es sich um 2-scharige Pflüge, die
für den leichteren bis mittleren
Winterdiensteinsatz konzipiert
wurden und bereits bei verschie-
denen Kommunalfahrzeugen
zum Einsatz kommen. Der GMP
240 hat eine Scharbreite von
2.760 mm und erreicht somit ei-
ne Räumbreite von 2.390 mm.
Der GMP 260 ist mit einer
Scharbreite von 3.000 mm alle-
mal auf eine Räumbreite von
2.600 mm ausgerichtet.

Die Baureihe HES sind 3-
scharige Pflüge, die auch den an-
spruchsvollsten Winterdienstler
zufriedenstellen werden. Diese
Baureihe wird ebenfalls in zwei
Baugrößen angeboten. Da wäre
zum einen der HES 230 mit ei-
ner Scharbreite von 2.720 mm.
Dies entspricht einer Räumbreite
von 2.300 mm bei 30 ° Schräg-
stellung. Der HES 250 ist größer
dimensioniert und erreicht damit
eine Scharbreite von 2.840 mm
und eine Arbeitsbreite von 2.500
mm.
Weitere Infos unter :
www.gmeiner-online.de . ��

den Winterdienst ausgetauscht
werden. Somit steht dann die
volle Nutzlast des Unimog für
Streumittel zur Verfügung: 1,5
Kubikmeter Trockenstoff und
650 Liter Sole.

Die meisten der gezeigten U
20 verfügen über die ab Werk
lieferbare Staubox, die das
Mitführen von Werkzeugen,
Schneeketten oder persönlicher
Schutzbekleidung wesentlich er-
leichtert.
Die weiteren Fahrzeuge der
Leistungsschau:

U 290 mit Winterdienstkom-
bination von Schmidt

(Cirron SL 32, Streuautomat
Mitos FST 17)

U 300 mit Frontkehrmaschine
SFK 2200 von Dücker und Stra-
tos FST 17 Streuer von Schmidt

U 400 mit Böschungsmäher
und Astschere am Ausleger
DUA 700 von Dücker, außerdem
Astabweiser und Glasdach für
Schutz und perfekte Sicht beim
Astschneiden und Tunnelwa-
schen und Ladekran 035-2 von
Hiab

U 400 mit Schmidt-Ausrü-
stung für den Winterdienst (Va-
rio Schneepflug KL-V 32, Streu-
automat Mitos FST 25)

U 400 mit Schneepflug GVS
250 und Streuautomat STA 3000
von Gmeiner

U 400 Böschungsmäher
MFK 500 und Freischneidegerät
2000 von Mulag sowie Streuau-
tomat Mitos FST 30 von
Schmidt für Arbeiten in der
Übergangszeit, mit ISOBUS-Be-
diensystem

U 500 mit Schneepflug GLC
270 und Streuautomat STA 4400
von Gmeiner.

U 500 mit Frässchleuder FS
105, Streuautomat Stratos Inte-
gral S 44, ISOBUS-Bedienter-
minal

sowie ein Mercedes-Benz
Axor 1833 4x4 (Schneepflug
GLS 270 und Streuautomat STA
6000 Gmeiner) und ein Axor
1833 4x4 (Schneepflug MS 34
und Streuautomat Stratos 50
Schmidt). �

Dass das Sprichwort „Einigkeit macht stark“ einen wahren Kern hat, demonstrierten im Schwarzwald
erneut die Teams von Mercedes-Benz Unimog gemeinsam mit zahlreichen Zulieferfirmen, die für jeden
individuellen Bedarf Ansatz-, Aufsatz-, Vorsatz- und Zusatzgeräte liefern - und zwar für alle Unimog-

Baureihen. Unsere Bildergalerie zeigt (v. l.) den neuen U 20 gemeinsam mit einem „großen Bruder“,
Vorsatzgeräte der (Schwester-)Firmen Schmidt aus St. Blasien und Beilhack aus Kiefersfelden, sowie
einen Feuchtsalzstreuer von Gmeiner aus Kümmersbruck. ��

Sieben U 20 ...

Ein vom Fahrerplatz hydraulisch
sperrbarer Torsionsrahmen ver-
hindert eine Schräglage bei der
Arbeit durch den seitlichen Aus-
leger.

Kombination für Land-
schaftspflegearbeiten mit Holz-
häcksler HF 200 von Dücker
(Stadtlohn), niedriger Pritsche
(Söder) und Ballastgewicht
(Dücker) am Heck.

Der Häcksler ist für eine Holz-
stärke von 200 Millimetern aus-
gelegt und wird über die Front-
zapfwelle des Unimog angetrie-

Die bewährte Technik funktioniert natür-
lich auch im Sommer. Der Unimog U 20 hat
aber weniger Fahrzeuggewicht, größere
Wendigkeit und einen niedrigeren Preis als
die großen Brüder U 300, U 400 und U 500.

Verborgene Schätze im Wald
„In Boden und Stein - Denk-

mäler im Wald“, so lautet das
Thema einer neuen Broschüre der
Bayerischen Landesanstalt für
Wald und Forstwirtschaft (LWF),
die jetzt von Forstminister Josef
Miller in München vorgestellt
wurde. Das aufwändig gestaltete
Heft informiert auf 50 Seiten über
die in bayerischen Wäldern ver-
borgenen Zeugnisse längst ver-
gangener Kulturen. „Unter dem
Bewuchs haben sich die unter-
schiedlichsten Denkmäler aus
über 3.000 Jahren Menschheits-
geschichte in erstaunlicher Viel-
falt und besonders gutem Zustand
erhalten“, so der Minister. Zum
reichen Denkmalbestand in Bay-
erns Wäldern zählen beispiels-
weise der Limes, bronzezeitliche
Grabhügel, aber auch Reste von
Wegen oder Wasserkanälen.

Wissenschaftler wie der Abtei-
lungsleiter des Bayerischen Lan-
desamts für Denkmalpflege, Dr.
Walter Irlinger, fassen die Ge-

schichte wichtiger Bodendenk-
mäler in griffiger Form für die
Leser zusammen. Gleichzeitig
liefern die Experten wertvolle
Erkenntnisse, wie die Kulturgü-
ter am besten erhalten und ge-
schützt werden können. Mit die-
ser neuen Broschüre soll laut
Miller bei Waldbesitzern und -
besuchern der Blick für die häu-
fig unscheinbaren Zeugen der
Vergangenheit geschärft werden.
Zusätzlich will man Impulse für
einen sensiblen Umgang mit den
Denkmälern geben, denn: „Nur
was die Menschen kennen, ler-
nen sie auch schätzen. Und nur
was sie schätzen, werden sie
auch schützen.“

Interessenten können die Bro-
schüre kostenlos bei den Ämtern
für Landwirtschaft und Forsten
beziehen oder im Internetange-
bot des Zentrums Wald Forst
Holz Weihenstephan unter
www.forstzentrum.de abrufen.�
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Zukunft des Wohnungsbaus in Bayern:

Impulse setzen!
Pressegespräch von Innenministerium, Baugewerbeverbänden

und Landesbodenkreditanstalt in München

Anlässlich eines gemeinsamen Pressegesprächs des Bayerischen
Innenministeriums, der Bayerischen Baugewerbeverbände und
der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt in München zur Zu-
kunft des Wohnungsbaus in Bayern betonte BBV-Präsident Hel-
mut Hubert die Notwendigkeit starker Impulse für den Woh-
nungsbau angesichts des historischen Tiefs der Baugenehmi-
gungszahlen. Er forderte konkrete Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen.

„Wir brauchen angesichts des
historischen Tiefs der Baugeneh-
migungszahlen dringend starke
Impulse für den Wohnungsbau.
Die Rahmenbedingungen müs-
sen besser werden“, forderte Hu-
bert. Er zeigte sich enttäuscht
darüber, dass die Bundesregie-
rung den Wohnungsbau in den
vergangenen Jahren erschwert
hat. „Die ersatzlose Abschaffung
der Eigenheimzulage, die Strei-
chung der degressiven Abschrei-
bung, die gestiegene Mehrwert-
steuer und die immer wieder hin-
aus geschobene Einbeziehung
der Wohnimmobilien in die ge-
förderte Altersvorsorge haben
den Wohnungsbau fast zum Er-
liegen gebracht. Er ist derzeit
weder für Eigenheimbauer noch
für Investoren attraktiv“, konsta-
tierte der Präsident. Die Zahl der
Baugenehmigungen in Bayern
war 2007 im Vorjahresvergleich
um über 30% gesunken.

Initiative des Freistaats

Hubert begrüßte deshalb die
von Innenstaatssekretär Jürgen
W. Heike vorgestellte Initiative
des Freistaats, mit Wohnungs-
bau-, Zinsverbilligungs- und
Modernisierungsprogrammen
Neubau, Erwerb und Moderni-
sierung von Wohnungen künftig
stärker zu fördern. Er wies aber
auch darauf hin, dass diese Pro-
gramme bislang der Öffentlich-
keit weitgehend unbekannt sind.
Außerdem müssten sie erweitert
werden, um den Wohnungsbau
nachhaltig anzukurbeln.

Altersgerechte Wohnungen

So sei es notwendig, den Neu-
bau altersgerechter Wohnungen
als ein gleichwertiges und för-
derwürdiges Element der Woh-
nungsbaupolitik anzuerkennen.
„Die Förderung altersgerechter
und energetisch den klimapoliti-
schen Zielen entsprechenden Er-
satzneubauten ist sinnvoll, weil
das selbständige Wohnen im Al-
ter unschwer mit niederschwelli-
gen Betreuungsangeboten ver-
bunden werden kann.

Höhere Lebensqualität

Diese bieten im Verhältnis zur
Unterbringung alter Menschen
in stationären Altenheimen
nicht nur eine höhere Lebens-

qualität, sondern entlasten auch
die Pflegekassen und stärken
gerade in Klein- und Mittelzen-
tren innerstädtische Standorte“,
begründete Hubert die Forde-
rung des Baugewerbes. Von den
ca. 39 Millionen Wohnungen in
Deutschland sind nur etwa
250.000 mit einem altersgerech-
ten Standard ausgestattet.

Mehr Bauland ausweisen

Hubert forderte außerdem die
Kommunen auf, wieder mehr
Bauland auszuweisen. Die zu ge-
ringe Ausweisung von Bauland
habe in den vergangenen Jahren
dazu geführt, dass sich Bauland
stark verteuert habe. Von 1996 bis
2005 stiegen die durchschnittli-
chen Baulandpreise in Bayern
von 100 auf 220 Euro. Allein von
2003 bis 2004 gab es einen An-
stieg von 14%, während im glei-
chen Zeitraum der Verbraucher-
preisindex nur um 4,3% stieg. Vor
allem in den großen Städten und
Ballungsräumen hat sich in den
vergangenen Jahren der Anteil
der Baulandkosten an den Woh-
nungs- und Hauspreisen immer
mehr erhöht, während der Anteil
der Baukosten zurückging.

Steuerliche Absetzbarkeit

Als dritte wichtige Maßnahme
zur Förderung des Wohnungs-
baus forderte Hubert die Erwei-
terung der steuerlichen Absetz-
barkeit von Handwerkerrech-
nungen. „Von der 2006 einge-
führten Absetzbarkeit handwerk-
licher Modernisierungs- und Er-
haltungsleistungen für selbst ge-
nutzte Wohnungen von der Steu-
erlast gingen positive Impulse
aus. Die wohnungsbau- und be-
schäftigungspolitisch guten Wir-
kungen dieses Instruments soll-
ten deshalb verstärkt werden, in-
dem der maximale Abzugsbetrag
von der Steuerschuld für allge-
meine haushaltsnahe Dienstleis-
tungen, Pflegedienstleistungen
und Handwerkerleistungen ein-
heitlich auf 25% von 12.000 Eu-
ro – dies entspricht 3.000 Euro -
angehoben wird“, hob Hubert
hervor.

„Die Wohnraumförderung des
Freistaates Bayern bietet attrakti-
ve Programme für den Bau oder
Erwerb von Eigenheimen und
Eigentumswohnungen sowie
den Bau oder die Modernisie-

rung von Mietwohnungen. Bay-
ern stellt im Jahr 2008 nahezu
200 Millionen Euro für die
Wohnraumförderung zur Verfü-
gung. Angesichts rückläufiger
Baugenehmigungen und gleich-
zeitiger Zunahme der Haushalte
will der Freistaat gemeinsam mit
den Partnern am Bau neue Im-
pulse im Wohnungsbau setzen.
Dazu wollen wir deutlich ma-
chen, wie die Wohnungsbaupro-
gramme helfen können“, erklär-
te seinerseits Innenstaatssekretär
Jürgen W. Heike.

Die Baugenehmigungszahlen
sind von Januar bis November
2007 im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum um 31 Prozent auf
35.100 gesunken. Demgegenü-
ber hält Bayern die Wohnraum-
förderung auf hohem Stand. Das
Bayerische Wohnungsbaupro-
gramm, das Bayerische Zinsver-
billigungsprogramm sowie das
Bayerische Modernisierungspro-
gramm unterstützen den Neubau
und Erwerb sowie die Moderni-
sierung von Wohnungen.

Auskünfte zur Wohnraumför-
derung erhalten Bauherren und
Investoren im Internet unter
www.wohnen.bayern.de sowie
von den Bezirksregierungen oder
den Kreisverwaltungsbehörden
(Landratsämter oder kreisfreie
Stadt), wo auch die Förderanträge
gestellt werden können.

Spielräume schaffen

Wie Heike bemerkte, „dienen
die bayerischen Programme
auch dem Klimaschutz durch die
Förderung energiesparender
Maßnahmen“. Mit dem seit 1.
Mai 2007 in Kraft getretenen
Bayerischen Wohnraumförde-
rungsgesetz habe Bayern als ers-
tes Bundesland die neuen Kom-
petenzen im Rahmen der Fö-
deralismusreform umgesetzt.

„Das neue Gesetz bietet insbe-
sondere bei der Förderung alten-
gerechter Wohnformen und bei
der Schaffung sozial stabiler Be-
wohnerstrukturen mehr Spiel-
räume“, fasste Heike zusammen.
Zum 1. Januar 2008 seien neue
Wohnraumförderungsbestim-
mungen in Kraft getreten. Nun
könnten Familien mit einem Zu-
schuss von 1.500 Euro je Kind
rechnen. Auch die Anpassung
von Wohnraum an die besonde-
ren Bedürfnisse von Menschen
mit Behinderung könne jetzt mit
einem Zuschuss von 10.000 Eu-
ro unterstützt werden.

Fördermittel für 2008

Für das Jahr 2008 stellt der
Freistaat erneut Fördermittel auf
dem Niveau des Vorjahres von
nahezu 200 Millionen Euro zur
Verfügung. Insgesamt hat Bay-
ern in den vergangenen 15 Jah-
ren Wohnraumfördermittel in
Höhe von über fünf Milliarden
Euro bereitgestellt. Damit för-
derte das Land über 60.000
Mietwohnungen, knapp 75.000
Eigenwohnungen und knapp
25.000 Plätze in Alten-, Behin-
derten- und Studentenwohnhei-
men. DK

Ostalbkreis setzt auf Telematik
Nach dreijähriger Pilotphase wurden mehr als

50 Mobidat Telematiksysteme in die Fahrzeuge installiert

Der Ostalbkreis hat sein Ziel erreicht. Seit dem Winter
2007/2008 stützt sich der Straßenbetriebsdienst komplett auf Te-
lematik. Nun steht in den Fahrzeugen und Straßenmeistereien
ein individuelles System zur Verfügung, das kaum noch Wün-
sche offen läßt und die Geschäftsprozesse auch für die beteilig-
ten privaten Dienstleister erheblich vereinfacht hat.

„Wir brauchen eine automati-
sierte Lösung!“ So nüchtern wie
konsequent bringt Karl-Heinz
Rieger die Problematik auf den
Punkt. Als Sachgebietsleiter im
Landratsamt des Ostalbkreises
erlebt er, wie die Organisations-
und Verwaltungsaufgaben zu-
nehmen, während die Personal-
stärke eher abnimmt. Zeitrau-
bende Routinepflichten wie Ab-
rechnung und Berichtswesen im
Straßenbetriebsdienst sollten
Computer möglichst vollständig
übernehmen. „Mit der Entschei-
dung für das Telematiksystem
„Mobidat“ haben wir einen
großen Sprung gewagt und eine
für uns ideale Lösung realisiert“,
faßt Karl-Heinz Rieger zusam-
men. Im Winter- und Sommer-
dienst, sowie in den sieben
Streckenkontrollfahrzeugen ver-
richten die Mobidats vollauto-
matisch, fast unscheinbar ihren
Dienst. Sämtliche Aufzeichnun-
gen senden sie, ohne dass der

Fahrer groß etwas unternehmen
muss, zur Weiterverarbeitung an
die Mobidat-Zentrale im Inter-
net. Minuten nach der Fahrt ste-
hen detaillierte Protokolle auf
der Internetplattform zur Verfü-
gung. Mühseliges Notieren oder
Tippen von Räum- und Streube-
richten, Einsatznachweisen und
Rechnungen gehört der Vergan-
genheit an. Fazit des Straßen-
dienstexperten Karl-Heinz Rie-
ger: „Wir konnten fast alles aus-
lagern, was Mühe macht. Da-
durch ist unsere Arbeit schneller,
effizienter und flexibler gewor-
den.“ Folgerichtig blickt er
schon auf die nächsten Entwick-
lungsschritte. „Wir würden ger-
ne auch die Einsatzplanung und
Leistungsbetriebskostenabrech-
nung auf die Internetplattform
bringen.“ Das Potenzial für eine
konsequente Anwendung von
Telematik mit der Firma MOBI-
WORX Telematik GmbH sei
enorm. �

Sachgebietsleiter Karl-Heinz Rieger. ��

Fahrzeuge für den Katastrophenfall
Besser gerüstet im Katastrophenfall ist der Landkreis Bam-
berg, nachdem zwei neue Fahrzeuge angeschafft wurden: Ei-
nes übergab Landrat Dr. Günther Denzler an die Unterstüt-
zungsgruppe Örtlicher Einsatzleiter (UG-ÖEL); das andere
steht ab sofort der Unterstützungsgruppe der Sanitätseinsatz-
leitung (UG-SanEL) beim Malteser Hilfsdienst zur Verfügung.

Die beiden Fahrzeuge sind vor-
wiegend mit Kommunikations-
technik ausgestattet, um die Wei-
sungen und Hilfeersuchen der
Einsatzleitungen schnell und ziel-
gerichtet weiterleiten zu können.

Für rund 63.000 beschaffte
der Landkreis Ersatz für ein in-
zwischen 24 Jahre altes Fahr-
zeug, das noch aus Bundesmit-
teln finanziert worden war. In-
zwischen hat sich der Bund aus
diesem Bereich des Katastro-
phenschutzes zurückgezogen,
so dass nun die Landkreise
selbst für die notwendige Aus-
stattung sorgen müssen. Für das
UG-SanEL-Fahrzeug musste
der Malteser Hilfsdienst auf-

kommen; allerdings konnten
von den insgesamt rund 90.000

über Landratsamt und Regie-
rung von Oberfranken 60.000
an Fördermitteln des Freistaates
abgerufen werden.

Pater Titus Wegener segnete
die beiden Wägen. Bei der
Übergabe an Rudolf Leithner
und Armin Schmittner (UG-
ÖEL) bzw. Dr. Winfried
Strauch und Roland Windfelder
von den Maltesern dankte
Landrat Dr. Günther Denzler
den Einsatzkräften für ihre stete
Bereitschaft. Er wünschte den
Neuanschaffungen gleichwohl
möglichst wenig Gründe zum
„Ausrücken“. �

Landrat Günther Denzler und Pater Titus Wegener bei der
Segnung der beiden Fahrzeuge. ��

Niebler zur Einführung von CO2-Grenzwerten für Autos:

Zeitplan muss fair bleiben!
Das Europäische Parlament drängt auf realistische Zeitvorgaben

bei der Einführung von CO2-Grenzwerten für Autos sowie eine
Abstufung nach Gewichtsklassen. „Eine stabile Mehrheit lehnt ei-
nen einseitig industriefeindlichen Vorschlag ab, der nur der Kon-
kurrenz außerhalb Europas dient“, so die Vorsitzende des Aus-
schusses für Industrie, Energie und Forschung im Europäischen
Parlament, Dr. Angelika Niebler. Die europäischen Hersteller
schon 2012 in eine klimapolitische Zwangsjacke stecken zu wol-
len - wie von der EU-Kommission gefordert - würde viele Ar-
beitsplätze gefährden und massive Wettbewerbsnachteile gegenü-
ber der weltweiten Konkurrenz bedeuten“, so die oberbayerische
Europaabgeordnete. Startdatum soll nunmehr 2015 sein. �
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Personalratsvorsitzender Helmuth Lindner (Mitte) und seine
Stellvertreter Susanne Sieber und Johann Lorenz informierten
sich bei Roswitha Schireis (rechts) vom Gemeindekindergarten
über Papilio. Sie übergaben Horst Erhardt, Geschäftsführer
des beta Instituts (im Bild mit Freudibold) eine Spende. ��

Kreissparkasse Augsburg:

Mitarbeiter spenden
5.000 Euro für Papilio

5.000 Euro erlösten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Kreissparkasse Augsburg im vergangenen Jahr bei einer Tom-
bola auf ihrem Betriebsfest und durch den Verkauf aussortier-
ter Büromöbel. Dieses Geld soll nun dem Präventionspro-
gramm Papilio zugute kommen.

„Die aktuelle Diskussion um
Gewalt und Kriminalität von
Jugendlichen hat uns die Ent-
scheidung leicht gemacht, in
welchen guten Zweck wir den
Betrag sinnvoll investieren“, so
Helmuth Lindner, Personalrats-
vorsitzender bei der Spendenü-
bergabe im Gemeindekinder-
garten Biberbach. „Papilio setzt
früh an, um Sucht und Gewalt
von vorneherein zu vermeiden.“

Beim beta Institut weiß er das
Geld in guten Händen. Das In-
stitut hat mit finanzieller Unter-
stützung der Kreissparkasse seit
Juli 2006 bereits 100 Erziehe-
rinnen im Landkreis Augsburg
in mehrtägigen Fortbildungen
in dem pädagogischen Pro-
gramm Papilio geschult. Damit
sind rund 30 Prozent aller Kin-
dergärten im Landkreis erreicht.

Diese führen die Maßnahmen
zur Förderung sozial-emotiona-
ler Kompetenz dauerhaft in ihren
Einrichtungen durch. Lindner in-
formierte sich heute mit weiteren
Personalratsvertretern im Ge-
meindekindergarten Biberbach
darüber, wie das in der Praxis
aussieht. „Seit wir Papilio vor ei-
nem Jahr eingeführt haben, neh-
men die Kinder viel mehr Rück-
sicht aufeinander“ sagt Roswit-
ha Schireis, stellvertretende Lei-
terin, „sie fragen sich, wie es den
anderen geht und setzen sich für-
einander ein.“

Horst Erhardt, Geschäftsfüh-
rer des beta Instituts, freut sich
über den Einsatz der Kreisspar-
kassen-Mitarbeiter: „Mit der
Spende können auch 2008 wei-
tere Erzieherinnen im Landkreis
geschult werden.“ �

„Unterfränkische Kulturtage“ im Landkreis Miltenberg:

„Tag der Franken“
als Höhepunkt

Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Miltenbergs
Landrat Roland Schwing und dem 1. Bürgermeister von Mil-
tenberg, Joachim Bieber, umriss Bezirkstagspräsident Erwin
Dotzel das Programm der „Unterfränkischen Kulturtage“, die
heuer vom 28. Juni bis 13. Juli ebenfalls in Stadt und Land-
kreis Miltenberg stattfinden. Besonderes Augenmerk liegt da-
bei auf dem „Tag der Franken“, der am 6. Juli erstmals in Un-
terfranken begangen wird.

Der „Tag der Franken“ geht
zurück auf einen Beschluss des
Bayerischen Landtags vom Mai
2005. Damit soll an ein histori-
sches Datum erinnert werden.
Am 1. Juli des Jahres 1500 wurde
nämlich auf dem Reichstag von
Augsburg die Einteilung des Hei-
ligen Römischen Reiches Deut-
scher Nation in Reichskreise in
die Wege geleitet. Der Fränkische
Reichskreis hatte bis zum Ende
des Heiligen Römischen Reiches
1806 Bestand. Der „Tag der Fran-
ken“ wird seit 2006 jedes Jahr in
einem anderen fränkischen Be-
zirk gefeiert.

Allerdings solle es beim dies-
jährigen „Tag der Franken“ weni-
ger um die Geschichte als viel-
mehr um Frankens Gegenwart
und Zukunft gehen, betonte Dot-
zel. „Diskutieren, feiern und ge-
nießen“, dieser Dreiklang solle
den Tag bestimmen. Vormittags
präsentiere sich die fränkische
Kultur in ihrer ganzen Vielfalt,
nachmittags werde eine glanzvoll
besetzte Expertenrunde bei einer
Podiumsdiskussion zu Fragen der
Wirtschaft, der Kultur, der Regio-
nalpolitik und zu den gesell-
schaftlichen Werten Stellung neh-
men. Abends werde der „Tag der
Franken“ mit einem feierlichen
Festakt ausklingen. Die Bedeu-
tung dieses Festtages zeige sich
auch darin, dass Ministerpräsi-
dent Günther Beckstein sein
Kommen bereits zugesagt habe,
so Dotzel.

Bei den „Unterfränkischen Kul-
turtagen“, die heuer bereits zum
21. Mal stattfänden, präsentiert
der Bezirk Unterfranken gemein-
sam mit jeweils einem anderen
Landkreis und einer Kommune
jedes Jahr eine der vielen unter-
fränkischen Kulturlandschaften.
Kaum sonst wo findet man Dot-

zel zufolge ein derart üppiges
Kulturleben mit Musik, Litera-
tur, Malerei und Architektur.
Kaum sonst wo gebe es so kulti-
viertes Essen und derart kulti-
vierte Weine.

Auf einen weiteren Superlativ
verwies Landrat Roland Schwing:
Mit insgesamt 16 Veranstaltungs-
tagen seien die diesjährigen Kul-
turtage die längsten, die es je gab.
Das zentrale Thema dieses Veran-
staltungsreigens „Wege - woher?
wohin? mit wem?“ sei auf der
Hand gelegen. Dies gelte sowohl
mit Blick auf die zentrale geogra-
phische Lage Miltenbergs als
auch im übertragenen Sinn für die
„menschlichen Wege des Mitein-
anders“.

Schwing betonte, er freue sich
außerordentlich, „dass wir ge-
meinsam mit der Stadt Milten-
berg und durch die Tourismusge-
meinschaft verbunden auch mit
Bürgstadt, Großheubach und
Kleinheubach in den Unterfränki-
schen Kulturtagen unsere Wege
einem großen Publikum zeigen
dürfen“. Besonders unterstrich
der Landrat, „dass wir durch die
Organisation schon wieder neue
Wege des Miteinanders finden
werden“. Das allein schon sei ein
Gewinn.

Bürgermeister Joachim Bie-
ber räumte ein, dass der Stadtrat
auf die Herausforderung, den
„Tag der Franken“ zu organisie-
ren, zunächst skeptisch reagiert
habe. Inzwischen sei man aber
sicher, dass man sich als ein
guter Gastgeber präsentieren
werde. „Wir freuen uns schon
sehr auf diesen Tag und die vie-
len Besucher“, sagte Bieber.
Augenzwinkernd ergänzte das
Miltenberger Stadtoberhaupt,
dass „wir im Juli in der Regel
gutes Wetter haben“. DK

Regierungspräsident Wilhelm Wenning:

Misslungener
Familienatlas 2007

Kritik an Berliner Prognos AG
„Verzerrtes Bild oberfränkischer Kommunen“

Der Familienatlas 2007, eine bundesweit angelegte Studie der
Berliner Prognos AG zur Familienfreundlichkeit als Standort-
faktor für die Zukunftsfähigkeit von Regionen und Städten, hat
Oberfrankens Regierungspräsidenten Wilhelm Wenning zu ei-
ner kritischen Stellungnahme an den verantwortlichen Ge-
schäftsführer von Prognos veranlasst.

Die für den Regierungsbezirk
Oberfranken negativen Ergebnis-
se dieser Studie führen nach Wen-
ningsAuffassung zu „erheblichen
Irritationen in der Öffentlichkeit
und bei den verantwortlichen
Kommunalpolitikern“. Noch im
Dezember 2006 habe Bundesfa-
milienministerin Ursula von der
Leyen anlässlich der Preisverlei-
hung im Rahmen des Wettbe-
werbs „Familienfreundliches
Oberfranken“ die Region als eine
Oase für Familien, in der Famili-
enfreundlichkeit ganz bewusst
und systematisch mit Struktur
aufgebaut werde und in der auch
die Menschen die Bedeutung die-
ses Themas erkannt haben, be-
zeichnet. Der Familienatlas 2005
weise Oberfranken als Top-Regi-
on mit sehr guten Ergebnissen
aus und decke sich insoweit mit
den Aussagen der Ministerin.

Konträre Ergebnisse

Vor diesem Hintergrund ist es
Wenning zufolge „mehr als ver-
wunderlich, dass das Ergebnis von
2007 so gegensätzlich und extrem
negativ für unsere Region aus-
fällt“. Zur Messung der Familien-
freundlichkeit der einzelnen kreis-
freien Städte und Landkreise wür-
den in der aktuellen Studie ledig-
lich eine reduzierteAuswahl fami-
lienpolitisch relevanter und regio-
nalpolitisch beeinflussbarer Hand-
lungsfelder sowie demografische
und arbeitsmarktpolitische Rah-
menbedingungen herangezogen.
Mit der Auswahl der Indikatoren
würden aber gerade die traditio-
nellen und strukturellen Besonder-
heiten der Region nicht berück-
sichtigt. „Die ausschließliche Be-
trachtung unter statistischen Ge-
sichtspunkten führt zu einem ver-
zerrten Bild“, so Wenning.

„Vereinbarkeit
von Familie und Beruf“

Nach Wennings Ansicht wer-
den u. a. im Handlungsfeld „Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf“ in der Studie die unterschied-
lichen Bedürfnisse der Eltern von
Kindern unter drei Jahren und die
Qualität der Betreuungsangebote
völlig außer Acht gelassen. Di-
verse Kriterien der Schulqualität,
wie die Ausstattung der Schulen,
die Berufskompetenz der Lehr-
kräfte sowie der Unterrichtserfolg
seien nicht in die Bewertung ein-
gegangen. Dadurch werde gerade
der Anspruch, dass die Qualität
der Schulen in den einzelnen Re-
gionen hätte festgestellt werden
sollen, nur sehr bedingt erfüllt.
Auch bei diesem Handlungsfeld
lasse sich feststellen, „dass die Er-
hebung sehr simpel strukturiert ist
und nicht auf regionale Besonder-
heiten eingeht“.

Gravierende Fehler in der Er-
hebung seien auch im Bereich der
Freizeitangebote zu bemängeln,
fuhr Wenning fort. Die Studie er-
fasse nur in geringem Umfang die
strukturellen Besonderheiten und
Angebote für Familien, die in der
Region vor Ort tatsächlich gelei-
stet werden. Oberfranken biete

als ländlich geprägter Raum
durch das breit gefächerte Enga-
gement aller Vereine, Verbände,
kirchlichen Träger und ehrenamt-
lich Tätigen ein umfassendes An-
gebot an Freizeit- und Förder-
möglichkeiten. Die Oberzentren
Bayreuth, Bamberg, Coburg und
Hof sowie die angrenzenden
Landkreisgemeinden bildeten
hier eine weitgehende Einheit,
die sich wegen der kurzen Ent-
fernungen gegenseitig ergänzen
und bereichern (z. B. gemeinsa-
me Nutzung von Musikschulen,
Schwimmbädern, Kino). Es sei
nicht hinnehmbar, dass all diese
Gesichtspunkte ausgeklammert
werden, so der Regierungspräsi-
dent abschließend. DK

V. l.: Anton Böck (Arbeitskreis Dorfleben), Bürgermeister Jo-
sef Böck, Bernhard Atzkern (ALES), Franz Wenninger (Ört-
lich Beauftragter), Dritter Bürgermeister Herbert Wuschek
und Zweiter Bürgermeister Franz Settele. Text und Bild: wkl

Langenneufnach:

Grünes Licht für
Dorferneuerung

Jetzt haben es die Langenneufnacher schwarz auf weiß: Das
seit 2001 in der Staudengemeinde laufende Flurneuordnungs-
verfahren Langenneufnach II wird um Maßnahmen der Dorf-
erneuerung erweitert. Ein entsprechender Antrag aus dem
Jahr 2002 wurde jetzt vom Bayerischen Staatsministerium für
Landwirtschaft und Forsten positiv beschieden.

In einem persönlichen Brief an
Bürgermeister Josef Böck schreibt
Landwirtschaftsminister Josef
Miller, dass er das Amt für Länd-
liche Entwicklung Schwaben
(ALES) in Krumbach angewie-
sen habe, die „notwendigen
Schritte“ für den Start der Dorf-
erneuerung in Langenneufnach
und im Ortsteil Unterrothan ein-
zuleiten.

In den vergangenen Jahren ha-
ben sich Gemeinderat, Arbeits-
kreise und Bevölkerung intensiv

mit der Zukunft Langenneuf-
nachs auseinander gesetzt und
ein Leitbild mit den Zielen und
Schwerpunkten der künftigen
Entwicklung erarbeitet. Grund-
lage dafür war eine umfangrei-
che Bürgerbefragung, deren Er-
gebnisse in das Leitbild einge-
flossen sind. Mittlerweile wurde
eine nach Prioritäten sortierte
Maßnahmenliste erstellt. Ganz
oben auf dieser Liste steht die
Schaffung eines (neuen) Orts-
zentrums im Bereich Pfarrkir-

che-Rathaus-Schule. Neben den
Maßnahmen im öffentlichen Be-
reich sollen aus Mitteln der Dor-
ferneuerung auch private Initiati-
ven zur Erhaltung und Wieder-
belebung der Bausubstanz und
zur Begrünung des Ortes geför-
dert werden. �

Städtebauförderung in der Oberpfalz:

Stolze Bilanz
Als „stolze Bilanz für die Städtebauförderung in der Ober-
pfalz“ hat Regierungspräsident Dr. Wolfgang Kunert die 228
Bewilligungsbescheide an 71 Städte und Gemeinden mit insge-
samt 14 Millionen Euro an Fördermitteln bezeichnet.

Das breite Spektrum der
Städtebauförderung wird an ei-
nigen Beispielen aus dem Jahr
2007 deutlich:

Im Zentrum von Burglengen-
feld stand seit Jahren ein frühe-
res Einkaufszentrum leer und
war ein großes Hindernis für ei-
ne positive Entwicklung des
Handels im Ortskern. Mehrere
Versuche privater Investoren, die
Immobilie neu zu beleben, sind
gescheitert. Jetzt konnte die
Stadt das Objekt mit Unterstüt-
zung der Städtebauförderung er-
werben, nach einer umfassenden
Neuordnung ist das Areal für
neue attraktive Nutzungen ge-
eignet und wird einen wesentli-
chen Beitrag zur Aufwertung des
Ortskerns leisten.

In Eschenbach wurde die Sa-
nierung des historischen Malz-
hauses abgeschlossen. Trotz
großer ortsgeschichtlicher Bedeu-
tung stand das wertvolle Bau-
denkmal über Jahrzehnte leer und
war dem Verfall preisgegeben.
Mit Unterstützung der Städte-
bauförderung und mit Mitteln des
Denkmalschutzes konnte die
Stadt die Sanierungskosten tra-
gen. Entstanden ist ein neues kul-
turelles Zentrum für die Stadt.

Die Stadt Regensburg konnte

im Jahr 2007 in der Humboldt-
strasse ein neues Quartierszen-
trum einweihen. Zusammen mit
der weit fortgeschrittenen Moder-
nisierung der Wohnungen sichert
dieses eine stabile Entwicklung
dieses Stadtteils.

Der Stadtumbau in Tirschen-
reuth kommt in Fahrt. Die tradi-
tionelle Industriestadt hat sich mit
ihrem neuen Stadtentwicklungs-
konzept eine solide Basis und ei-
ne gute Perspektive für eine bes-
sere Zukunft geschaffen. Als ei-
nes der ersten Impulsprojekte
konnte 2007 mit der lange disku-
tierten Neugestaltung des Markt-
platzes begonnen werden.

Die Stadt Waldmünchen konn-
te 2007 mit der Umsetzung sehr
ehrgeiziger Ziele beginnen. Eine
ökologische Stadtentwicklung
wird systematisch vorbereitet;
Ziel ist eine Energiestadt, die be-
sondere Entwicklungspotentiale
aus der beispielhaften Verwen-
dung regenerativer Energien
schöpft. Parallel zur weiteren pla-
nerischen Vorbereitung wurde be-
reits mit der Sanierung einer
Schule begonnen. Hier wird auch
die energetische Neuorientierung
visuell erlebbar gemacht und als
Teil des Bildungsauftrags der
Schule verstanden. DK
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„Die Schwüre von Treue, sie
brechen entzwei. Hoffentlich
gilt das nicht für die Treue-
schwüre von Fanny Bacher
zur Fraktion.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, erinnerte sich
an die zweite Zeile des Köl-
ner Karnevalsschlagers „Am
Aschermittwoch ist alles vor-
bei“, weil just an diesem Tage
das Gerücht eines heftigen Fa-
schingsflirts von Hajo Klein
mit einer ziemlich jungen,
ziemlich blonden und ziemlich weit hinten auf
der Stadtratsliste stehenden Neukandidatin die
Runde machte.

Fanny Bacher, die Stadtratsveteranin, die
sich mehr durch nassforsches Beharrungsver-
mögen als durch intellektuelle oder rhetorische
Gewandtheit auszeichnet, und der Unternehmer
und selbsternannte Wirtschaftsexperte Hajo
Klein verbindet seit Jahren eine symbiotische
Arbeitsbeziehung, bei der sie sein Sprachrohr

im Stadtrat und er ihr Ideengeber für mancher-
lei sinnige oder - meist - weniger sinnige Anträ-
ge ist. Ob darüber hinaus zwischen beiden eine
Beziehung, Verhältnis oder was immer auch
sein mag, das wabert in der Gerüchteküche,
aber keiner weiß was Genaues.

Fanny ist schwierig, nervig, unberechenbar,
lästig und nervtötend. Deshalb ist sie in der
Fraktion wenig gelitten, was auf Gegenseitigkeit
beruht. Die Fraktion und vor allem der Bürger-
meister halten sie, weil sie mit ihrer unbeküm-
merten Kommunikationsfreude durchaus Sympa-
thien und Stimmen zieht. Fanny hält Burgfrieden
mit der Fraktion, weil sie gerne bei den „Mehre-
ren“ ist und weil Hajo Klein darauf Wert liegt, sie
dort zu haben, wo man das Sagen hat.

Wie das alles weitergehen wird, wenn sich
Fanny und Hajo verkrachen sollten, ist unklar.
Gemeinhin gelten ja Fasching, Weihnachtsfei-
ern und Betriebsfeste als Gelegenheiten, der
Todsünde der Unkeuschheit ihren Lauf zu las-
sen. Dass an Fasching die eine Kandidatin der

anderen den politischen Coach
mittels Flirt aussticht und eine
politische Allianz zerbricht,
das wäre allerdings ein Novum
in unserem Städtchen.

Womit aber wieder einmal
bewiesen wäre, dass es überall
menschelt und auch die effek-
tivste Arbeitsbeziehung nicht
davor gefeit ist, durch irratio-
nale Gefühlsaufwallungen tan-
giert zu werden.

Aber der Sünde soll ja Reue,
Umkehr und Buße folgen. Gerade der Ascher-
mittwoch als Tag der Besinnung auf das Ende
und Auftakt der Fastenzeit ist prädestiniert da-
zu, mit schlechten Taten zu brechen und auf den
rechten Weg zurückzukehren. Was läge also
näher, als ein klärendes Gespräch zwischen
Fanny und Hajo zu organisieren, in dem beide
mal so richtig Dampf ablassen können. Denn
auch das entspricht bei politischen Allianzen
den Gesetzen des Zwischenmenschlichen: Nach
jemandem anderen verlangt es einen der Part-
ner dann, wenn sich Missverständnisse oder
Frustrationen zu hoch aufgebaut haben.

Schlussendlich sollte aber in der Politik im-
mer noch der Verstand über alles andere siegen.
Fanny und Hajo werden wieder zueinander fin-
den. Hajo braucht eine Stimme im Stadtrat und
keine Zählkandidatin im Dreierblock von hin-
ten. Und Fanny braucht jemand, der in ihrem
Strohkopf ab und zu ein Ideenfeuerwerk zündet,
das sie zumindest in die Zeitung bringt.

Mein Chef, der Bürgermeister, wird sein Bes-
tes tun, damit bald Versöhnung gefeiert wird
und wieder Ruhe im Karton herrscht. Und er
wird sich die lieben Kollegen zur Brust nehmen,
die getratscht und geklatscht haben wie scha-
denfrohe Waschweiber. Der Spruch vom heuti-
gen Kalenderblatt kommt ihm da wie gerufen.
Der spanische Bußprediger Petrus von Alcanta-
ra soll einmal gesagt haben: „Alles Übel kommt
daher, dass niemand sich selbst, sondern jeder
nur den anderen ändern will.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Gefühl und Verstand
in der Politik

Allgäuer Baufachkongress 2008:

„Netzwerke knüpfen“
Mit über 3.000 Teilnehmern vermeldete der diesjährige All-
gäuer Baufachkongress in Oberstdorf einen Besucherrekord.
Unter dem Motto „Netzwerke knüpfen“ konnten die Teilneh-
mer aus 60 Fachvorträgen das passende Referat für sich aus-
wählen. Über 50 hochkarätige Referenten aus Verbänden,
Wirtschaft, Architektur, Forschung und Ingenieurwesen wa-
ren am Start. Mit dem Allgäuer Baufachkongress hat Baumit-
Bayosan eine Veranstaltungsreihe etabliert, die in ihrer Aus-
prägung innerhalb der Branche einmalig ist und einen hohen
Bekanntheitsgrad genießt. Bereits seit 1984 wird der Kongress
im 2-jährigen Rhythmus veranstaltet.

Bayerns Wirtschaftsministerin
Emilia Müller wies in ihrer Be-
grüßung darauf hin, dass erst für
das Jahr 2009 ein Wachstum für
den Wohnungsbau prognostiziert
werde. Hingegen sei im Wirt-
schafts- und öffentlichen Bau
bereits im vergangenen Jahr
durch den wirtschaftlichen Auf-
schwung die Auftragszurückhal-
tung aufgegeben worden.

„Neu bauen heißt sanieren“

Das Megathema Energie und
Klimaschutz stehe ganz oben auf
der politischen Agenda mit dem
Ziel Versorgungssicherheit zu er-
schwinglichen Preisen für den
Verbraucher zu sichern. Rund
20 Mio. Gebäude gebe es in
Deutschland. Wenn nur die Hälf-
te davon in den nächsten zehn
Jahren saniert werden, könnten
500.000 neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden. „Neu bauen
heißt sanieren“, so Müller. Die
notwendige Energieeinsparung
schaffe unendliche Chancen für
die Bauwirtschaft.

Überlebensfrage

Besonders stark frequentiert
war der Eröffnungsvortrag „Auf
die Zukunft bauen! Planen, Bau-
en, energetisch Sanieren im 21.
Jahrhundert“ von Dr. Franz Alt.
Anhand einer virtuellen ökolo-
gischen Fernseh-Nachrichten-
sendung zeigte der Journalist
dramatische weltweite Entwick-
lungs-Tendenzen: An einem Tag
werden 150 bis 180 Tier- und
Pflanzenarten ausgerottet, wird
Öl und Gas verbraucht, das die
Natur in 500.000 Tagen ange-
sammelt hat, gehen 86 Mio. Ton-
nen Boden durch Erosion verlo-

ren, entstehen 30.000 Hektar
Wüste.

„Wir verwüsten unsere Welt“,
so Alts Kommentar. „Wenn wir
unser Verhalten nicht ändern,
könnte das eine globale Erwär-
mung von bis zu 8 °C in den
nächsten 100 Jahren bedeuten.
Die Energiefrage hat sich zur
Überlebensfrage für die Mensch-
heit entwickelt.“ Den wichtig-
sten Lösungsansatz sieht der
Journalist in der Nutzung der
Sonne. „Wir bekommen alles,
was wir brauchen von der Son-
ne. Sie schickt uns 15.000 Mal
mehr Energie als alle Menschen
zusammen verbrauchen können.
Was sie uns nicht schickt, ist ei-
ne Rechnung. Was noch fehlt ist
die konsequente Umsetzung.
Wir müssen nur beginnen!“, so
Alts Appell.

Chance auf Unabhängigkeit

Der Umstieg auf Solarenergie
biete auch die Chance auf Unab-
hängigkeit von Energie-Impor-
ten. Da es in Deutschland kein
Erkenntnis-, sondern vielmehr
ein Umsetzungsproblem gebe,
gelte es an allen Fronten zu be-
ginnen: mit speziell ausgebilde-
ten Solararchitekten und qualifi-
zierten Fachhandwerkern.

Weitere Programmhighlights
bildeten Vorträge von Prof. Dr.
Hans Werner Sinn, Präsident des
Ifo-Instituts für Wirtschaftsfor-
schung und des Zukunftswissen-
schaftlers Prof. Dr. H. W. Opa-
schowski. Laut Sinn lässt der
Geschäftsklima-Index für das
Bauhauptgewerbe eine deutliche
Steigerung erkennen: „Wir er-
warten Wachstum 2008 und mit
verhaltenen Werten auch für
2009 im öffentlichen Bau, im

Gewerbebau und im Tiefbau.
Rückgänge werden weiterhin
im Wohnungsbau erwartet. Das
lässt sich auch an den Woh-
nungsfertigstellungen sowohl im
Ein- bis Zweifamiliengebäuden
als auch in Mehrfamiliengebäu-
den ablesen.“

Weniger Wachstum

Die Prognosen für 2008 wie-
sen in Deutschland 1,8 % Wirt-
schaftswachstum nach 2,5 % im
vergangenen Jahr aus, fuhr Sinn
fort. Für 2009 würden nur noch
1,5 % erwartet. Die Hoffnung
liege für dieses Jahr im privaten
Konsum, der mit 1,5 % Wachs-
tum prognostiziert wird. Bislang
habe der Konsum nichts zum
wirtschaftlichen Aufschwung
beigetragen.

Relevant für wirtschaftlichen
Aufschwung seien die Exporte
von Investitionsgütern und die
Binnennachfrage nach diesen
Maschinen und Anlagen. Durch
die Konzentration auf den Ex-
port sei Deutschland andererseits
abhängig von der Entwicklung
der Weltwirtschaft. Hier belaste
der konstant hohe Euro-Wert die
deutsche Wirtschaft zusätzlich
auf der Exportseite.

Laut Prof. Opaschowski leben
in diesen Jahren erstmals mehr
Menschen in der Stadt als auf
dem Land. Berufliche Be-
rührungspunkte versprächen in-
teressante neue Herausforderun-
gen und Bauaufgaben. Persönli-
che Aspekte berührten die eigene
Planung der Zukunft und des Äl-
terwerdens und Älterseins unter
familiären, finanziellen und so-
zialen Aspekten.

Urbane Zukunft

„Die Zukunft ist urban“, so
Opaschowski. Auch wenn im-
mer mehr Menschen in die Städ-
te zögen und die Weltbevölke-
rung täglich um 250.000 Men-
schen wachse, fehle in Deutsch-
land der Nachwuchs. Dies werde
dazu führen, „dass in den Städ-
ten der Zukunft ältere Singles le-
ben, die ganz andere Bedürfnisse
an den Komfort der Wohnungen
und an die Infrastruktur der Städ-
te stellen, als diese heute anbie-
ten“. In wirtschaftlich schweren
Zeiten ziehe es die Menschen in
wirtschaftlich starke Regionen,
also in die Städte. Von den 40
wirtschaftsstärksten Gemeinde-
kreisen in Deutschland lägen al-
lein 23 in Bayern. „Diese wer-
den die Gewinner dieses Prozes-
ses sein“, meinte der Wissen-
schaftler und prognostizierte:
„2020 werden die Babyboomer
in Ruhestand gehen und versu-
chen, ihre Immobilen an eine
zahlenmäßig kleinere Gruppe zu
verkaufen, um diesen zu finan-
zieren. Das wird zu sinkenden
Immobilienpreisen führen.“

Lebendige Nachbarschaft

„Die lebendige Nachbarschafts-
hilfe, spontan, vor der Haustür
und um die Ecke, wird wieder
entdeckt“, zeigte sich Opascho-
wski überzeugt. Die Selbsthilfe-
gesellschaft sei keine Utopie.
„Das soziale Nachbarschaftsum-
feld wird in Zukunft genauso
wichtig wie Miete, Ausstattung
und Lage“, schloss der Wissen-
schaftler seineAusführungen.DK

Kreissparkasse Augsburg baut
Standort Schwabmünchen aus

Schwabmünchen/Augsburg - Die KreissparkasseAugsburg hat in
den vergangenen Monaten den Standort Schwabmünchen neu
gestaltet, räumlich umgebaut und personell erweitert. Jetzt wur-
den die Ergebnisse präsentiert.

„Hinter den Kulissen des Ta-
gesgeschäfts hat sich die Kreis-
sparkasse im vergangenen Jahr
von innen heraus runderneuert“,
zog Richard Fank, Vorstandsvor-
sitzender der Kreissparkasse, Bi-
lanz. In Schwabmünchen vollzog
das regionale Kreditinstitut einen
Komplettumbau: Neue Büros, ein
Kundenservicecenter, ein Schu-
lungszentrum und eine neue Kan-
tine sind entstanden. Teile der
Kreditabteilung, das Kreditarchiv
und der IT-Service sind ausAugs-
burg in den südlichen Landkreis
umgezogen. Die Anzahl der Mit-
arbeiter, die dort tätig sind, wird
sich bis Mitte 2008 auf rund 240
mehr als verdoppelt haben. Im
Kompetenzzentrum Schwab-
münchen bündelt die Kreisspar-
kasse spezialisierte Dienstleistun-
gen für ihre Kunden: von der Im-
mobilienfinanzierung über Ver-
mögensmanagement bis zur Be-
ratung von Privat- und Unterneh-
menskunden.

Kundenservicecenter:
zwölf Stunden täglich

Kunden, die bei der Kreisspar-
kasse anrufen, werden seit Jahres-
mitte vom zentralen Kundenser-
vicecenter in Schwabmünchen
bedient, einem Servicecenter, in
dem rund 40 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des Finanzdienst-
leisters mit qualifizierter Sparkas-
senausbildung beschäftigt sind.
Diese beantworten Fragen, sper-
ren EC-Karten, tätigen Überwei-
sungen und vereinbaren Termine
mit Beratern. Das Kundenservi-

cecenter ist montags bis freitags
von 7:00 bis 19:00 Uhr unter der
gebührenfreien Telefonnummer
0800-7765724 zu erreichen. Das
durchschnittliche Anrufaufkom-
men beträgt derzeit rund 1.600
Anrufe am Tag.

Komfortables Arbeiten

Für das Kundenservicecenter
entwickelte die Kreissparkasse
eine Möblierung, die den ergono-
mischen Anforderungen von Te-
lefonie-Arbeitsplätzen besonders
entspricht. Eine Innovation, die
aus der Kooperation der beiden
mittelständischen Unternehmen
hervorging, sind höhenverstellba-
re Tische, bei denen sich parallel
auch die Schalltrennwände mit
bewegen. So können die Mitar-
beiter bequem zwischen sitzen-
dem und stehendem Arbeiten ab-
wechseln, ohne einem höheren
Schallpegel ausgesetzt zu sein.
Auch warme Holz- und Natur-
materialien, flexible Beleuch-
tungssysteme sowie Rollcontai-
ner, in denen die Mitarbeiter ihre
individuellen Unterlagen und
Utensilien verstauen können, sor-
gen für ein angenehmes und
komfortables Arbeiten.

Marktfolgetätigkeiten

Um den teuren Raum in Augs-
burg-Stadtmitte effizienter nutzen
zu können, verlegt die Kreis-
sparkasse Schritt für Schritt so
genannte Marktfolgetätigkeiten
nach Schwabmünchen. Unter
Marktfolge verstehen Finanz-

dienstleister ihre „Produktion“,
also den operativen Bereich jen-
seits der Kundenberatung bzw.
des Vertriebs. Was viele nicht
wissen: In Schwabmünchen wer-
den jeden Tag bis zu 15.000 Bele-
ge und Überweisungsträger ge-
scannt und digital weiterverarbei-
tet. Seit Ende November ist die
Kreditabteilung zunächst mit der
Privatkunden-Kreditbearbeitung
in Schwabmünchen angesiedelt.
Im ersten Halbjahr 2008 folgen
die restlichen Bereiche. Beim
Umzug des Kreditarchivs wurden
mit Unterstützung der Spedition
Stahl aus Untermeitingen rund
vier Kilometer laufende Akten
bewegt. Auch der IT-Service für
die 47 Geschäftsstellen in Augs-
burg und im Landkreis wird seit
Dezember von Schwabmünchen
aus geleistet.

Modernes Schulungszentrum

Für ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter richtete die Kreisspar-
kasse ein modernes Schulungs-
zentrum mit drei hellen und
großzügigen Seminarräumen ein.
Rund 3.000 Schulungstage im
Jahr werden dort absolviert. Hin-
zu kommen weitere 1.600 Tage
an externen Weiterbildungsein-
richtungen. Diese Maßnahmen
stellen die hohe Beratungsqualität
sicher, für die die Kreissparkasse
Augsburg in diesem Jahr als
beste Sparkasse in Bayern von
der Sparkassenorganisation aus-
gezeichnet wurde. Besonders gut
kommen die beiden Coffee Cor-
ner und die neue Kantine bei der
Belegschaft an. DasAmbiente er-
innert an schicke Bistros und lädt
zu entspannenden und kommuni-
kativen Pausen ein. �

Bayerisch-tschechischer Grenzraum:

Startschuss für
INTERREG IV

Im Rahmen der deutsch-tschechischen Auftaktveranstaltung in
Regensburg hat Bayerns Wirtschaftsministerin Emilia Müller zu-
sammen mit dem tschechischen Vize-Minister für Regionalpolitik
Jirí Vackár den Startschuss für das neue Ziel 3-Programm Frei-
staat Bayern-Tschechische Republik 2007-2013 (INTERREG IV)
gegeben. Mit diesem Programm wird das erfolgreiche INTER-
REG III A-Programm Freistaat Bayern-Tschechische Republik
2000-2006 fortgeführt.

Wie Ministerin Müller betonte,
haben erfolgreiche Vorbildprojek-
te wie die grenzübergreifende
Gartenschau 2006 Marktred-
witz/Eger, das Centrum Bavaria
Bohemia in Schönsee oder die
Euregio Bayerischer Wald-Böh-
merwald bereits in der vergange-
nen Förderperiode gezeigt, was in
enger grenzüberschreitender Ko-
operation möglich ist.

Nunmehr habe der Freistaat die
Möglichkeit, zusammen mit sei-
nen tschechischen Partnern in den
nächsten sieben Jahren „gemein-
same Projekte zur Vertiefung der
Zusammenarbeit und zur Ent-
wicklung unserer Grenzräume
durchzuführen“. Dafür stünden
insgesamt 115 Mio. Euro EU-
Mittel zur Verfügung, davon 60
Mio. Euro auf bayerischer Seite.
Mit diesen Geldern könne die Er-
folgsgeschichte von INTERREG
zur weiteren Entwicklung der
Grenzregionen fortgesetzt und
ein wichtiger Beitrag für das Zu-
sammenwachsen in Europa gelei-
stet werden.

Ziele des neuen EU-Pro-
gramms sind die Weiterentwick-
lung des bayerisch-tschechi-
schen Grenzraumes zu einem ge-
meinsamen, zukunftsfähigen Le-
bens-, Natur- und Wirtschafts-
raum und die Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit des Grenzrau-
mes. Schwerpunkte sind einer-
seits die wirtschaftliche Entwick-
lung, Humanressourcen und
Netzwerke (z. B. Tourismus, be-
rufliche Bildung und Arbeits-
markt, Wissenschaft, Forschung,
Kultur, Gesundheit) und anderer-
seits die Raum- und Umweltent-
wicklung (z. B. Umwelt- und Na-
turschutz, Raumplanung und Ent-
wicklung des ländlichen Raumes,
Verkehr).

Fortgeführter Fonds

Der den Euregiones zur Verfü-
gung stehende Dispositionsfonds,
also der Fonds zur Förderung von
kleinen Projekten (bis zu 25.000
Euro Gesamtvolumen), wird im
Rahmen des Ziel 3-Programms

fortgeführt. Ansprechpartner hier-
für ist die Euregio Egrensis.

In Oberfranken gehören zum
Ziel 3-Fördergebiet die Land-
kreise Bayreuth, Hof, Kronach,
Kulmbach und Wunsiedel i. Fich-
telgebirge sowie die kreisfreien
Städte Bayreuth und Hof. Auf
tschechischer Seite erstreckt
sich das Fördergebiet auf die
Bezirke Karlsbad, Pilsen und
Südböhmen. DK
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Vorschau auf GZ 4
In unserer Ausgabe Nr. 4, die am 28. Februar erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz IT für die Kommunalverwaltung
zz Umweltschutz . Abfallwirtschaft
zz Dienstleistungen für Kommunen

Sportgeräte

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

LIEFERANTEN- N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Schacht-Ausrüstungen

GZ
Absperrpfosten

Ankauf / Briefmarken

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 WINNENDEN
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (089) 749 949 74

Inserierenbringt Erfolg!
www.bayerische-gemeindezeitung.deAbzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt ein
Prospekt des Beck-Verlags München bei. Wir bitten um
freundliche Beachtung. ��

Umweltmodellregion im
Landkreis Neumarkt

Vorreiter für die Oberpfalz und ganz Bayern im Umweltcluster Bayern
Etwas völlig Neues für die Oberpfalz ist die Bündelung aller Um-
weltaktivitäten. Das geschieht im Landkreis Neumarkt. „Cluster“
heißt soviel wie Netzwerk, Bündelung. Am 25. Oktober 2007 un-
terzeichneten Landrat Albert Löhner, Prof. Dr. Michael Braun,
Präsident der Georg-Simon-Ohm Hochschule Nürnberg, und
Clustersprecher Dr.-Ing. E.h. Hans Huber den Kooperationsver-
trag zur Erarbeitung der wissenschaftlichen Grundlage. Damit
wird der Landkreis Neumarkt als erstes Gebiet im Projekt „Mo-
dellregion“ im Umweltcluster Bayern evaluiert.

Im Wesentlichen geht es bei
dem Projekt darum, eine Region
beispielhaft hinsichtlich ihrer Pro-
jekte und Vernetzung von Wirt-
schaft, Wissenschaft und Verwal-
tung im Umweltbereich zu be-
werten. Die Schwerpunkte liegen
unter anderem auf folgenden
Themen:
z sichere und umweltverträgli-
che Wasserversorgung und Ent-
sorgung,
z ökologische und ökonomische
Abfallwirtschaft,
z regionale Wertschöpfung,
z integrierter Umweltschutz und
Regionalentwicklung,
z Umweltschutz durch regiona-
le Netzwerke und Kreisläufe,
z Arbeitsplätze und Beschäfti-
gung in der Region.

Was ist der
„Umweltcluster Bayern“?

Als eines von 19 Zukunftsfel-
dern wählte die Bayerische
Staatsregierung im Jahr 2006 den
Bereich Umwelttechnologie aus.
Daraufhin wurde auf Initiative
des Bayerischen Wirtschaftsmini-
steriums das Umweltcluster Bay-
ern gegründet, das auch hinter
dem Neumarkter Projekt steht.
Dabei handelt es sich um ein
Netzwerk der Wirtschaft und
Wissenschaft auf dem Gebiet der
Umwelttechnologie, dessen ober-
stes Ziel es ist, die Umwelttech-
nologie-Unternehmen dabei zu
unterstützen, marktfähige Pro-
dukte zu entwickeln, herzustel-

len und im In- und Ausland zu
vertreiben. Wichtig ist der Aus-
tausch und die Beteiligung mög-
lichst vieler Akteure. „Wir ver-
stehen uns als Drehscheibe für
sämtliche Umweltaktivitäten in
Bayern, bei uns läuft sehr viel
an Informationen zusammen, die
wir an Interessenten weiterge-
ben“, erläutert Dr. Manuela
Wimmer, Geschäftsführerin des
Umweltclusters Bayern.

„Umwelt-Modellregion“

Intensiv gearbeitet wird am
Projekt „Umwelt-Modell-Re-
gion“. Mit der Simon-Ohm
Hochschule in Nürnberg wird ei-
ne Methode entwickelt, mit der
anhand festgelegter Kriterien die
Umweltkompetenz einer ganzen
Region wissenschaftlich bewertet
wird. Zum ersten Mal wird dieses
Verfahren nun im Landkreis Neu-
markt umgesetzt.

Die Evaluation wird zum ei-
nen die Bereiche zeigen, in de-
nen der Landkreis schon gut ist.
Diese Fakten werden sowohl die
Bürger als auch die ansässigen
Unternehmen noch stärker an
Neumarkt binden und beispiels-
weise dem Tourismus nutzen.
Zum anderen werden Bereiche
mit Defiziten ans Tageslicht
kommen. Hier bietet die Studie
dann konkrete Ansatzpunkte für
neue Projekte.

Die Georg-Simon-Ohm Hoch-
schule Nürnberg entwickelt Kri-
terien, anhand deren der Land-

kreis Neumarkt bezüglich Um-
welttechnologie, Umweltschutz,
Umweltprojekte und Umweltbil-
dung evaluiert werden kann. Ge-
achtet wird aber auch darauf, die
Auswirkungen auf die Region,
auf die Unternehmen und auf die
Bürger zu erfassen.

Zuerst steht eine Bestandsauf-
nahme in folgenden Punkten an:
z Abwasserentsorgung und Klär-
schlammverwertung
z Abfallwirtschaft
z Regenerative Energieversor-
gung
z Trinkwasserversorgung
z Projekte zur Regionalentwick-
lung und Umweltbildung
z Umweltschutz durch regionale
Netzwerke und Kreisläufe
z Besonders engagierte und re-
präsentative Unternehmen

Der Hochschule obliegen fol-
gende Aufgaben:
z Entwicklung des Kriterienka-
taloges
z Erstellung einer Bewertungs-
matrix
z Exemplarische Bewertung der
Modell-Region Neumarkt i.d.OPf.
z Erforschung der Auswirkun-
gen auf die Bürger, auf die regio-
nalen Unternehmer und auf die
Region selbst.

Durch das Zusammenwirken
mehrerer Umweltsektoren ent-
stehen Synergieeffekte und so
neue Innovationen in den Un-
ternehmen sowie im Zusam-
menwirken von Verwaltungen
und Unternehmen. Etwa bei
den regenerativen Energien
und der Klärschlammverwer-
tung können in der weiteren,
eigenverantwortlichen Umset-
zung durch den Landkreis
neue Projekte entwickelt und
realisiert werden.

Profil schärfen

„Der Umweltcluster bietet uns
als Modellregion die große
Chance, unser Profil als Region
mit hoher Umwelt- und Lebens-
qualität weiterzuentwickeln und
zu schärfen. Neue Pilotprojekte
sollen uns auch in der Energie-
und Umwelttechnologie voran-
bringen und zusätzliche Wachs-
tums- und Entwicklungsper-
spektiven für unsere Betriebe
eröffnen. Der Landkreis Neu-
markt wird auch sein Entwick-
lungsleitbild entsprechend dem
Umweltcluster ausrichten“,
meint hierzu Neumarkts Landrat
Albert Löhner.

Dies ist auch ein Anliegen der
Geschäftsführerin des Umwelt-
cluster Bayern, Dr. Manuela
Wimmer. „Ziel muss sein, dass
alle anderen Regionen der Vor-
reiterrolle von Neumarkt folgen
und sich ebenfalls evaluieren las-
sen.“ Markus Bauer

Unterzeichnung des Kooperationsvertrages „Modellregion
Neumarkt“. Vordere Reihe: Staatssekretär a.D. MdL Hans
Spitzner, Prof. Dr. Michael Braun, Präsident der Georg-Si-
mon-Ohm Hochschule Nürnberg, Neumarkts Landrat Albert
Löhner und der Sprecher des Umweltcluster Bayern, Dr.-Ing.
E.h. Hans G. Huber. ��

KGST-Untersuchung:

Erlanger Bürgeramt
ist spitze

Das Bürgeramt der Stadt Erlangen hat bei einem Vergleich der
KGST (Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement) am besten abgeschnitten. Unter den zehn im Ver-
gleichsring untersuchten Städten in der Kategorie „100.000 bis
200.000 Einwohner“ belegte Erlangen im Bereich der Gesamt-
zufriedenheit den 1. Platz.

In Testtelefonaten und schrift-
lichen Kundenbefragungen wur-
de erhoben, wie die Bürgeran-
liegen erledigt werden. Kriteri-
en waren u. a. Beratungsange-
bot, Öffnungszeiten und Er-
reichbarkeit, Wartezeiten, aber
auch Kompetenz, Engagement
sowie Freundlichkeit der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter.

Unschlagbare Rate

Besonders hervorgehoben
wurde, dass in Erlangen nur 9,3
Prozent aller Bürgerwünsche
nicht sofort erledigt werden
konnten - eine Rate, die sich
kaum unterbieten lässt, da bei-
spielsweise die Ausstellung ei-
nes Personalausweises ein zwei-

maliges persönliches Erschei-
nen zwingend erfordert.

Innovative
Umorganisation

Oberbürgermeister Siegfried
Balleis freute sich über die Be-
wertung des Bürgeramtes ganz
besonders. „Ich finde es großar-
tig, dass die innovative und bür-
gerfreundliche Ausrichtung und
Umorganisation unseres Bür-
geramtes Früchte trägt und auch
in der Öffentlichkeit entspre-
chend positiv wahrgenommen
wird. Dieser Vergleich ist auch
eine eindrucksvolle Bestätigung
für das Engagement unserer
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter“, so das Stadtoberhaupt. DK

Unter dem Motto „Ein Bus für Ruhpolding“ wurden sportbe-
geisterte Kinder, Jugendliche und Erwachsene aus Sport- und
Schützenvereinen des Landkreises München zur Biathlon Ju-
gend- und Juniorenweltmeisterschaft eingeladen. Dem Aufruf
zur Teilnahme kamen 60 Personen nach, die mit Sportreferent
Günter Stephan zu den Staffelwettbewerben der weiblichen
Jugend und Juniorinnen fuhren. Fahrtkosten und Eintritt
sponserte die Kreissparkasse München Starnberg. ��


